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1 Einleitung 

1. Fisch ist eine wertvolle natürliche Ressource. Er 
stellt eine wichtige Proteinquelle für die menschliche 
Ernährung dar, ist aber auch ein zentraler Bestandteil der 
marinen Ökosysteme. Die Erkenntnis, dass es sich hierbei 
zwar um eine nachwachsende aber trotzdem nicht unbe-
grenzte Ressource handelt, ist nicht neu. Das Phänomen 
der Überfischung ist spätestens seit dem Zusammenbruch 
der Kabeljaubestände vor Neufundland und Labrador mit 
dem Beginn der 1990er-Jahre auch in der wissenschaft-
lichen Literatur gut beschrieben (HUTCHINGS und 
MYERS 1994). Trotz dieser Erkenntnis gelingt es bis 
zum heutigen Tage in vielen Fällen nicht, Fisch – aber 
auch andere Meeresorganismen – nachhaltig zu bewirt-
schaften, das heißt in dem Maße zu nutzen, dass eine 
langfristige Erhaltung der Bestände auf möglichst hohem 
und gesundem Niveau und die Vermeidung schwer-
wiegender Eingriffe in die Meereslebensräume gewähr-
leistet sind. Dies trifft insbesondere auch für die europä-
ischen Fischbestände zu. So werden derzeit wenigstens 
zwei Drittel der europäischen Fischbestände nicht nach-
haltig bewirtschaftet und etwa 20 % befinden sich in 
einem kritischen Zustand (Europäische Kommission 
2010c). Hinzu kommt, dass die Fischerei immer noch 
einer der Hauptverursacher von Schäden an den marinen 
Lebensräumen ist (OSPAR Commission 2010b). 

2. Die wesentlichen Gründe für die erheblichen 
Probleme in der europäischen Fischerei ist Missmanage-
ment bzw. ein nicht nachhaltiges Fischereimanagement, 
welches sich unter anderem zeigt in 

– überdimensionierten Fangflotten in bestimmten 
Fischereien, 

– der Festlegung zu hoher Fangquoten, die oftmals 
deutlich oberhalb der wissenschaftlichen Empfeh-
lungen liegen, 

– der Verwendung umweltschädigender und bestands-
schädigender Fangtechniken, 

– zu hohen ungewollten Beifängen, 

– unzureichenden Kontrollen der Fischereiaktivitäten 
und  

– illegalen Fischereiaktivitäten.  

Verantwortlich für die Fehlsteuerung im Fischerei-
management ist in erster Linie die Gemeinsame Fische-
reipolitik (GFP). Die Kompetenzen für die Regulierung 
der Fischerei liegen in europäischen Gewässern mit Aus-
nahme der nationalen 12-Seemeilenzonen in ausschließ-
licher Hand der EU. Auch wenn erste positive Verände-
rungen in der GFP erkennbar sind, wird sie den hohen 
Ansprüchen, die die EU an Nachhaltigkeit und den Um-
weltschutz in vielen Bereichen stellt, nicht gerecht. So 
kommen in der derzeitigen Praxis Prinzipien wie der 
Vorsorgeansatz, das Verursacherprinzip und der öko-
systemare Ansatz kaum zum Tragen. Inzwischen ist des-
halb allgemein anerkannt, dass Umsteuerungsbedarf in 
der GFP besteht. 

3. Für das Jahr 2013 ist eine Reform der GFP vor-
gesehen. Am 13. Juli 2011 hat die Europäische Kommis-
sion hierzu einen Vorschlag für die Reform der Verord-
nung über die Gemeinsame Fischereipolitik veröffentlicht 
(Europäische Kommission 2011f; nachfolgend auch 
Kommissionsvorschlag). Mit der Reform entscheidet es 
sich, ob es in den nächsten zehn Jahren gelingt, die euro-
päische Fischerei, die derzeit noch als ein klassisches 
Beispiel für eine nicht nachhaltige Ressourcennutzung 
gilt, in nachhaltige Bahnen zu lenken. Die Fischerei zeigt 
auf anschauliche Weise, dass bei einer nachhaltigen Be-
wirtschaftung einer biologischen Ressource ökologische 
Belange die Grundlage jeglichen Handelns darstellen 
müssen. Diese ökologischen Aspekte haben mit der Ver-
abschiedung der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
(Richtlinie 2008/56/EG, MSRL) noch einmal einen Be-
deutungszuwachs erhalten. Die Reform der GFP muss 
ihren Beitrag dazu leisten, dass das Erreichen eines guten 
Umweltzustands in den europäischen Meeren bis zum 
Jahr 2020, wie in der MSRL vorgesehen, möglich wird. 
Angesichts der weiterhin hohen Belastungen der Meere 
durch Fischereiaktivitäten ist die Reform von hoher Be-
deutung. 

Mit dem Reformvorschlag der Europäischen Kommission 
ist ein erster wichtiger Schritt unternommen worden, die 
aufgezeigten Fehlentwicklungen in der GFP zu beseiti-
gen. Trotz vieler positiver Aspekte, die der Vorschlag 
enthält, sieht der Sachverständigenrat für Umweltfragen 
(SRU) darüber hinausgehend Bedarf, den Aspekt der 
ökologischen Nachhaltigkeit und des Vorsorgeansatzes in 
der Reform zu stärken. In der vorliegenden Stellung-
nahme benennt der SRU deshalb eine Reihe von Maß-
nahmen im Rahmen der GFP, die zum Teil über das, was 
von der Europäischen Kommission in ihrem Reform-
vorschlag skizziert wurde, hinausgehen. 

1.1 Kurze Darstellung der 
Überfischungsproblematik 

4. Im Nordostatlantik gelten nach Aussage der 
Europäischen Kommission 63 % der bekannten Fisch-
bestände als überfischt; 20 % aller Bestände, für die Ein-
schätzungen vorliegen, sind in einem kritischen Zustand 
(liegen außerhalb sicherer biologischer Grenzen bzw. es 
droht ein Bestandszusammenbruch) und für etwa 64 % ist 
die Bestandslage aufgrund unzureichender Daten unbe-
kannt. Für das Mittelmeer und das Schwarze Meer wer-
den von den eingestuften Beständen 82 % als überfischt 
qualifiziert (Europäische Kommission 2011d). Besonders 
kritisch ist die Bestandslage für am oder auf dem Grund 
lebende (demersale) Fischarten von hohem kommerziel-
lem Wert, wie zum Beispiel Kabeljau (Bezeichnung für 
geschlechtsreifen Dorsch (Gadus morhua), der nicht aus 
der Ostsee stammt). 

Allerdings hat sich der Zustand einiger Bestände in den 
letzten Jahren etwas verbessert. So stieg im 
Nordostatlantik und in angrenzenden Gewässern die Zahl 
der Bestände, die nachweislich nicht überfischt werden, 
zwischen 2005 und 2010 von 2 auf 11. Die Zahl der 
Bestände „außerhalb biologisch sicherer Grenzen“ (aber 
ohne Empfehlung, den Fischfang einzustellen) ging 
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zwischen 2003 und 2011 von 30 auf 19 zurück 
(Europäische Kommission 2011d). 

In der Nordsee einschließlich Kattegat und Skagerrak 
gelten 3 von 16 der wichtigsten Fischbestände als „außer-
halb sicherer biologischer Grenzen“ (Tab. 1). Das heißt, 
für diese Bestände sind entweder die Menge der vorhan-
denen geschlechtsreifen Tiere und/oder die aktuelle durch 
die Fischerei entnommene Biomasse in einem Bereich, 
der eine Gefährdung des Bestandes beziehungsweise 
einen Zusammenbruch vermuten lässt. Dies betrifft insbe-
sondere die beiden Kabeljaubestände. Doch auch in der 
Nordsee konnte bei wenigen Beständen wie zum Beispiel 
der Scholle in jüngerer Zeit eine positive Entwicklung 
festgestellt werden (ICES 2010c). Allerdings darf dabei 
nicht übersehen werden, dass die Aussage „in sicheren 
biologischen Grenzen“ nur besagt, dass der Bestand nicht 
vom Zusammenbruch bedroht ist. Dies bedeutet noch 
nicht, dass der Bestand nach den Kriterien des 
höchstmöglichen Dauerertrags (s. Tz. 16) nachhaltig 
bewirtschaftet wird. Das trifft nämlich lediglich für 2 der 
16 Bestände zu (Tab. 1). Die Situation etwa der Hälfte der 
Bestände in der Ostsee, für die der Internationale Rat für 
Meeresforschung (International Council for the Explora-
tion of the Sea – ICES) Empfehlungen erarbeitet, ist ak-
tuell unklar, da für diese aufgrund unzureichender Daten 
keine Ableitung von Referenzwerten vorgenommen wer-
den konnte (ICES 2011). 

5. Darüber hinaus hat sich bei vielen Fischbestän-
den aufgrund des hohen Fischereidrucks die Alters-
struktur deutlich verschoben, im Extremfall wie beim 
Kabeljau in der Nordsee hin zu immer jüngeren Fischen, 
von denen nur noch ein sehr geringer Anteil die Ge-
schlechtsreife erreicht. Aus diesem Grund beruht die 
Fischerei auf Kabeljau in der Nordsee primär auf sehr 
kleinen bzw. jungen, noch nicht geschlechtsreifen 
Fischen, die etwa 93 % des Fangs ausmachen 
(Europäische Kommission 2009b) 

6. Am Nordseekabeljau zeigt sich die Über-
fischungsproblematik sehr anschaulich (Abb. 1). Kabeljau 
bzw. Dorsch ist schon lange ein wichtiger Speisefisch. 
Die Fischerei auf diese Art hat von jeher eine hohe kom-
merzielle Bedeutung. Gut erkennbar ist der starke Anstieg 
des Fischereidrucks in den 1960er- und 1970er-Jahren, 
gefolgt von einem kontinuierlichen Rückgang der Bio-

masse an laichreifen Fischen bis zu einer Größe, die die 
beiden Referenzpunkte (Bpa und Blim) für das Risiko bzw. 
die Gefahr eines Bestandszusammenbruchs unterschreitet 
(Tz. 15). Die in den letzten Jahren zu beobachtende 
leichte Bestandszunahme ist alleine auf ein positives Jahr 
hinsichtlich der Rekrutierung (s. Kasten S. 7/8) zurückzu-
führen und primär mit natürlichen Schwankungen der 
Bestandsentwicklung und weniger mit Bestandsschutz-
maßnahmen zu erklären (ICES 2010b). 

7. Etwas anders stellt sich die Situation des 
Dorsches in der Ostsee, insbesondere des östlichen Be-
standes, dar. Dieser konnte sich in den letzten Jahren 
aufgrund sehr günstiger hydrographischer Bedingungen 
für die Ei- und Larvenentwicklung deutlich erholen. Dies 
steht im Zusammenhang mit dem Einstrom von salz- und 
sauerstoffreichem Wasser aus der Nordsee im Jahr 2003. 
So nahm aufgrund der guten Rekrutierung die Bestands-
biomasse deutlich zu und liegt inzwischen über dem vom 
ICES (2011) ermittelten Vorsorgereferenzwert. 

8. Eine besondere Problematik stellt die Fischerei 
auf Tiefseefische dar. Diese Ressource wird aufgrund der 
abnehmenden Bestände der bisherigen primären Ziel-
fischarten im zunehmenden Maße genutzt (NORSE et al. 
2011). Über diese Arten und deren Bestände liegen so gut 
wie keine Informationen vor. Als sicher gilt aber, dass 
Tiefseefische häufig erst sehr spät die Reproduktionsreife 
erreichen und geringe Reproduktionsraten aufweisen, 
weshalb ein hoher Fischereidruck sehr schnell einen Be-
standszusammenbruch zur Folge haben kann (OSPAR 
Commission 2010b). Exemplarisch hierfür ist die Situa-
tion des Granatbarsches (Hoplostethus atlanticus), besser 
bekannt unter dem Namen Orange Roughy, welcher An-
fang der 1980er-Jahre von der Fischerei entdeckt wurde 
(LACK et al. 2003). Da es sich hierbei um einen hoch-
wertigen und stark nachgefragten Speisefisch handelte, 
brach ein regelrechter Goldrausch auf diese Art aus, mit 
der Folge, dass heute bereits einige Bestände wie zum 
Beispiel vor Tasmanien aber auch im Nordostatlantik 
erschöpft bzw. wahrscheinlich zusammengebrochen sind 
(ICES 2010d). Letzteres kann nur aufgrund der kontinu-
ierlich stark abnehmenden Fänge geschlussfolgert wer-
den.  
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Tabel le  1  

Zustand der wicht igsten Fischbestände 
in der Nordsee einschl ießl ich Skagerrak und Kattegat  

Art  Bestand In sicheren biologischen 
Grenzen 

Nachhaltig bewirtschaftet** 

Biomasse 
laichreifer 

Tiere  

Fischerei-
druck 

Biomasse 
laichreifer 

Tiere 

Fischerei-
druck 

Kabeljau Nordsee, östl. Kanal, 
Skagerrak 

− <>* − − 

Kabeljau Kattegat − ? ? ? 

Schellfisch Nordsee, östl. Kanal, 
Skagerrak 

+ + + + 

Köhler 
(Seelachs) 

Nordsee, Skagerrak, westl. von 
Schottland 

+* +* ? ? 

Seehecht nördlicher Bestand +* +* ? ? 

Scholle Nordsee + + − + 

Scholle Skagerrak, Kattegat u. östl. 
Kanal 

? ? ? ? 

Seezunge  Nordsee <> + − − 

Seezunge  Skagerrak, Kattegat u. Belt + + + + 

Seezunge östl. Kanal + <> − + 

Hering Nordsee, östl. Kanal, 
Skagerrak (Herbstlaicher) 

<> + + − 

Hering Skagerrak u. Belt 
(Frühjahrslaicher) 

− − − − 

Makrele Nordostatlantik + <> − + 

Sprotte Nordsee ? ? ? ? 

Sprotte Skagerrak, Kattegat ? ? ? ? 

Stintdorsch  Nordsee, Skagerrak u. Kattegat + ? ? + 

− =  Biomasse unterhalb bzw. Fischereidruck oberhalb der vom ICES festgelegten Referenzpunkte oder Biomasse bzw.  
 Fischereidruck nicht nachhaltig 

<> =  Biomasse bzw. Fischereidruck zwischen dem vom ICES festgelegten Gefahrreferenzpunkt und Vorsorgereferenzpunkt 

+ =  Biomasse oberhalb bzw. Fischereidruck unterhalb des vom ICES festgelegten Referenzpunktes oder  
 Biomasse bzw. Fischereidruck im nachhaltigen Bereich  

* =  Bewertung beruht auf Einschätzung aus dem Jahr 2009 bzw. 2008 

? =  es liegen keine ausreichenden Daten vor und/oder Referenzwerte wurden nicht festgelegt 

** =  nach den Empfehlungen des ICES hinsichtlich MSY (maximum sustainable yield) 

SRU/Stellungnahme Nr. 16–2011/Tab. 1; 
Datenquelle: ICES 2010b 
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Abbildung 1 

Entwicklung der Biomasse adulter Tiere und der Anlandungen 
beim Nordseekabeljau* von 1963 bis  2010 
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Blim =  Limitreferenzpunkt (bei Unterschreitung ist eine ausreichende Rekrutierung nicht mehr gewährleistet, es droht ein 
Bestandszusammenbruch) 

Bpa =  Vorsorgereferenzpunkt (bei Unterschreitung droht Erreichen von Blim) 

* =  einschließlich östlicher Kanal und westlicher Teil des Skagerraks 

SRU/ Stellungnahme Nr. 16–2011/Abb. 1; 
Datenquelle: ICES 2010b 

 

1.2 Sonstige Umweltschäden 
durch die derzeitige Fischereipraxis  

9. Die Fischerei beeinträchtigt aber nicht nur die 
bewirtschafteten Fischbestände, sondern führt häufig auch 
zu Schäden an sonstigen Arten und den marinen Lebens-
gemeinschaften. So werden in vielen Fischereien neben 
den Zielarten noch andere Arten mitgefangen und an-
schließend als Rückwurf wieder über Bord gegeben. Da-
bei handelt es sich um sehr unterschiedliche Organismen, 
zum Beispiel um zu kleine Fische der Zielfischart oder 
anderer kommerziell genutzter Arten, Fischarten, für die 
der Fischer über keine Quote verfügt, und Arten, die nicht 
von kommerziellem Interesse sind, wie Wellhorn-
schnecken, Schlangensterne, aber auch Haie, Rochen, 
Seevögel und Meeressäuger.  

Etwa 30 % der in der Nordsee gefangenen Kabeljaue und 
50 % der Schollen sind Beifänge und werden als Rück-
würfe wieder über Bord gegeben (ICES 2010b). Ein 
Großteil des Rückwurfs, insbesondere wenn es sich um 
Rundfische handelt, verendet. Aber selbst bei Platt-
fischen, die als robuster gelten, ist die Überlebensrate des 
Beifangs in der Baumkurrenfischerei (s. Kasten S. 7/8) 

mit weniger als 10 % sehr gering (BEEK et al. 1990). Der 
ins Meer zurückgeworfene Beifang dient als Nahrungs-
quelle für viele Opportunisten wie Seemöwen oder ver-
schiedene Krebsarten, die sich aufgrund dieser neu er-
schlossenen Nahrungsquelle stark vermehren konnten und 
gleichzeitig andere Arten verdrängten (VOTIER et al. 
2004). 

Der Beifang durch die Fischerei kann durchaus eine Be-
drohung für das Vorkommen einer Art sein, wie es für 
Meeressäuger (Schweinswale in der Ostsee) und Meeres-
vögel dokumentiert wurde (ZYDELIS et al. 2009; 
OSPAR Commission 2010b). Zusätzlich stellt der Bei-
fang neben einem ökologischen auch ein ökonomisches 
Problem dar, da kommerziell nutzbare Fische aufgrund 
von Untermaßigkeit oder fehlender Quote wieder über 
Bord gegeben werden, dabei zu einem hohen Anteil ver-
enden und somit dem Bestand und deren Produktivität 
verloren gehen. Für die dänische Baumkurrenfischerei 
und die Fischerei auf Rundfische in Großbritannien wurde 
berechnet, dass durch den Rückwurf der direkte Verlust 
an möglichem Einkommen 70 % bzw. 42 % des Wertes 
der jährlichen Anlandung ausmacht (CAPPELL 2001). 
Zusätzlich ist der Fang dieser Biomasse auch mit dem 
Einsatz von Energie und Arbeit verbunden. 



    7 

10. Ein anderes Beispiel für die Auswirkungen der 
Fischerei auf mittelbar betroffene Arten stellt die Ver-
schiebung des Gleichgewichts von Räuber-Beute-Bezie-
hungen dar. Beispielsweise wurde mit dem starken Rück-
gang des Dorsches in der Ostsee eine Zunahme der 
Sprotte, seines primären Beuteorganismus, beobachtet 
(HELCOM 2010). Auch hatte der hohe Fischereidruck 
auf Sandaale eine negative Wirkung auf den Bruterfolg 
von Dreizehenmöwen (Rissa tridactyla) in der nördlichen 
Nordsee, die sich insbesondere von dieser Fischart ernäh-
ren (OSPAR Commission 2010b). Generell sind die 
Fischbestände ein wichtiger Bestandteil des Ökosystems. 
Mit Ihrer Nutzung ändert sich Bestandsdynamik und 
Größe, was wiederum Auswirkungen auf die Zusammen-
setzung der Lebensgemeinschaften und das Nahrungsnetz 
hat und zusammen mit anderen Belastungen wie Schad- 
und Nährstoffeinträge sowie den Folgen des Klima-
wandels zu einer erhöhten Vulnerabilität der marinen 
Ökosysteme beiträgt. 

11. Ein weiteres zentrales Problem stellt die Störung 
bzw. Zerstörung der Bodenökosysteme durch die 
Schleppnetzfischerei dar. Schwere, über den Meeres-
boden geschleppte Netze bzw. deren Scherbretter und 
Scheuchketten sind verantwortlich für mechanische 
Schäden an den Bodenlebensräumen und 
-lebensgemeinschaften. Davon besonders betroffen ist die 
südliche Nordsee, in der die Baumkurrenfischerei mit 
schwerem Geschirr für einen deutlichen Rückgang der 
Biomasse und der Arten der am Boden lebenden Orga-
nismen geführt hat (OSPAR Commission 2010b; SRU 
2004). Zwar ist der zeitliche Aufwand dieser Fischereien 
in den letzten Jahren etwas zurückgegangen, dafür haben 
sich die Aktivitäten in Gebiete verschoben, die vorher 
wenig frequentiert wurden. Der Zeitraum, den eine 
Lebensgemeinschaft benötigt, um sich von einem derarti-
gen Eingriff zu erholen, kann von einigen Monaten bis zu 
15 Jahren reichen (OSPAR Commission 2010b). In der 
Ostsee werden dagegen insbesondere Stellnetzfischerei 

betrieben und pelagische Netze eingesetzt, Baumkurren 
dürfen nicht verwendet werden. Bei der Stellnetzfischerei 
ist der immer noch hohe Beifang von Nichtzielarten, 
insbesondere Meeressäugern (z. B. Schweinswalen) und 
Meeresvögeln ein großes Problem. Gerade über den Bei-
fang von Meeressäugern liegen wenig verlässliche Daten 
vor, was die Bewertung der Relevanz und das Ergreifen 
von adäquaten Vermeidungsmaßnahmen erschwert.  

12. Der Mülleintrag in die Meere ist ein Problem, 
welches in den letzten Jahren vermehrt diskutiert wird. 
Die Fischerei ist hier mengenmäßig wahrscheinlich eher 
von untergeordneter Bedeutung, allerdings stellen Netz-
reste und verloren gegangene Netze ein gravierendes 
ökologisches Problem dar.  

13. Eine weitere Belastung stellt die Verlärmung der 
Meere dar, zu der die Fischerei beispielsweise durch 
Schraubengeräusche ebenfalls beiträgt. Hier bestehen 
erhebliche Unsicherheiten aufgrund großer Wissens-
defizite, insbesondere hinsichtlich der Wirkung von 
Lärmemissionen auf die Meeresumwelt. 

2 Grundlagen eines nachhaltigen 
Fischereimanagements 

2.1 Quotenmanagement und Ziel eines 
größtmöglichen Dauerertrags 

14. Die Nutzung der europäischen Fischbestände 
wird derzeit durch die Festlegung von jährlichen Fang-
mengen bzw. -quoten und Aufwandsbeschränkungen 
geregelt (Abschn. 3.1.1). Die Fangquoten sind Dreh- und 
Angelpunkt des Fischereimanagements. Hierfür werden 
die naturwissenschaftlichen Grundlagen vom ICES 
bereitgestellt. Grundlage ist der Vorsorge- und der öko-
systemare Ansatz (ICES 2010a) 

 

 

Einige Zahlen und Grundlagen zur Fischerei 

Anfang 2010 bestand die deutsche Fischereiflotte aus 1.767 Fahrzeugen. Davon gehörten neun zur großen Hochsee-
fischerei, 383 zur Kutter- und Küstenfischerei, 1.316 zur kleinen Küstenfischerei und 59 zu sonstigen Fischereifahr-
zeugen sowie Muschelfahrzeugen. Die deutsche Fischereiflotte gehört zu den kleinsten Flotten in der EU.  

Etwa zwei Drittel der deutschen Kutter- und Küstenfischerei hat sich auf den Fang von Krabben spezialisiert. Die 
Fischerei auf Krabben hat im Jahr 2010 bezogen auf die Arten auch den größten Erlös erwirtschaftet. In der Krabben-
fischerei werden Baumkurren verwendet. Bei Baumkurren handelt es sich um über den Grund geschleppte Netze, die 
durch einen Baum oberhalb der Netzöffnung offen gehalten werden. Ketten oder mit Bleigewichten beschwerte Taue 
am unteren Rand der Netzöffnung dienen beim Fang auf Plattfische dem Aufscheuchen der Zielarten. Bei der Kleinen 
Küstenfischerei kommen insbesondere sogenannte passive Fanggeräte wie Reusen und Stellnetze zum Einsatz, die 
stationär an einer Stelle stehen und in die die Fische hinein schwimmen. Diese Art der Fischerei wird im besonderen 
Maße an der Ostseeküste betrieben.  

Mengenmäßig wird der Fang deutscher Fischereifahrzeuge durch sogenannte pelagische bzw. sich im freien Wasser-
körper aufhaltende Fischarten wie Hering (Clupea harengus, 37.036 t), Sprotte (Sprattus sprattus, 36.901 t), Stöcker 
(Trachurus trachurus, 21.093 t) und Makrele (Scomber scombrus, 18.873 t) dominiert (die Mengenangaben beziehen 
sich auf das Jahr 2010). Beim Fang dieser Schwarmfische ist es meistens möglich sehr saubere, das heißt Fänge ohne 
viel Beifang, zu erzielen. Eine weitere kommerziell wichtige Art ist der Dorsch (Gadus morhua), außerhalb der Ostsee 
auch als Kabeljau (laichreifer Dorsch) bezeichnet. Der Dorsch gehört zu den demersalen Arten, die sich überwiegend 
am oder auf dem Grund aufhalten. Demersale Fischarten sind häufig mit anderen Arten vergesellschaftet, weshalb 
beim Fang dieser Fische mit höheren Beifängen zu rechnen ist. Der Kabeljau wird in der Nordsee insbesondere in der 
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gemischten Fischerei auf Kabeljau, Schellfisch und Wittling gefangen. Industriefischerei bzw. der Fang von Fischen 
ausschließlich zur Herstellung von Fischmehl und Fischöl wird von deutschen Fischereifahrzeugen nicht betrieben.  

Die Fischerei beruht in der Regel auf dem Fang geschlechtsreifer Tiere. Für die nachhaltige Bewirtschaftung eines 
Fischbestandes (in der Regel eine räumlich abgegrenzte Unterpopulation einer Art) ist eine Reihe von Daten erforder-
lich. Um eine verlässliche Abschätzung der Entwicklung eines Fischbestandes durchführen zu können, ist es erforder-
lich, die Rekrutierung, das heißt das Nachwachsen von Jungfischen, abschätzen zu können. Diese wird durch eine 
Vielzahl von Faktoren, wie zum Beispiel Temperatur, Salzgehalt, Nahrungsverfügbarkeit und Vorkommen von Fress-
feinden, beeinflusst. Inwieweit sich aber ein Bestand nach einem hohen Nutzungsdruck wieder erholen kann, hängt 
nicht nur von der Rekrutierung, dem Wachstum und der Sterblichkeit ab, sondern auch von weiteren Faktoren, die 
unter anderem Veränderungen im Ökosystem aufgrund des Fischereidrucks betreffen. Dazu zählt zum Beispiel, in-
wieweit die ökologische Nische, welche die betroffene Art besetzt hat, inzwischen von anderen Arten besetzt wurde.  

Um den Zustand sowie die Entwicklung eines Fischbestandes abzuschätzen, werden von der Wissenschaft Modelle 
benutzt, die auf eine Reihe von Daten zurückgreifen, die aus der Fischerei, von Fischereibeobachtern und aus wissen-
schaftlichen Fängen stammen. Letztere beinhalten auch die Beprobung von Jungfischen und Fischlarven.  

Quelle: BMELV 2010a; ICES o.J.; BLE 2011 

 

Die Empfehlungen des In ternat ionalen Rats  
für  Meeresforschung 

15. Der ICES erarbeitet unter anderem Empfeh-
lungen für die Festlegung von Fangquoten für einzelne 
Fischbestände. Die wichtigsten Eckdaten hierfür sind die 
fischereiliche Sterblichkeit (F), die Bestandsbiomasse (B) 
und die Produktivität des Bestandes. Die fischereiliche 
Sterblichkeit (F) ist ein relativer Wert, der angibt, welcher 
Anteil von der Bestandsbiomasse entnommen werden 
kann und muss entsprechend der Bestandsbiomasse in 
einen absoluten Wert bzw. eine Quote umgerechnet wer-
den. Die Bestandsbiomasse (B) wird aufgrund von 
Modellierungen ermittelt und unterliegt erheblichen na-
türlichen Schwankungen, weshalb diese Abschätzung mit 
Unsicherheiten verbunden ist. Die Produktivität entspricht 
dem Massezuwachs aufgrund von Rekrutierung und 
Größenwachstum, von der die natürliche Sterblichkeit 
abgezogen wird. Die Produktivität des Bestandes ist unter 
anderem von dessen Größe bzw. der Biomasse an laich-
reifen Fischen (Spawning Stock Biomass – SSB) abhän-
gig, die wiederum von der fischereilichen Sterblichkeit 
ganz entscheidend bestimmt wird. Des Weiteren sind die 
Rekrutierung und damit letztlich auch die Produktivität 
aufgrund von natürlichen Bedingungen, wie zum Beispiel 
dem Vorkommen von Nahrungsorganismen für die 
Fischlarven, sehr variabel. Die sogenannte Surplus Pro-
duction bzw. die Zunahme der Produktivität des Bestan-
des aufgrund des Fischereidrucks (Bestände reagieren auf 
die Zunahme der Sterblichkeit mit einer gesteigerten 
Produktion) ist gleichzeitig der Teil eines Bestandes, der 
abgefischt werden kann, ohne dass sich die Bestandsgröße 
ändert. Das Verhältnis von F, Produktion und Bestands-
größe wird auch als Produktionsfunktion bezeichnet. 
Dieses erreicht in der Theorie ihr Maximum beim 
höchstmöglichen Dauerertrag (maximum sustainable 
yield – MSY), welcher eine dauerhaft maximale Ent-
nahme bei konstanter Bestandsbiomasse (B) erlaubt 
(s. Tz. 16). FMSY ist wiederum definitionsgemäß die 
fischereiliche Sterblichkeit, bei der bzw. unterhalb der 
dieses Maximum erreicht werden kann. FMSY gibt an, 
welcher Anteil von der bestehenden Bestandsbiomasse 

abgefischt werden darf, um BMSY zu erreichen bzw. zu 
erhalten.  

Die vier wesentlichen Größen, die vom ICES für einen 
Bestand, soweit ausreichend Daten hierfür vorliegen, in 
der Vergangenheit festgelegt wurden bzw. derzeit noch 
werden, sind:  

– Blim: die Minimumbiomasse eines Bestandes, unter-
halb derer erwartet wird, dass die Rekrutierung des 
Bestandes gestört oder aber die Bestandsdynamik un-
bekannt ist. Es droht ein Bestandszusammenbruch. 

– Bpa: ist der Vorsorgereferenzpunkt für die Bestands-
biomasse und soll verhindern, dass die natürlich vor-
liegende Biomasse Blim erreicht.  

– Flim: fischereiliche Sterblichkeit, die, wenn sie länger-
fristig oberhalb dieses Wertes liegt, wahrscheinlich 
zum Bestandszusammenbruch führt. 

– Fpa: ist der Vorsorgereferenzwert für die fischereiliche 
Sterblichkeit. Mit diesem Wert soll verhindert werden, 
dass aufgrund von Fehlabschätzungen bzw. natür-
lichen Veränderungen der Bestandsbiomasse Blim er-
reicht wird bzw. die fischereiliche Sterblichkeit Flim 
entspricht.  

Erst seit Kurzem wird auch BMSY bzw. ein entsprechender 
Triggerwert für die Bestandsbiomasse und FMSY – soweit 
möglich – angegeben (zu den Schwierigkeiten vgl. 
Tz. 17 ff.). Die beiden oben genannten Vorsorge-
referenzwerte dienen insbesondere dazu, Unsicherheiten 
in der Datenlage hinsichtlich der Bestandsdynamik aber 
auch den Einfluss natürlicher Faktoren aufzufangen 
(ICES 2010a). Der ökosystemare Ansatz findet lediglich 
in der Form Berücksichtigung, dass der ICES zunehmend 
Empfehlungen für das sonstige Ökosystem, zum Beispiel 
zum Schutz von besonders sensiblen Lebensräumen, 
erstellt. Insgesamt war der Auftrag der Beratung des ICES 
darauf ausgerichtet, den Bestand unter Einbeziehung des 
Vorsorgeprinzips auf einem gesunden Niveau zu erhalten, 
um einen Bestandszusammenbruch zu verhindern, nicht 
aber langfristig den Nutzen zu maximieren 
(SISSENWINE und SYMES 2007). Dies hat sich mit 
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dem Aufgreifen des Konzepts des höchstmöglichen Dau-
erertrags (maximum sustainable yield – MSY) geändert.  

Zum grundsätzl ichen Verständnis  von MSY   

16. Das Konzept MSY ist an sich als Maßstab für die 
Bewirtschaftung von Fischbeständen nicht neu 
(RUSSELL 1931; GRAHAM 1935). Das Grundprinzip, 
das dahinter steht, besagt nichts anderes, als dass ein 
Bestand genau so bewirtschaftet wird, dass über einen 
unbestimmten Zeitraum eine maximale Entnahme mög-
lich ist. Die Bestandsgröße wird dabei genau so groß 
gehalten, wie es für eine maximale Reproduktionsrate 
erforderlich ist. Im einfachsten Modell entspricht dies 
etwa der Hälfte der maximalen Bestandsgröße, die sich 
unter natürlichen Bedingungen bei fehlender Bewirt-
schaftung einstellen würde. Unterhalb der Biomasse, die 
einen höchstmöglichen Dauerertrag ermöglicht (BMSY), 
sinkt die Menge Fisch, die entnommen werden kann, da 
mit sinkender Zahl an Individuen auch die Reproduk-
tionsrate abnimmt. Wächst der Bestand über BMSY, führen 
Faktoren der Bestandsdichte zu einer Begrenzung des 

Bestandswachstums bis hin zur Stagnation aufgrund der 
Überschreitung der ökologisch tragfähigen Kapazität. Der 
Bestand kann immer weniger wachsen, da er seine eige-
nen Ressourcen, wie zum Beispiel die Nahrung, zuneh-
mend ausschöpft. Eine stark vereinfachte Darstellung 
dieser Zusammenhänge stellt Abbildung 2 dar. 

Dem Konzept liegen hauptsächlich zwei Annahmen zu-
grunde. Zum einen, dass aufgrund der Bewirtschaftung 
des Bestandes die Reproduktions- und Wachstumsraten 
zunehmen. Genau dieses zusätzliche Wachstum kann 
nach dem Konzept MSY jährlich abgefischt werden, ohne 
die Bestandsgröße zu verändern, soweit der Bestand eine 
Biomassengröße erreicht hat, die den größtmöglichen 
Dauerertrag ermöglicht. Zum anderen die Annahme, dass 
der Bestand nicht grenzenlos wächst, da ab einer be-
stimmten Individuenzahl die Population eine Größe er-
reicht, bei der sie die ihr zur Verfügung stehenden Res-
sourcen zunehmend ausschöpft und dadurch limitiert 
wird. 

 

 

Abbildung 2 

Schematische Darstel lung des Konzepts MSY 
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17. Das Konzept wird aus verschiedenen Gründen 
kritisiert, insbesondere da es auf die theoretische Produk-
tion der bewirtschafteten Arten fokussiert und viele 
sonstige Aspekte wie die Größe und das Alter einschließ-
lich der Geschlechtsreife der entnommenen Fische, die 
Komplexität der Bestandsbiologie, Artinteraktionen und 
die vielfältigen sonstigen Faktoren, die Einfluss auf die 

Dynamik der Bestände haben, nicht berücksichtigt, ge-
schweige denn dem Vorsorgegedanken Rechnung trägt 
(NSRAC 2011; FROESE et al. 2010; LARKIN 1977; 
MACE 2001; SISSENWINE 1978). Darüber hinaus ba-
siert die Theorie auf einer Gleichgewichtsannahme, die 
aufgrund von Variabilitäten und Trends in der Tragfähig-
keit von Ökosystemen in der Praxis nie erreicht wird. Ein 
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vollständiges Ausschöpfen des MSY würde aufgrund der 
genannten Schwächen (u. a. Instabilität des Referenz-
wertes) zwangsläufig wieder zu einer Überfischung des 
Bestandes führen. Ein Jahr, in dem aufgrund veränderter 
natürlicher Faktoren die Rekrutierung deutlich niedriger 
als sonst ausfällt, zum Beispiel aufgrund fehlender Nah-
rung für die Fischlarven, würde dafür schon ausreichen. 
Um eine langfristig stabile Bestandsgröße zu erhalten 
bzw. zu erreichen, ist es deshalb erforderlich, weniger als 
MSY zu fischen. Des Weiteren ist es wichtig, die Rah-
menbedingungen wie Bestandszusammensetzung, Nah-
rungsverfügbarkeit – insbesondere für die Fischlarven und 
Jungfische – und sonstige Faktoren, die Einfluss auf die 
Bestandsentwicklung haben, zu monitoren, um frühzeitig 
auf Veränderungen durch Anpassung der Fangmengen 
reagieren zu können.  

18. Ein Vorschlag für eine Alternative zu MSY 
stammt von FROESE et al. (2010). Die Autoren schlagen 
vor, Bestände, die bereits eine Biomasse erreicht haben, 
die den größtmöglichen Dauerertrag ermöglicht, bei 
0,9 MSY zu bewirtschaften. Damit würde von dem Be-
stand nur 90 % des theoretischen größtmöglichen Dauer-
ertrags abgefischt, was einen Sicherheitsspielraum für 
Unsicherheiten bei der Abschätzung und bei natürlichen 
Schwankungen zuließe. Ziel ist es, das Risiko, dass der 
Bestand unter BMSY fällt, zu mindern. Zudem wird vor-
geschlagen, sobald der Bestand unter BMSY fällt, die 
Fangquoten linear soweit abzusenken, dass sie bei der 
Hälfte der Biomasse, die für MSY erforderlich ist 
(0,5 BMSY), Null betragen. Die Schwäche dieses Vor-
schlags liegt allerdings darin, dass es auf das Einarten-
MSY-Konzept abhebt und es darüber hinaus derzeit kaum 
möglich ist, BMSY zu bestimmen, da hierfür die notwen-
digen Erfahrungen fehlen (Fachgespräch mit dem Institut 
für Seefischerei des Johann Heinrich von Thünen-Instituts 
vom 27. Mai 2011). 

Ein weiterer Vorschlag stammt von HOLT (2007), der für 
die Berechnung von Quoten einen sogenannten Allowable 
Catch and/or Effort Algorithm (ACEA) vorschlägt. Dieser 
sollte vorab gründlich auf der Basis verschiedener Popu-
lationsmodelle und anhand historischer Daten getestet und 
durch aktuelle Daten moduliert werden und so nach dem 
besten Wissensstand die Populationsdynamik wieder-
geben. Bei deren Verwendung müssen die Erkenntnis, 
dass stark übernutzte Bestände sich oft langsamer als 
erhofft erholen, sowie die Veränderungen in der Alters- 
und Größenzusammensetzung der Population aufgrund 
der Nutzung berücksichtigt werden.  

Ein anderes Konzept für die Bewirtschaftung von Fisch-
beständen ist der optimal nachhaltige Dauerertrag (opti-
mum sustainable yield – OSY), welcher auf MSY aufbaut 
aber auch ökonomische, soziale und ökologische Aspekte 
berücksichtigt, beispielsweise die Fähigkeit des Ökosys-
tems, diesen Ertrag dauerhaft zu gewährleisten. Somit 
liegt OSY unterhalb von MSY. Allerdings gestaltet sich 
die Ermittlung vom optimalen nachhaltigen Dauerertrag 
noch deutlich komplexer als MSY (FAO o.J.) 

Fazi t  und ökosystemarer  Ansatz 

19. Die wissenschaftlichen Empfehlungen wurden 
erst im Jahr 2010 an das Konzept des größtmöglichen 
Dauerertrags (MSY) angepasst (ICES 2010a). Zuvor war 
der ICES lediglich aufgefordert, Empfehlungen für Fang-
quoten festzulegen, die auf der fischereilichen Sterblich-
keit (F) und Blim und Bpa beruhen. Bpa liegt im Mittel bei 
etwa 34 % der Biomasse, die MSY produzieren könnte 
(FROESE et al. 2010). Die entsprechende fischereiliche 
Sterblichkeit (Fpa) liegt deutlich höher als die, welche das 
Erreichen bzw. den Erhalt von BMSY gewährleisten kann 
(= FMSY). Somit ist das Umschwenken auf MSY bereits 
mit einem erheblichen Fortschritt verbunden und wird zu 
einer deutlichen Erholung der Bestände führen. Die Emp-
fehlungen des ICES beinhalten inzwischen auch, soweit 
möglich, Werte für FMSY oder wenn dies nicht möglich ist, 
einen entsprechenden Näherungswert, der bei F0,1 (ent-
spricht einer Bestandsentnahme von 10 %) liegt. Da BMSY 
aus den oben genannten Gründen als Referenzwert unge-
eignet ist, wird auf einen Triggerwert ausgewichen 
(BMSYtrigger), welcher in der Regel Bpa entspricht. Erfor-
derlich ist es aber zweifelsohne, sonstige Faktoren, die die 
Bestandsdynamik beeinflussen und damit auch den Vor-
sorgeansatz, bei der Anwendung des MSY-Konzepts 
ausreichend zu berücksichtigen. 

20. Aus gutem Grund wird von verschiedener Seite 
immer wieder die Forderung eines stärker ökosystem-
basierten Ansatzes im Fischereimanagement erhoben. 
Konzepte allerdings, wie dieser in der Praxis umgesetzt 
werden soll, sind rar und oftmals sehr komplex (MACE 
2001). Zweifelsohne ist der erste Schritt in diese Richtung 
die Reduzierung des Fischereidrucks, da eine solche 
zwangsläufig auch zu einer stärkeren Schonung der Öko-
systeme beiträgt. Wie erwähnt, ist das Umschwenken auf 
MSY bereits ein wichtiger Schritt in diese Richtung. 
Erforderlich ist es aber zudem, von dem Management 
einzelner Bestände hin zu einem Mehrartenmanagement 
zu kommen. Des Weiteren ist es notwendig, die Daten-
lage, sowohl über den Zustand der Bestände als auch über 
die Folgen der Fischerei für das sonstige Ökosystem, zu 
verbessern. Einen weiteren Schritt stellt die Einbindung 
zusätzlicher Faktoren – neben der fischereilichen Sterb-
lichkeit und der Bestandsproduktivität – in das Fischerei-
management dar. Dies wären zum Beispiel die Verände-
rungen im Nahrungsnetz aufgrund von Fischereiaktivi-
täten, die Laich- und Aufzuchtbedingungen der Fisch-
populationen und die Folgen der Fischereiaktivität für 
sensible Teile des Ökosystems. Wenn die genannten 
Bedingungen erfüllt sind, ist bereits ein Fortschritt in 
Richtung eines ökosystemaren Ansatzes erreicht. Für eine 
weitere Entwicklung in diese Richtung müssen erst noch 
entsprechende und praktikable Konzepte entwickelt und 
etabliert werden.  

2.2 Beifang und Rückwürfe 

21. Der Beifang stellt, wie oben dargestellt, ein gro-
ßes Problem der Fischerei dar. Der Anteil des Beifangs 
am Gesamtfang ist je nach Fischerei unterschiedlich. In 
der Nordsee treten in der Baumkurrenfischerei auf Platt-
fische und beim Fang mit Scherbrettnetzen (Netze, die 
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über den Grund geschleppt werden und durch zwei große 
Metallplatten bzw. Schwerbretter rechts und links des 
Netzes und aufgrund des hydrodynamischen Drucks offen 
gehalten werden) von Kaisergranat oder am Grund leben-
der Rundfische – wie Dorsch – besonders hohe Beifänge 
auf (CATCHPOLE et al. 2005). So kann zum Beispiel der 
Beifang in der Grundschleppfischerei auf Seezungen bis 
zu 90 % des Gesamtfangs ausmachen (GROENEWOLD 
und BERGMAN 2003). Der Anteil der Beifänge am Fang 
ist neben der Art der verwendeten Netze – insbesondere 
deren Maschenweiten – noch von weiteren Faktoren wie 
die Netzschleppgeschwindigkeit sowie Ort und Zeit der 
Fangaktivitäten abhängig.  

22. Die Mitgliedstaaten sind inzwischen aufgrund 
verschiedener Vorgaben (s. insb. VO (EG) Nr. 199/2008 
und VO (EG) Nr. 812/2004) verpflichtet, Daten zu Bei-
fängen bzw. Rückwürfen zu erheben. Die Daten müssen 
unter anderem eine zuverlässige Schätzung der Gesamt-
fänge je Bestand einschließlich Rückwürfen ermöglichen 
(Artikel 15 VO (EG) Nr. 199/2008). Außerdem müssen 
sie jedes Jahr einen umfassenden Bericht unter anderem 
über Maßnahmen zur Beobachtung der Beifänge und 
Schätzungen zum jeweiligen gesamten Walbeifang in den 
betreffenden Fischereien vorlegen (VO (EG) 
Nr. 812/2004). Gerade die Erfassung des Beifangs von 
Meeressäugern ist eine besondere Herausforderung, da 
den Fischern wenig daran gelegen ist, dass dieser publik 
wird, aus Sorge, dass die Fischerei in Diskredit gerät. 
Daher werden vom ICES selbst regelmäßig Daten zum 
Beifang in den einzelnen Fischereien erfasst und als 
Menge des Beifangs einzelner Bestände veröffentlicht. 
Trotz der genannten Verpflichtungen bestehen immer 
noch Defizite bei der Datenaufbereitung und 
-veröffentlichung (STECF 2008). 

23. Es gibt unterschiedliche Maßnahmen, um den 
Beifang zu reduzieren. Dazu gehören technische Verände-
rungen an den Fanggeräten, um deren Selektivität zu 
erhöhen, sowie räumliche und zeitliche Fangbeschrän-
kungen. Beispielsweise werden in der Stellnetzfischerei 
und bei pelagischen Netzen akustische Vergrämer (soge-
nannte Pinger) eingesetzt, um den Beifang von Meeres-
säugern zu minimieren. Gemäß einer zusammenfassenden 
Bewertung vom ICES zu der Wirkung von akustischen 
Vergrämern sind diese durchaus in der Lage, den Beifang 
von Schweinswalen in der Stellnetzfischerei zu reduzie-
ren. Bei anderen Arten wie dem großen Tümmler sind die 
vorliegenden Daten dagegen nicht eindeutig. Bei der 
Verwendung von pelagischen Netzen zum Fang von 
Wolfsbarschen (Dicentrarchus labrax) konnte in Groß-
britannien ein Rückgang des Beifangs von Gemeinen 
Delfinen (Delphinus delphis) dokumentiert werden (ICES 
2010e). 

In der Schleppnetzfischerei können verschiedene Modifi-
kationen an den Netzen, wie die Verwendung von Flucht-
fenstern, Trennwänden, Siebnetzen und veränderten Ma-
schenweiten oder Veränderungen in der Form der Netze, 
zur Minderung der Beifänge beitragen. Bei der Krabben-
fischerei beispielsweise reduziert der Einsatz eines Sieb-
netzes den Beifang von untermaßigen Tieren um bis zu 
26 % (REVILL und HOLST 2004). Die Erhöhung der 

Maschenweite im Netzende oder die Verwendung von 
rechteckigen statt rautenförmigen Maschen in Grund-
schleppnetzen ermöglicht es mehr kleinen Fischen oder 
anderen benthischen Organismen zu entkommen. Ein 
Gitter kombiniert mit einem Fluchtfenster im Netz kann 
dazu dienen, zu große Organismen wie Delfine aus dem 
Netz auszusortieren. Die Verwendung von sogenannten 
Cutaway-Netzen (mit verkürzter Flügellänge, reduzierter 
Höhe der Kopfleine, vergrößerten Maschenweiten im 
Netzdach und modifizierter Netzöffnung), welche zum 
Fang von Kaisergranat (Nephrops norvegicus) getestet 
wurden, konnte den Beifang von Wittling (Merlangius 
merlangus) um circa 50 % und den Beifang von Schell-
fisch (Melanogrammus aeglefinus) um circa 60 % je ge-
fangener Einheit Kaisergranat im Vergleich zu herkömm-
lichen Netzen mindern (CATCHPOLE 2009). 

Technische Maßnahmen sind somit in der Lage, den Bei-
fang zu reduzieren. Allerdings zeigen Auswertungen der 
einzelnen Maßnahmen, dass eine vollständige Verhinde-
rung von Beifängen nicht möglich ist. Ein besonders 
hoher Anreiz Beifänge zu reduzieren ist die Verhängung 
eines Rückwurfverbots bzw. eines Anlandegebots (s. 
hierzu Tz. 62 ff.). Dieses ist aber nur dann wirksam, wenn 
es auch entsprechend überwacht wird. Dafür ist es not-
wendig, die Aktivitäten während des Fangs zu kontrollie-
ren, wofür Kameratechnik oder Fischereiaufseher an Bord 
erforderlich sind. Eine andere, aber weniger zuverlässige 
Methode ist die Plausibilitätskontrolle, bei der der ange-
landete Fang einschließlich des Beifangs und die Fang-
daten (vor allem zu Fangort und Fangdauer) mit Ver-
gleichsdaten bzw. Probefängen abgeglichen werden. 

Neben den technischen Maßnahmen können auch Fang-
verbote für bestimmte Gebiete und zu bestimmten Zeiten 
dazu dienen, den Beifang zu reduzieren. Diese Verbote 
betreffen oft Gebiete oder Zeiträume, in denen ein erhöh-
tes Jungfischaufkommen zu erwarten ist (s. a. Tz. 34).  

2.3 Die Funktion von Schutzgebieten 
für eine nachhaltige Fischereiwirtschaft 

24. Meeresschutzgebiete (marine protected areas – 
MPA) sind ein wichtiges Instrument für den Schutz der 
marinen Ökosysteme vor anthropogenen Eingriffen. Sie 
entfalten eine positive Wirkung auf Ökosysteme mit ihren 
charakteristischen Lebensgemeinschaften und Artbestän-
den durch das Verbot oder die Beschränkung von schädi-
genden Aktivitäten in ihren Grenzen und indem sie einen 
sicheren Ort, etwa zur Rast, Nahrungsaufnahme, Fort-
pflanzung und Aufzucht von Jungtieren, bieten. Beson-
ders wirkungsvoll sind Schutzgebiete für benthische, das 
heißt am Boden vorkommende Lebensgemeinschaften, 
insbesondere stationäre Arten (Muscheln, Korallen, Riff-
fische) (KAISER et al. 2002). Aber auch wandernde 
Arten können von Schutzgebieten profitieren, wenn die 
geschützten Bereiche Aggregationsgebiete, Fortpflan-
zungs- und/oder Kalbungsgebiete sowie Wanderungs-
korridore berücksichtigen (WEST et al. 2009). 

Funktion von Schutzgebieten für  d ie  Fischerei  

25. Meeresschutzgebiete dienen aber nicht nur der 
Erhaltung bedrohter Arten oder Lebensräume, sondern sie 
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können auch einen positiven Beitrag für eine nachhaltige, 
auf dem Ökosystemansatz basierende Fischereiwirtschaft 
leisten: eine Sandbank mit wichtigen ökologischen Funk-
tionen (bspw. Nahrungshabitat für Zugvögel) kann 
gleichzeitig die Kinderstube einer kommerziell wichtigen 
Fischart sein.  

Unter anderem sind folgende positive Effekte von Mee-
resschutzgebieten bekannt:  

– „Spillover und export“: Adulte Tiere emigrieren auf-
grund einer erhöhten Populationsdichte und dem da-
durch entstehenden Konkurrenzdruck und führen zu 
einer Bestandszunahme in Gebieten außerhalb von 
MPA. Frei schwebende Larven emigrieren aus dem 
Schutzgebiet und leisten dadurch einen Beitrag zum 
Nachwachsen von Beständen außerhalb des Schutz-
gebietes (GELL und ROBERTS 2003; 
STELZENMÜLLER et al. 2008; CHRISTIE et al. 
2010) 

– Stabilität der Population sowie des ökosystemaren 
Gleichgewichts: In Gebieten, in denen keinerlei Fi-
scherei mehr stattfindet, kann sich eine natürliche 
Populationszusammensetzung mit allen Altersklassen 
einstellen (AGARDY 1997; SOBEL 1996), dadurch 
wird auch der Schutz der biologischen und gene-
tischen Vielfalt erreicht (HOLLAND und BRAZEE 
1996; BOHNSACK 1999). 

26. Ob ein Schutzgebiet seine Funktion zur 
Bestandserholung erfüllt, hängt von einer Vielzahl von 
Faktoren ab. Das sind beispielsweise: 

– Größe: Schutzgebiete müssen eine bestimmte, auf das 
jeweilige Ziel abgestimmte Größe aufweisen 
(SUMAILA 1998; GERBER et al. 2003). Der beste 
Effekt wird bei einer Unterschutzstellung von 20 % 
bis 40 % des Habitats einer Art erwartet (GELL und 
ROBERTS 2003). 

– Zustand: Der Zustand eines Artbestandes (z. B. ob er 
sich innerhalb oder außerhalb biologisch sicherer 
Grenzen befindet) zum Zeitpunkt der Ausweisung des 
Schutzgebiets hat wesentlichen Einfluss auf das Maß, 
in dem sich der Bestand im Schutzgebiet erholen kann 
(RODWELL und ROBERTS 2004). 

– Alter: Je nach Zielart spielt das Alter eines Schutz-
gebietes eine entscheidende Rolle. Gerade bei langsam 
wachsenden Arten, wie zum Beispiel Korallen, die als 
Habitat für verschiedene Fischarten eine wichtige 
Funktion einnehmen, tritt ein positiver Effekt mit 
deutlicher Zeitverzögerung ein (SELIG und BRUNO 
2010). 

– Sonstige abiotische Faktoren, wie die Erhöhung der 
Temperatur, aber auch ökologische Eigenschaften der 
jeweiligen Art (Reproduktionszyklus, Nahrungs-
spektrum, Anpassungsfähigkeit) haben Einfluss auf 
Eigenschaften und Zustand des Bestandes. 

27. Die Europäische Kommission erkennt an, dass 
Synergieeffekte zwischen Schutzgebieten und dem öko-
systemorientierten Ansatz der GFP, einerseits für den 

Biodiversitätsschutz und andererseits für das Fischerei-
management, bestehen (Europäische Kommission 2011f). 

Schutzgebiete  in Europa:  recht l iche 
Grundlagen und Stand der  Umsetzung 

28. Europäische Meeresschutzgebiete finden ihre 
Basis in verschiedenen EU-Richtlinien, sind aber auch in 
anderen multilateralen Verträgen und im Völkerrecht 
vorgesehen. Mit dem Einschränken menschlicher Aktivi-
täten innerhalb eines bestimmten marinen Gebiets ist der 
Schutz der dortigen Flora und Fauna sowie kultureller und 
historischer Ressourcen intendiert (KELLEHER 1999). 

Die europäischen Meeresschutzgebiete werden haupt-
sächlich als Bestandteil des Natura 2000-Schutzgebiets-
netzes ausgewiesen und dienen in erster Linie dem Schutz 
der Arten, Habitate und Lebensräume von gemeinschaft-
lichem Interesse nach Anhang I und II der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG, FFH-Richt-
linie) sowie den zu schützenden Arten gemäß der EU-
Vogelschutzrichtlinie (Richtlinie 2009/147/EG).  

Die 2008 in Kraft getretene Meeresstrategie-Rahmen-
richtlinie spannt erstmals den rechtlichen Rahmen für eine 
europäisch einheitliche Grundlage zum Meeresschutz auf 
und fordert die Mitgliedstaaten auf, bis 2020 einen „guten 
Zustand der Meeresumwelt“ in allen europäischen 
Meeren zu erreichen oder zu erhalten. Schutzgebiete 
werden hierbei als wesentlicher Beitrag zur Ziel-
erreichung gesehen. Im Zuge dessen müssen die Mitglied-
staaten der Europäischen Kommission bis 2013 einen 
Fortschrittsbericht zur Entwicklung des marinen Schutz-
gebietsnetzwerkes vorlegen. 

Auch OSPAR und HELCOM setzten sich für die Auswei-
sung eines ökologisch kohärenten und gut verwalteten 
Schutzgebietsnetzes in ihrem jeweiligen Fokusgebiet ein 
(Nordostatlantik respektive Ostsee) (HELCOM und 
OSPAR Commission 2003; HELCOM 2007). Die 
Natura 2000-Schutzgebiete in der Nord- und Ostsee sind 
gleichzeitig auch als OSPAR- und HELCOM-Meeres-
schutzgebiete ausgewiesen. Die Mitgliedstaaten der 
regionalen Übereinkommen zum Meeresschutz haben 
sich darauf geeinigt, weitere Meeresschutzgebiete einzu-
richten und das Management in den Natura 2000-
Gebieten auf OSPAR-Ziele sowie auf bedrohte Arten und 
Lebensräume nach OSPAR-Definition auszudehnen 
(OSPAR Commission 2003). Beispielsweise sollen sechs 
weitere Meeresschutzgebiete auf hoher See eingerichtet 
und nach OSPAR-Empfehlungen verwaltet werden 
(OSPAR Commission 2010a). Außerdem soll demnach 
die Palette der gesetzlich geschützten Biotope auch auf 
marine Makrophytenbestände, Schlickgründe mit bohren-
der Bodenmegafauna sowie artenreiche Kies-, Grobsand 
und Schillgründe im Meeres- und Küstenbereich ausge-
dehnt werden (CZYBULKA und BOSECKE 2006; WWF 
Deutschland 2011; § 30 BNatschG). 

29. Schließlich sind die europäischen Mitglied-
staaten als Unterzeichner der Biodiversitäts-Konvention 
(Convention on Biological Diversity – CBD) den Zielen 
der CBD verpflichtet. Zudem wurde auf dem Weltgipfel 
in Johannesburg im Jahr 2002 erstmals das Ziel formu-
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liert, ein Netz von Meeresschutzgebieten einzurichten. 
Diese Ziele wurden auf der letzten Vertragsstaaten-
konferenz (CBD/COP10) im Oktober 2010 in Nagoya 
(Japan) bekräftigt und der Zeitrahmen zur Zielerreichung 
bis 2020 mit einem Anteil der schützenden Meeresfläche 
von mindestens 10 % festgesetzt. 

30. Der marine Anteil des gesamten europäischen 
Natura 2000-Netzwerks beträgt (Stand Juni 2011) fast 
20 % (198.760 km²). Allerdings bestehen noch erhebliche 
Lücken bei den Offshore-Bereichen bzw. in der Aus-
schließlichen Wirtschaftszone (AWZ) (EEA 2010). Die 
fischereiliche Nutzung der Natura 2000-Gebiete unterliegt 
laut Gesetz dem Verschlechterungsverbot. Bis 2013 müs-
sen die Mitgliedstaaten Managementpläne erarbeitet 
haben, die dem gerecht werden (Fock 2011). 

31. Neben den genannten marinen Schutzgebieten, 
die durch europäische Richtlinien und regionale Abkom-
men legitimiert sind, gibt es eine Vielzahl weiterer ge-
schützter mariner Bereiche auf nationaler Ebene, wie zum 
Beispiel National- und Naturparke. 

Deutschlands Antei l  am Netz  europäischer  
Meeresschutzgebiete  

32. Deutschland nimmt im europäischen Vergleich 
im Hinblick auf die Einrichtung von Meeresschutz-
gebieten eine Vorreiterrolle ein. Circa 77 % der Küsten-
gewässer der Nordsee und circa 50 % der Ostsee sind als 
Natura 2000-Gebiete ausgewiesen. Hinzu kommen zehn 
Schutzgebiete in der deutschen AWZ (ca. 28 % der Nord-
see und 55 % der Ostsee) (KRAUSE et al. 2011). Alle 
Natura 2000-Gebiete der AWZ sind auch als OSPAR- 
oder HELCOM-Schutzgebiete gemeldet. Deutschland und 
die Niederlande sind die einzigen EU-Mitgliedstaaten, die 
ein abgeschlossenes Natura 2000-Küsten- und Meeres-
schutzgebietsnetzwerk entwickelt haben (ebd.). 

Bewertung der  Rolle  von Schutzgebieten  für  
eine nachhal t ige Fischereiwir tschaft  in  Europa 

33. Dass Schutzgebiete eine adäquate Maßnahme für 
das Fischereimanagement sind, wurde oftmals infrage 
gestellt. Im Folgenden werden zwei unterschiedliche 
Formen von Schutzgebieten und deren Funktion für eine 
nachhaltige Fischereiwirtschaft anhand von Beispielen 
näher betrachtet: 

– Gebiete, in denen durch selektive Schließungen bzw. 
Nutzungsbeschränkungen eine Erholung des Fisch-
bestandes im Fokus steht,  

– Gebiete, in denen der Schutz bedrohter Arten und 
Habitate im Vordergrund steht. 

Entscheidend für die Zielerreichung ist eine klare Ziel-
vorgabe, was durch die Ausweisung eines Schutzgebiets 
bewirkt werden soll (JENNINGS und RICE 2009). Das 
heißt, die Definition „Schutzgebiet“ und damit einher-
gehend der Grad der Nutzung (grundsätzliches Fang-
verbot oder gezielte Bewirtschaftung) sowie die Imple-
mentierung (Bottom-up- oder Top-down-Ansatz) müssen 
vorab geklärt werden (TOROPOVA et al. 2010). 

Selekt ive Gebietsschl ießungen bzw. 
Nutzungsbeschränkungen zur  Erholung des 
Fischbestandes 

34. Temporäre Gebietsschließungen können zum 
Schutz von bestimmten Arten, Lebenszyklusformen (z. B. 
Larven) bzw. Habitaten (z. B. Kinderstube) eingerichtet 
werden und sich auf bestimmte Fangtechniken, Schiffs-
größen oder Fischereien beziehen. Die SGMOS-Arbeits-
gruppe (subgroup on management of stocks) des Wissen-
schafts-, Technik- und Wirtschaftsausschusses für die 
Fischerei (Scientific, Technical and Economic Committee 
for Fisheries – STECF) der Europäischen Kommission 
hat mehrere Fälle temporärer Gebietsschließungen unter-
sucht (Europäische Kommission 2007a). Als durchgän-
giges Problem stellte sich heraus, dass Ziele häufig nicht 
eindeutig definiert wurden, was eine eindeutige Zuord-
nung positiver bzw. negativer Veränderungen unmöglich 
macht. Mehrfach waren die Gebietsschließungen von 
anderen Maßnahmenpaketen flankiert (z. B. Reduzierung 
der Flotte) und die Effekte so nicht eindeutig zuzuordnen. 
Manche Gebiete waren zu klein, andere müssten modifi-
ziert werden, um ihr Ziel zu erreichen. Dennoch wurde 
argumentiert, dass eine Aufhebung der Gebietsschließung 
in den meisten Fällen einen negativen Effekt hätte und 
daher wurde zur Beibehaltung der Gebietsschließung 
geraten (Europäische Kommission 2007a). 

Ein Beispiel für eine erfolgreiche selektive Gebiets-
schließung (ICES 2003; Europäische Kommission 2007a) 
ist die Einrichtung der Makrelenbox 1980 im Südwesten 
der englischen Küste zum Schutz junger Makrelen. Hier 
konnte durch die permanente Schließung des Gebiets für 
die Makrelenfischerei der Anteil untermaßiger, junger 
Fische am Gesamtfang (Stichproben) deutlich gesenkt 
werden (Europäische Kommission 2007a). Die Einrich-
tung der Schollenbox im Norden der niederländischen 
und deutschen Wattenmeerinseln und westlich der däni-
schen Küste zur Schonung junger, untermaßiger Schollen 
durch die selektive Schließung für Baumkurrenkutter 
> 300 PS führte hingegen nicht zu der erwarteten Zu-
nahme untermaßiger Schollen im Habitat. Die Gründe für 
diese Entwicklung wurden kontrovers diskutiert. Fischer 
argumentieren, dass durch das Verbot der schweren 
Baumkurrenkutter weniger Sediment aufgewirbelt und 
Muscheln aufgebrochen würden, sodass junge Schollen 
keine Nahrung fänden und abwanderten. Andererseits ist 
die Schollenbox nach wie vor einer der wichtigsten 
Fischgründe für Baumkurrenkutter < 300 PS. In dem 
Maße, wie der Einsatz von Baumkurrenkuttern > 300 PS 
sank, verdreifachte sich der Einsatz von 
Baumkurrenkuttern < 300 PS. Insbesondere die gemischte 
Plattfischfischerei sowie die Krabbenfischerei erwirt-
schaften mehr als 70 % ihres Ertrags in der Schollenbox. 
Diese Entwicklung wird dem Schutz der Jungschollen 
kaum dienlich gewesen sein. Eine Abwanderung der 
Jungschollen aus der Schollenbox ist zwar belegt, aber die 
Gründe liegen folglich wohl kaum in einer abnehmenden 
Fischereiaktivität (BEARE et al. 2010). 
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Meeresschutzgebiete  zum Schutz  bedrohter  
Arten und Habita te  

35. Schutzgebiete, in denen keine Bewirtschaftung 
stattfindet (Nullnutzungszonen, engl.: no take zones), 
erzielen für die natürliche Bestandsentwicklung und den 
Schutz der marinen Biodiversität die größten Erfolge 
(ROBERTS et al. 2005; TOROPOVA et al. 2010; WWF 
Deutschland 2011). Die europäischen Gewässer unter-
stehen allerdings durch die verschiedenen maritimen 
Sektoren einem sehr hohen Nutzungsdruck, was die Aus-
weisung von Nullnutzungszonen erschwert. Das Ausmaß 
der Nutzung innerhalb der bestehenden Schutzgebiete 
muss jedoch gewährleisten, dass die definierten Schutz-
ziele erreicht werden. 

36. Das vom Bundesamt für Naturschutz (BfN) 
initiierte und vom ICES durchgeführte Projekt 
„Environmentally Sound Fisheries Management in 
Marine Protected Areas“ schlägt für alle geschützten 
Meeresgebiete der deutschen AWZ von Nord- und Ostsee 
Fischereimanagement-Maßnahmen nach Natura 2000 vor. 
Insbesondere bei Sandbänken und Riffen soll auf mobile, 
grundberührende Fanggeräte verzichtet werden. Experi-
mentelle Schließungen (z. B. für Doggerbank, Sylter 
Außenriff und Borkum Riffgrund) und ein entsprechendes 
Monitoring sollen helfen, Wissensdefizite zu beheben. 
Für den Schutz von Seevögeln und Schweinswalen wird 
ein Ausschluss von Kiemen- und Verwickelnetzen bzw. 
ein Umrüsten auf Alternativen empfohlen (PUSCH und 
PEDERSEN 2010). Für Teilbereiche der Gebiete werden 
außerdem saisonale, aber auch ganzjährige Schließungen 
empfohlen, beispielsweise für die östliche Deutsche 
Bucht. Der ganzjährige Einsatz von akustischen 
Vergrämern (Pinger) an allen Stellnetzen, unabhängig von 
der Fahrzeuggröße, wird als Maßnahme in Schutzgebieten 
kontrovers diskutiert (SELL et al. 2011). Eine Möglich-
keit, Meeressäuger dem Lärm der Pinger so begrenzt wie 
möglich auszusetzen und um einen Gewöhnungseffekt zu 
verhindern, wäre der Einsatz interaktiver Pinger, die nur 
dann Signale aussenden, wenn Tiere in der Nähe sind. 
Der World Wide Fund For Nature (WWF) empfiehlt für 
das Management von Meeresschutzgebieten eine hierar-
chische Zonierung, in deren Mittelpunkt eine fischerei- 
und nutzungsfreie Zone steht. Im übrigen Teil des 
Schutzgebietes sollen schädliche Fischereipraktiken zeit-
lich oder räumlich beschränkt und die übrigen Fischerei-
techniken umweltverträglich optimiert werden (WWF 
Deutschland 2011). Die Royal Commission for Environ-
mental Pollution (RECP) empfahl in ihrem Bericht an das 
britische Unterhaus eine Ausweisung von 30 % der briti-
schen AWZ als Nullnutzungsgebiet, um das Nordsee-
ökosystem umfassend zu regenerieren (RCEP 2004). 

Es wird konstatiert, dass insbesondere die Schutzziele für 
mobile Arten wie Schweinswale nicht zu erreichen sind, 
wenn entsprechende Maßnahmen sich ausschließlich auf 
Natura 2000-Gebiete konzentrieren. Gleichzeitig haben 
innerhalb der Schutzgebiete getroffene Maßnahmen Aus-
wirkungen auf die umgebenden Areale, zum Beispiel 
durch eine Erhöhung des Fischereidrucks auf die Be-
stände außerhalb der Schutzgebiete (PUSCH und 
PEDERSEN 2010; SELL et al. 2011). 

In ihrem Reformvorschlag benennt die Kommission keine 
genauen Ge- oder Verbote, sondern konstatiert lediglich: 
„Die Mitgliedstaaten üben in den FFH- und Vogelschutz-
gebieten die Fangtätigkeiten so aus, dass die Auswir-
kungen des Fischfangs in diesen Gebieten gemindert 
werden“ (Artikel 12 Absatz 1). Diese Forderung ist leider 
sehr unkonkret und an keine Ziele geknüpft. Dagegen ist 
die Selbstverpflichtung der Kommission zu begrüßen, in 
diesen Gebieten Vorschriften zu erlassen, sollten die 
Mitgliedstaaten den Verpflichtungen nach EU-Umwelt-
recht nicht nachkommen (vgl. Artikel 12 Absatz 2). 

2.4  Auswirkungen des Klimawandels 
auf die Fischerei 

37. Die Auswirkungen des Klimawandels sind je 
nach geografischer Region unterschiedlich ausgeprägt 
(IPCC 2007), was ebenfalls auf die marine Umwelt Euro-
pas zutrifft. Nördliche Gebiete werden am stärksten von 
einer Erhöhung der Lufttemperatur und einem Schmelzen 
der Gletscher betroffen sein (HASSOL 2004), wohin-
gegen für südlichere Regionen ein moderater Anstieg der 
Temperatur erwartet wird (RIJNSDORP et al. 2010). Das 
Ausmaß des Temperaturanstiegs im Wasser wird, vergli-
chen mit der Lufttemperatur, nicht ganz so groß sein; 
entscheidend ist hierbei, ob es sich um Tiefseegebiete 
oder Schelf- und Küstenregionen handelt. Bei Ersteren 
werden sich Temperaturveränderungen sehr viel lang-
samer einstellen (WALTHER et al. 2002; LEHODEY 
et al. 2006). Die Durchschnittstemperatur der ober-
flächennahen Wasserschichten in der Nordsee vor 
Helgoland hat sich beispielsweise in den letzten fünfzig 
Jahren um 1,6 °C erhöht (Abb. 3). 

38. Neben der Änderung der Wassertemperatur ist 
insbesondere mit einer Änderung der Niederschläge zu 
rechnen. Es wird erwartet, dass im Winter die Nieder-
schläge generell zunehmen, insbesondere aber Stark-
regenereignisse. Dies führt zu einem verstärkten Nieder-
schlagsabfluss und einer sinkenden Wasserverfügbarkeit 
(RIJNSDORP et al. 2010). Eine Änderung in der Salinität 
aufgrund der höheren Niederschläge wird ausschließlich 
für die Ostsee erwartet. 

39. Weitere Faktoren sind zudem veränderte Wind-
bedingungen (Windstärke, -richtung) sowie die Abnahme 
kalter Winter und die Zunahme heißer Sommer (FREI et 
al. 2006). Letzteres hat insbesondere Auswirkungen auf 
die Temperaturnische heimischer, aber auch invasiver 
Arten. 

40. Fische haben komplexe Lebenszyklen mit ver-
schiedenen Entwicklungsstadien (Ei, Larve, Jungfisch, 
Adulttier). Jedes Stadium ist an ein spezielles Habitat 
angepasst und Änderungen innerhalb des jeweiligen 
Habitats haben Auswirkungen auf die optimalen Lebens-
bedingungen. Deshalb reagieren Fische, aber auch andere 
Meeresbewohner, besonders sensibel auf den Klima-
wandel. Fische können aber auf vielfältige Art und Weise 
auf Änderungen reagieren (RIJNSDORP et al. 2009; 
2010; LINK et al. 2010). Der ICES (RIJNSDORP et al. 
2010) benennt fünf verschiedene, meist interagierende 
Mechanismen, durch die es zu Änderungen aufgrund des 
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Klimawandels bei Fischen bzw. Fischbeständen kommen 
kann. Dazu gehören: 

– physiologische Veränderungen als Antwort auf verän-
derte ökologische Parameter (z. B. Temperatur, CO2-
Gehalt, pH-Wert),  

– Verhaltensänderungen, um ungeeignete Umgebung zu 
meiden (z. B. Abwanderung),  

– Veränderungen auf der Populations- bzw. Bestands-
ebene, wie Arealausdehnung bzw. -verkleinerung 
durch lokale Aussterbeereignisse und Neubesiedlung, 
hervorgerufen durch Änderungen im natürlichen 

Gleichgewicht (z. B. Mortalitätsrate, Wachstum und 
Reproduktion),  

– Änderungen auf der Ökosystemebene (z. B. trophi-
sches Netz) sowie  

– negative Effekte auf die Abundanz (Anzahl der Indi-
viduen einer Art auf Flächen- oder Volumeneinheit 
bezogen) und Widerstandsfähigkeit einer Art 
(OTTERSEN et al. 2006), die zusätzlich durch den 
Fischereidruck verstärkt werden. 

 

 
 

Abbildung 3 

Entwicklung der mitt leren Jahrestemperatur 
in oberf lächennahen Wasserschichten vor Helgoland 1962 bis  2010  

 

Quelle: WILTSHIRE et al. 2010 

41. Für die Fischereiwirtschaft sind primär Areal-
verschiebungen sowie ein erfolgreiches Nachwachsen der 
Bestände von Bedeutung. Für Arealverschiebungen gibt 
es bereits etliche Beispiele (ROSE et al. 2000; ROSE 
2005; DRINKWATER 2002; WALTHER et al. 2002; 
BRANDER et al. 2003; BRANDER 2007; PERRY et al. 
2005; SPENCER 2008; NYE et al. 2009). Hierbei zeigt 
sich, dass Bestände, die geografisch am äußersten Rand 
ihrer natürlichen Verbreitung leben, stärker betroffen sind 
als Bestände aus mittleren Verbreitungsregionen. Süd-
liche Arten werden an ihrer nördlichen Verbreitungs-
grenze zu- und nördliche Arten an ihrer südlichen Grenze 
abnehmen. Zudem kann es zu einer Artenverschiebung in 
tiefere bzw. kältere Gewässer kommen (PERRY et al. 
2005; DRINKWATER 2005; van KEEKEN et al. 2007; 
DULVY et al. 2008). Spezialisten, K-Strategen (Arten mit 

geringer Reproduktionsrate) sowie Arten der Schelf- und 
Küstenregionen werden stärker auf den Klimawandel 
reagieren als Generalisten, R-Strategen (Arten mit hoher 
Reproduktionsrate) und Tiefseearten (RINDORF und 
LEWY 2006). Auch auf die Überlebensraten und Ent-
wicklung der Larven hat der Klimawandel entscheidenden 
Einfluss. Im Gegensatz zu den Larven tropischer Arten 
sind die meisten Larven temperater Arten schlechte 
„Schwimmer“ (RIJNSDORP et al. 2009). Wenn sich 
durch eine Temperaturerhöhung die Planktonzusammen-
setzung in ihrem Habitat ändert, kann den Larven eine 
wichtige Nahrungskomponente fehlen (RICHARDSON 
und SCHOEMAN 2004; PLATT et al. 2003; TEMMING 
et al. 2007). In der Nordsee hat sich das am Kabeljau 
manifestiert (DURANT et al. 2005). Die stetig sinkende 
Zahl kalter Wintertage erhöht zudem die Gefahr des Ein-
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dringens invasiver Arten aus südlicheren Breiten 
(GOREN und GALIL 2005; KARLSON et al. 2007). 
Nicht zuletzt haben Arealverschiebungen, die durch den 
Klimawandel induziert werden, auch Auswirkungen auf 
die Wirksamkeit von Schutzgebieten, da Arten aus den 
geschützten Bereichen herauswandern können. 

Die Europäische Kommission behandelt das Thema 
Klimawandel und seine Auswirkungen in ihrem Reform-
vorschlag nicht (s. u.) (Europäische Kommission 2011f). 

3 Die Gemeinsame Fischereipolitik im 
Fokus 

3.1 Der Vorschlag der Europäischen 
Kommission für eine Reform der 
Gemeinsamen Fischereipolitik  

42. Aufbauend auf dem Grün- und Blaubuch aus 
dem Jahr 2009 bzw. 2010 hat die Europäische Kommis-
sion im Juli 2011 ihren Vorschlag für eine Verordnung 
über die Gemeinsame Fischereipolitik veröffentlicht 
(Europäische Kommission 2009b; 2010a; 2011f). Gene-
rell begrüßt der SRU diesen Kommissionsvorschlag und 
sieht hierin einen wichtigen Anstoß für ein Umsteuern der 
europäischen Fischereipolitik in eine Richtung, die eine 
langfristige und umweltgerechte Bewirtschaftung der 
europäischen Fischbestände ermöglicht.  

Die Europäische Kommission formuliert darin als zentra-
les Ziel der GFP, dass Fischerei- und Aquakulturaktivi-
täten langfristig nachhaltige Umweltbedingungen ge-
währleisten, welche die Grundvoraussetzung für die öko-
nomische und soziale Nachhaltigkeit in diesem Sektor 
darstellen. Damit werden die ökologischen Bedingungen 
in den Vordergrund des Handelns der Fischereipolitik 
gestellt, was sehr zu begrüßen ist. Außerdem ist mit die-
sem Vorschlag intendiert, den Vorsorge- und den öko-
systemaren Ansatz stärker in die GFP zu verankern. Um 
in Zukunft eine nachhaltige Bewirtschaftung der Fisch-
bestände zu gewährleisten und dazu beizutragen, in den 
marinen Ökosystemen einen guten Umweltzustand zu 
erreichen, bietet die Europäische Kommission eine Viel-
zahl von Maßnahmen an. Insbesondere zu nennen sind an 
dieser Stelle: 

– die Verankerung des Ziels, die Bestände auf ein 
Niveau zurückzuführen bzw. auf diesem zu erhalten, 
das einen höchstmöglichen Dauerertrag ermöglicht 
(Artikel 2) (Tz. 49 ff.), 

– ein Rückwurfverbot für wichtige bewirtschaftete Be-
stände (Artikel 3; 15) (Tz. 62 ff.), 

– die Umsetzung von mehrjährigen Bewirtschaftungs-
plänen, die dem Ökosystemansatz folgen sollen 
(Artikel 9 – 11) (Tz. 52), 

– eine Rahmenregelung für technische Maßnahmen zum 
Schutz der Bestände und der marinen Ökosysteme 
(Artikel 14, 21 – 26) (Tz. 60), 

– die Einrichtung eines Systems übertragbarer 
Fischereibefugnisse (Artikel 27 – 28) (Tz. 96) und 

– die Obergrenzen für Fangkapazitäten der Mitglied-
staaten (Artikel 35) (Tz. 88). 

Die genannten Maßnahmen weisen prinzipiell in die rich-
tige Richtung. Sie sind ein wichtiger Schritt, um die be-
stehenden Defizite in der GFP zu beseitigen. Dabei sind 
das Rückwurfverbot und die Verankerung des Ziels einer 
Bestandsgröße, die einen höchstmöglichen Dauerertrag 
gewährleistet, hervorzuheben. Allerdings weist der 
Kommissionsvorschlag noch deutliche Schwächen auf, 
insbesondere hinsichtlich der Verbindlichkeit und Präzi-
sierung von Maßnahmen und Zielen. Diese Ungenauig-
keit in den Formulierungen birgt das Risiko, dass positive 
Reformansätze am Ende ins Leere laufen. Auch werden in 
einigen Bereichen nur unzureichende Lösungen bestehen-
der Probleme angeboten. Dies betrifft insbesondere die 
fehlende Berücksichtigung regionaler Besonderheiten im 
Entscheidungsprozess und die nicht wirkungsvollen Ver-
pflichtungen zum Abbau von Flottenüberkapazitäten. 
Zudem ist zu befürchten, dass auch in Zukunft eine Ver-
lagerung der Überfischungsproblematik in Nicht-EU-
Staaten nicht verhindert werden kann. In den folgenden 
Kapiteln wird unter anderem auf die oben genannten 
Maßnahmenvorschläge im Detail eingegangen. 

3.2 Grundstruktur der Gemeinsamen 
Fischereipolitik und aktuelle 
Entwicklungen 

43. Die Europäische Gemeinschaft regelt die Fische-
reiaktivitäten in allen Gemeinschaftsgewässern über die 
GFP, welche folgende Politikfelder umfasst:  

– Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischerei-
ressourcen, 

– gemeinsame Marktorganisation für Fischerei-
erzeugnisse, 

– Gestaltung der Flottenstruktur über eine gemeinsame 
Strukturpolitik, 

– Überwachung und Kontrolle der Fischereiaktivitäten 
und 

– Gestaltung außergemeinschaftlicher Fischerei-
aktivitäten.  

3.2.1 Erhaltung und Bewirtschaftung 
der Fischereiressourcen 

44. Zum Schutz der Fischereiressourcen enthält die 
geltende VO (EG) Nr. 2371/2002 über die Erhaltung und 
nachhaltige Nutzung der Fischereiressourcen im Rahmen 
der Gemeinsamen Fischereipolitik, im Folgenden Grund-
verordnung genannt, Rechtsgrundlagen zur mengen-
mäßigen Begrenzung der Fänge (Quoten), zur Begren-
zung des Grades der Befischung (Fischereiaufwands-
beschränkungen) sowie zu technischen Maßnahmen wie 
Schutzgebieten, Schonzeiten sowie Fanggeräten und 
-methoden. 

3.2.1.1 Fangmengenbeschränkungen 

Derzei t ige Praxis  
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45. Um die Fischressourcen der Gemeinschafts-
gewässer zwischen den Mitgliedstaaten aufzuteilen, wer-
den die zulässigen Gesamtfangmengen für die gesamte 
EU (Total Allowable Catches – TAC) jährlich neu fest-
gelegt. Daraus ergeben sich wiederum die zulässigen 
Gesamtfangmengen für die einzelnen Mitgliedstaaten, 
welchen ein jeweils fester Anteil der EU-Gesamtfang-
menge zusteht (sog. relative Stabilität). Dies geschieht 
durch den Rat der Fischereiminister differenziert nach 
Fischart und Fanggebiet auf der Basis der Vorschläge 
eines wissenschaftlich-technischen Ausschusses der 
Europäischen Kommission, welcher wiederum wissen-
schaftliche Empfehlungen des ICES aufarbeitet. Im Er-
gebnis wurden vor der letzten Reform der GFP im Jahre 
2002 regelmäßig TAC festgelegt, die im langjährigen 
Durchschnitt 30 % oberhalb der ICES-Empfehlungen 
lagen (FRID et al. 2003, S. 40). Dabei waren die 
Empfehlungen des ICES, wie oben bereits dargestellt, 
lediglich darauf ausgerichtet, einen Bestandszusammen-
bruch zu verhindern und nicht darauf, einen maximalen 
Ertrag zu sichern. 

46. Seit 2002 sollen die TAC nun auf Basis lang-
fristiger Managementpläne für einzelne Fischbestände 
festgelegt werden. Zum einen sollen „Wiederauffüllungs-
pläne“ sicherstellen, dass sich Bestände, die sich außer-
halb sicherer biologischer Grenzen befinden, wieder so 
weit erholen, dass sie einen Zustand innerhalb sicherer 
biologischer Grenzen erreichen (Artikel 5 Absatz 2 
VO (EG) Nr. 2371/2002). Zum anderen sieht Artikel 6 
Absatz 1 vor, dass für Fischereien, die Bestände 
befischen, welche sich an der Schwelle oder innerhalb 
sicherer biologischer Grenzen befinden, „soweit 
notwendig“ mehrjährige „Bewirtschaftungspläne“ 
aufgestellt werden, um die Bestände innerhalb sicherer 
biologischer Grenzen zu erhalten.  

Die Grundverordnung legt auch ausdrücklich fest, dass 
die Pläne gemäß dem Vorsorgegrundsatz aufgestellt wer-

den und dabei Referenzwerten wissenschaftlicher 
Gremien Rechnung tragen sollen (Artikel 5 Absatz 3; 
Artikel 6 Absatz 3). Dennoch entsprach die 
Fangmengenfestsetzung vielfach nicht den 
wissenschaftlichen Empfehlungen des ICES (WWF 2007; 
SISSENWINE und SYMES 2007; LUTCHMAN et al. 
2009). So wurden 2003 beispielsweise die Quoten für 
Kabeljau, Schellfisch und Wittling in der Nordsee 
lediglich vermindert, während das ICES ein Fangverbot 
für die gemischte Fischerei auf diese Arten empfohlen 
hatte. Die abermalige Empfehlung im Jahre 2005, einen 
Fangstopp für Kabeljau in der Nordsee einschließlich 
östlicher Kanal und Skagerrak und den nördlichen 
Bestand des Seehechts auszusprechen, wurde ebenso 
ignoriert wie der empfohlene Fangstopp für Kabeljau in 
den Jahren 2006, 2007 und 2009. Erst mit dem Jahr 2010 
wurden die Quoten für den letztgenannten Bestand im 
Rahmen der wissenschaftlichen Empfehlungen festgelegt 
(INGEROWSKI und SALOMON 2006, S. 11; WWF 
2004; 2007, S. 14; vTI 2010; Presseinformation Nr. 366 
der Bundesforschungsanstalt für Fischerei vom 28. 
Oktober 2002). Tabelle 2 zeigt den prozentualen Anteil 
der Bestände, bei denen die TACs in den letzten Jahren 
die als nachhaltig von der Wissenschaft empfohlene 
Fangmenge überschritten haben. Sie zeigt jedoch auch, 
dass sich die Situation zuletzt etwas verbessert hat. So 
wurden die wissenschaftlichen Empfehlungen im Jahre 
2010 „nur“ bei 34 % der Bestände überschritten, nachdem 
dies 2009 noch 48 % betraf. Dabei darf aber nicht 
übersehen werden, dass die Empfehlungen des ICES in 
der Vergangenheit nicht an den Maßstäben einer 
nachhaltigen Fischerei (am Maßstab des Erreichens von 
BMSY gemessen) ausgerichtet waren und somit die 
Bestände, die in der Tabelle als nachhaltig bewirtschaftet 
gelten, diesem Anspruch nicht voll gerecht werden (vgl. 
Tz. 19). 

 

 

Tabel le  2  

Differenz zwischen den wissenschaft l ichen Empfehlungen 
und den festgesetzten Fischereiquoten 

Jahr 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Anteil der Bestände mit Über-
schreitung der nachhaltigen 
Fangmengen durch die TACs* 
in % 

46 49 59 47 45 51 48 34 

* = nachhaltige Fangmenge ist die vom ICES und STECF nach dem Vorsorgeansatz empfohlene Fangmenge 

Quelle: Europäische Kommission 2010c 

 

47. Mehrjahrespläne wurden bis jetzt für folgende 
Bestände erstellt: nördlicher und südlicher Seehecht, 
Kaisergranat in der Kantabrischen See und westlich der 
Iberischen Halbinsel und Seezunge im Golf von Biscaya, 
im westlichen Ärmelkanal und in der Nordsee, Scholle in 
der Nordsee, Hering westlich von Schottland und Kabel-
jau im Kattegat, in der Nordsee, im Skagerrak, im öst-

lichen Ärmelkanal, westlich von Schottland sowie in der 
Irischen See sowie Roter Thun im Ostatlantik und im 
Mittelmeer (vgl. VO (EU) Nr. 57/2011). Damit sind nach 
Angaben der Kommission alle wichtigen kommerziell 
genutzten Bestände sowie 30 % der Gesamtfangmengen 
der EU-Fischer für 2011 abgedeckt. Werden hingegen die 
verschiedenen mit Norwegen gemeinsam bewirtschafteten 
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Bestände mitgerechnet, für die auch mehrjährige Bewirt-
schaftungsregelungen gelten, so unterliegen nach den 
Berechnungen der Europäischen Kommission mehr als 
80 % (gewichtsmäßig) des von EU-Fischern gefangenen 
Fischs einer mehrjährigen Bewirtschaftung („Fischerei: 
Kommission schlägt für 2011 wissenschaftlich fundierte, 
nachhaltige Fangmöglichkeiten vor“, Pressemitteilung der 
Europäischen Kommission vom 11. November 2010). Es 
gibt allerdings auch Kritik an einzelnen Management-
plänen. So führt zum Beispiel beim Kabeljau in der Nord-
see die Kombination aus Fangquote und Aufwands-
beschränkung und die Tatsache, dass die Art in einer 
gemischten Fischerei gefangen wird, der Fang der sonsti-
gen Arten aber nicht an den Mehrjahresplan zum Schutz 
des Kabeljaubestandes angepasst wurde, zu einem deut-
lichen Anstieg des Rückwurfs auf derzeit mehr als 50 % 
des Gesamtfangs (STECF 2010). Hinzu kommt, wie be-
reits beschrieben, der schlechte Zustand eines Großteils 
der Bestände (Tz. 4). Allerdings konnten auch für einige 
wichtige Bestände wie zum Beispiel den südlichen und 
den nördlichen Seehecht sowie die Seezunge aus dem 
Golf der Biskaya klare Verbesserungen festgestellt wer-
den, die mit den mehrjährigen Bewirtschaftungsplänen in 
Verbindung gebracht werden („Fischerei: Kommission 
schlägt für 2011 wissenschaftlich fundierte, nachhaltige 
Fangmöglichkeiten vor“, Pressemitteilung der Europä-
ischen Kommission vom 11. November 2010). 

48. Insgesamt zeigen sich in jüngster Zeit erste posi-
tive Entwicklungen hinsichtlich des Zustands einzelner 
Bestände (Tz. 4). Dieser leicht positive Trend dürfte sich 
im laufenden Jahr fortsetzen, nachdem die Minister bei 
der Festlegung der Quoten für 2011 erstmalig lediglich 
leicht über den Kommissionsvorschlag hinaus gegangen 
sind und damit die Gesamtfangmengen „für 2011 bei den 
Beständen, die für die europäische Fischerei von beson-
derer Bedeutung sind, im Einklang mit den wissenschaft-
lichen Empfehlungen bzw. den langfristigen Bewirt-
schaftungsplänen festgelegt haben“ (Deutscher Bundestag 
2011, S. 6). Ob dieser Trend aber schon als Umkehr in 
Richtung eines nachhaltigen Fischereimanagements zu 
interpretieren ist, bleibt aufgrund der Erfahrungen in der 
Vergangenheit und den großen ungelösten Problemen 
einschließlich des Abbaus der Flottenüberkapazitäten 
fraglich.  

In i t ia t iven zum höchstmöglichen Dauerer trag 

49. Bereits im Seerechtsübereinkommen der Verein-
ten Nationen (SRÜ, engl. United Nations Convention on 
the Law of the Sea – UNCLOS) von 1982 wurde der 
MSY als maßgebliches Ziel für die Bewirtschaftung der 
Fischbestände festgelegt. Auf dem Weltgipfel für nach-
haltige Entwicklung in Johannesburg im Jahr 2002 haben 
sich die Staaten verpflichtet, ihre Fischbestände auf einem 
Niveau zu erhalten bzw. dorthin zurückzubringen, wel-
ches einen größtmöglichen Dauerertrag ermöglicht, und 
dies nicht später als bis 2015. Die Europäische Kommis-
sion sieht sich diesem Ziel verpflichtet bzw. erkennt es als 
ein wesentliches Ziel für eine nachhaltige europäische 
Fischereipolitik an (Europäische Kommission 2006a; 
2011f). 

50. So hat die Europäische Kommission bereits im 
Jahr 2006 eine Mitteilung mit dem Titel „Über die Ver-
wirklichung der Nachhaltigkeit im Fischereisektor der EU 
mithilfe des Konzepts des höchstmöglichen Dauerertrags“ 
veröffentlicht und das Ziel, die Bestände auf dieses 
Niveau zurückzuführen bzw. auf diesem zu erhalten, in 
ihren Reformvorschlag zur GFP aufgenommen 
(Europäische Kommission 2006b; 2011f). Sie geht davon 
aus, dass die Umsetzung eines auf MSY beruhenden 
Fischereimanagements dazu beitragen würde, den derzeit 
schlechten Zustand vieler – insbesondere demersaler 
Fischbestände – umzukehren und Bestandsgrößen zu 
erreichen, die es ermöglichen, deutlich mehr Fisch abzu-
schöpfen als es unter den gegebenen Bedingungen mög-
lich ist und dies zu geringeren Kosten. Letzteres würde 
somit auch den Profit der Fischer und deren Wettbewerbs-
fähigkeit erhöhen. Außerdem soll damit auch der Beifang 
von Jungfischen und Nichtzielarten reduziert werden. Um 
das Ziel MSY zu erreichen, ist es laut Kommission erfor-
derlich, vorübergehend die Fänge einzuschränken, damit 
die Bestände wieder wachsen können. Allerdings wird 
weder in der Mitteilung der Kommission noch in dem 
aktuellen Reformvorschlag diskutiert, inwieweit es über-
haupt möglich ist, alle kommerziell genutzten Bestände 
gleichzeitig auf dieses Niveau zurückzuführen. Eben dies 
wird von Fachleuten angezweifelt, unter anderem auf-
grund von Abhängigkeiten zwischen den Beständen, wie 
zum Beispiel Räuber-Beutebeziehungen (AGNEW et al. 
2009; MACKINSON et al. 2009). So hat die Bestands-
größe des Dorsches in der Ostsee zwangsläufig Auswir-
kungen auf die Bestandsgröße seines Hauptnahrungs-
organismus, der Sprotte. 

Generell ist das Ziel begrüßenswert, für alle bewirtschaf-
teten Bestände eine Biomassegröße zu erreichen, die 
einen größtmöglichen Dauerertrag ermöglicht (BMSY; 
Tz. 19). Es ist allerdings aufgrund der Schwierigkeit, 
diesen Wert für die Bestände zu ermitteln, und der Unge-
wissheit, ob alle Bestände auf diese Größe zurückführbar 
sind, als alleiniges Ziel einer nachhaltigen Fischerei unge-
eignet. Somit wäre es wünschenswert als weitergehende 
Referenzgröße und unter Berücksichtigung der Vorsorge 
eine fischereiliche Sterblichkeit festzulegen, die unter der 
liegt, die einen höchstmöglichen Dauerertrag ermöglicht 
(FMSY). Nur mit diesem Ziel wäre es möglich, langfristig 
eine Bestandsbiomasse oberhalb von BMSY zu erhalten. 
Dabei sollte aus den in Kapitel 2.1 genannten Gründen ein 
Ausschöpfen von MSY verhindert werden.  

Empfehlungen für  das Quotenmanagement  

51. Die in der Vergangenheit erarbeiteten Empfeh-
lungen des ICES hatten nicht das Ziel, eine langfristig 
nachhaltig bewirtschaftbare Bestandsgröße auf hohem 
Niveau zu gewährleisten bzw. die Bestände dorthin zu-
rückzuführen. Vielmehr dienten sie primär der Verhinde-
rung eines Bestandszusammenbruchs. Inzwischen wurden 
die Empfehlungen aber hinsichtlich des Erreichens eines 
höchstmöglichen Dauerertrags erweitert (Tz. 19). Zudem 
ist die Datenlage weiterhin unzureichend, um für alle 
wichtigen Nutzfischbestände Empfehlungen zu erarbei-
ten. Dieses Defizit sollte durch verbesserte Forschungs-
bedingungen einschließlich finanzieller Förderungen 
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behoben werden. Ein Anreiz hierfür kann sein, die Be-
wirtschaftung von Beständen bei unzureichender Daten-
lage deutlich zu begrenzen (Tz. 52). Die Europäische 
Kommission schlägt konkrete Verpflichtungen für die 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Datenerhebung und des 
-managements – beispielsweise die Erstellung von mehr-
jährigen Datenerhebungsprogrammen – vor, die zu be-
fürworten sind (Artikel 37 Kommissionsvorschlag). 
Unklar bleibt aber, inwieweit die Mitgliedstaaten 
verpflichtet werden sollen, ausreichend Daten für das 
Bestandsmanagement zur Verfügung zu stellen. 
Allerdings lässt es sich die Kommission noch offen, 
eigene Vorgaben für die Datenerhebungsprogramme zu 
erarbeiten.  

52. Mit der kommenden Reform der GFP sollte aus 
Sicht des SRU eine Verpflichtung zu langfristigen Be-
wirtschaftungsplänen festgelegt werden, wenigstens für 
alle derzeit nicht nachhaltig bewirtschafteten Bestände, 
das heißt solche, die unterhalb der Zielgröße BMSY bzw. 
BMSYtrigger liegen bzw. deren fischereiliche Sterblichkeit 
oberhalb von FMSY liegt oder für die aufgrund fehlender 
Daten keine Referenzwerte ermittelt werden können. 
Zwar werden im Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion zur GFP-Reform entsprechende Pläne als prioritär 
aufgegriffen, es fehlt aber eine konkrete Verpflichtung, 
derartige Pläne zu erstellen (Artikel 9 – 11 Kommissions-
vorschlag). Wie auch von der Kommission angedacht, 
sollten die mehrjährigen Bewirtschaftungspläne nicht nur 
für einzelne Bestände, sondern auch für gemischte Fische-
reien erarbeitet werden, da in diesen das Management 
zwischen den Beständen abgestimmt werden muss.  

Somit ist es aus Sicht des SRU erforderlich, eine generelle 
Verpflichtung zur Erstellung von mehrjährigen Bewirt-
schaftungsplänen in die Grundverordnung (Artikel 9 
Kommissionsvorschlag) aufzunehmen. Dabei sollen die 
Bewirtschaftungspläne ausschließlich darauf ausgerichtet 
sein, die Bestände in einem angemessenen Zeitraum auf 
eine Größe zurückzuführen, die oberhalb des größtmög-
lichen Dauerertrags (BMSY) liegt (Artikel 2 Kommissions-
vorschlag). Solange BMSY nicht festlegbar ist, sollte eine 
fischereiliche Sterblichkeit unterhalb von FMSY und eine 
Biomasse oberhalb von Bpa angestrebt werden, wobei 
gleichzeitig ein Wachstum des Bestandes gegeben sein 
sollte. Hierfür sollten die Empfehlungen des ICES die 
Grundlage liefern. Die Zielerreichung sollte jährlich 
überprüft und gegebenenfalls die Quoten sowie die Ziele 
an den neuen Stand der Wissenschaft angepasst werden. 
Soziale und wirtschaftliche Belange dürfen in keiner 
Weise dieses Ziel unterlaufen. Wird festgestellt, dass die 
Fangquoten für bedrohte Bestände kein Wachstum zulas-
sen, so sind diese umgehend weiter abzusenken.  

Das Fehlen von ausreichenden Daten für das Bestands-
management muss zur Folge haben, dass der Vorsorge-
ansatz zum Tragen kommt. In diesem Fall müssen die 
Quoten, wie von der Kommission bereits vorgeschlagen, 
25 % unterhalb der vom ICES erarbeiteten Empfehlung 
für eine fischereiliche Sterblichkeit, die dem Erreichen 
von BMSY dient, festgelegt werden, in der Hoffnung dass 
dieser Sicherheitsabstand das bestehende Unwissen adä-
quat auffängt. Wenn keinerlei Daten für die Bewirtschaf-

tung eines Bestandes vorliegen, sollte dessen Nutzung aus 
Vorsorgegründen unzulässig sein.  

Inzwischen wurden zahlreiche mehrjährige Management-
pläne vom Fischereirat verabschiedet (Tz. 47). Wichtig 
für den Erfolg der Pläne ist zum einen, dass die Ziele in 
den Plänen klar formulierte Leitlinien für das Erreichen 
eines höchstmöglichen Dauerertrags darstellen und zum 
anderen, dass nur noch Quoten verabschiedet werden, die 
der Erreichung der Ziele in den Plänen dienen. 

53. Um zu gewährleisten, dass die Fischerei einer-
seits gegen die Folgen des Klimawandels gewappnet ist 
und andererseits die bereits geschwächten Bestände nicht 
noch weiter an den Rand ihrer biologischen Grenze ge-
bracht werden, ist es wichtig, soweit möglich, Klima-
folgen in den Managementplänen der Bestände zu be-
rücksichtigen. 

54. Der Erfolg der Managementpläne sollte an dem 
Ziel gemessen werden, bis 2015 eine Bestandsbiomasse 
zu erreichen, die den größtmöglichen Dauerertrag ge-
währleistet, auch wenn offensichtlich ist, dass die Ziel-
erreichung in der kurzen Zeit für viele der bedrohten 
Bestände nicht realisierbar ist. Dringend erforderlich ist 
es, zukünftig zu verhindern, dass bei der Festlegung von 
Quoten kurzfristige politische Interessen – wie in der 
Vergangenheit üblich – in den Vordergrund rücken. Dafür 
muss mit dieser Reform dem Handlungsspielraum des 
Fischereirates klare Grenzen gesetzt werden, innerhalb 
derer eine auf Nachhaltigkeit ausgerichtete Quotenfest-
legung nach dem Vorsorgeprinzip noch zulässig ist. Al-
lein die verabschiedeten Managementpläne reichen dafür 
nicht aus, sondern es ist eine entsprechende, unmissver-
ständliche, auf der Basis naturwissenschaftlicher Größen 
festgelegte Leitlinie erforderlich, die in die Grundverord-
nung aufgenommen werden muss (MARKUS 2010a). 
Deshalb hält der SRU es für unerlässlich, festzulegen, 
dass eine fischereiliche Sterblichkeit und somit eine 
Fangquote einschließlich des zu erwartenden Beifangs 
oberhalb des Vorsorgereferenzwerts (Fpa) unzulässig ist, 
weil diese sowohl dem Vorsorgegedanken als auch der 
nachhaltigen Bewirtschaftung der Fischbestände zuwider 
läuft. Auch das Ziel BMSY sollte, wie von der Europäi-
schen Kommission vorgeschlagen auf diesem Wege Ver-
bindlichkeit erlangen (Artikel 2 Kommissionsvorschlag). 
Ein Überschreiten von FMSY sollte nur in Ausnahmen 
unter klar definierten Bedingungen für einen begrenzten 
Zeitraum zulässig sein. Nur eine fischereiliche 
Sterblichkeit unterhalb von FMSY ist als dem 
Vorsorgegedanken und der Nachhaltigkeit gerecht 
werdende Bestandsentnahme zu definieren (Europäische 
Kommission 2010b). Da es wahrscheinlich nicht möglich 
ist, für alle Fischbestände eine Biomasse zu erreichen, die 
MSY gewährleistet, ist es umso wichtiger FMSY als 
Referenzgröße in die Grundverordnung aufzunehmen. 
Zukünftig sollte angestrebt werden, für Bestände, die in 
einer Abhängigkeit zueinander stehen, gemeinsame 
Managementpläne zu erstellen. 

55. Falls ein Aufbau der Bestände mit dieser Reform 
nicht gelingt, erachtet es der SRU für notwendig, die 
Verantwortlichkeiten für das Management der europäi-
schen Fischbestände grundlegend neu zu regeln, bei-
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spielsweise der Kommission mehr Verantwortung zu 
übertragen, auch wenn dies bedeuten könnte, dass dafür 
eine Änderung des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) erforderlich wäre.  

56. Der SRU hält es für erforderlich, dass folgende 
grundlegende Schritte für ein nachhaltiges Bestands-
management auf hohem Niveau in der kommenden Re-
form der GFP aufgegriffen werden: 

– Für alle bewirtschafteten Bestände sollten langfristige 
Bewirtschaftungspläne verabschiedet werden. Für ge-
mischte Fischereien muss eine Abstimmung der Be-
standsmanagementpläne erfolgen. Langfristiges Ziel 
sollten Mehrartenmanagementpläne sein. 

– Diese Pläne sollten als Ziel- bzw. Referenzpunkte die 
Biomasse und die fischereiliche Sterblichkeit fest-
legen, die für das Erreichen des größtmöglichen Dau-
erertrags erforderlich ist (BMSY bzw. FMSY). 

– Die Fangquoten sollten für alle Bestände spätestens ab 
dem Jahr 2015 so festgelegt werden, dass eine 
fischereiliche Sterblichkeit unterhalb von FMSY er-
reicht wird.  

– Langfristig sollten Fangquoten vereinbart werden, die 
90 % des höchstmöglichen Dauerertrags bzw. 
0,9 FMSY entsprechen. 

– Als Konsequenz kann sich unter idealen Bedingungen 
bzw. für einige Bestände eine Größe oberhalb von 
BMSY bzw. der Biomasse, die langfristig einen 
höchstmöglichen Ertrag ermöglicht, einstellen. In dem 
Moment, in dem diese Größe unterschritten wird, 
sollten die Quoten automatisch abgesenkt werden. 

– Bereits bei der Hälfte der Biomasse, die einen 
höchstmöglichen Dauerertrag ermöglicht bzw. bei Er-
reichen des jetzigen Vorsorgereferenzpunktes (Bpa) 
sollte ein Fangverbot verhängt werden.  

– Die Bewirtschaftungspläne sollten jährlich, basierend 
auf einem umfassenden Fischereimonitoring, das auch 
nicht-fischereiliche Faktoren für die Bestands-
entwicklung erfasst, angepasst werden.  

Flexibi l is ierung der  Quoten 

57. Es empfiehlt sich außerdem, die Quoten zu flexi-
bilisieren, insbesondere mit Blick auf die Besonderheiten 
der gemischten Fischereien (hierzu s. a. Tz. 96). Dafür ist 
es notwendig, dem Fischer die Möglichkeit einzuräumen, 
bei Überschreiten der Fangquote für eine Art durch 
Tausch oder Zukauf seine Quote zu erhöhen, ohne dass 
sich die Gesamtquote für den Bestand verändert. Wie 
hoch dieser Tausch- oder Zukaufbedarf ist, hängt stark 
davon ab, inwieweit bereits die dem Fischer zugeteilten 
Quoten dem entsprechen, was in der gemischten Fischerei 
real bzw. inklusive des Beifangs gefangen wird. Eine 
Quotenflexibilisierung dient insbesondere dazu, zu ver-
hindern, dass der Fischer gezwungen ist, in der gemisch-
ten Fischerei beim Erreichen seiner Quote für eine Art, 
den Fang gänzlich einzustellen, wenn ein Rückwurf die-
ses Teils des Fanges aufgrund des Rückwurfverbots, wie 
von der Europäischen Kommission empfohlen und vom 

SRU begrüßt (Tz. 65), nicht mehr zulässig ist. Die Flexi-
bilisierung der Quoten dient somit auch der Effizienz-
steigerung und kann den notwendigen Abbau von Über-
kapazitäten unterstützen.  

3.2.1.2 Fischereiaufwandsbeschränkungen 

58. Aufwandsbeschränkungen sind Begrenzungen 
des Fischereiaufwands, der sich aus der auf See ver-
brachten Zeit und der Zahl, Größe und Stärke der in ei-
nem Gebiet fischenden Schiffe ergibt. 2007 wurde be-
schlossen, die Aufwandsbeschränkungen in Kilowatt-
Tagen (KW-Tage) festzulegen, damit Beschränkungen in 
der Zeit nicht durch höhere Kapazitäten überkompensiert 
werden können. 

Zurzeit sind Fischereiaufwandsbeschränkungen bei-
spielsweise als obligatorischer Bestandteil von Wieder-
auffüllungsplänen, aber auch als generelle Maßnahme in 
der GFP vorgesehen, um den Aufwand einer bestimmten 
Fischerei einzuschränken. Dies ist zum Beispiel durch die 
Tiefseefischereiverordnung (VO (EG) Nr. 2347/2002) 
und die Verordnung zur Steuerung des Fischereiaufwands 
(VO (EG) Nr. 1954/2003) geschehen ist. Auch der Kom-
missionsvorschlag sieht weiterhin vor, dass Aufwands-
beschränkungen als Bewirtschaftungsinstrument explizit 
außerhalb von Managementplänen angewendet werden 
sollten (21. Erwägungsgrund des Kommissions-
vorschlags) und schließt auch deren Nutzung innerhalb 
von Managementplänen nicht aus.  

Aufwandsbeschränkungen dienten in der Vergangenheit 
insbesondere dazu, die zu hohen Quoten abzupuffern, 
welche das Resultat eines fehlenden politischen Konsen-
ses zur Quotenabsenkung und dem gescheiterten Abbau 
der Überkapazitäten darstellten. Die Erfahrungen zeigen, 
dass Aufwandsbeschränkungen politisch einfacher durch-
zusetzen sind (SISSENWINE und SYMES 2007, S. 43). 

Ein Vorteil von Aufwandsbeschränkungen ist das relativ 
einfache Monitoring im Vergleich zu einem Quoten-
system, besonders wenn der Aufwand in Seetagen und 
Flottenkapazität gemessen wird (KHALILIAN et al. 
2010, S. 1180). Die Festlegung eines angemessenen Auf-
wands erfordert hingegen im Vergleich zu einem Quoten-
system gleich viele, wenn nicht sogar mehr Daten, da es 
sehr schwierig ist, dem Aufwand einer Fischereiflotte eine 
bestimmte Rate an Fischereisterblichkeit zuzuordnen. 
Werden Aufwandsbeschränkungen in KW-Tagen statt in 
Tagen-auf-See bemessen, wie zuletzt von der Kommis-
sion beschlossen, kommt die Schwierigkeit hinzu, die 
installierte Motorenleistung von Schiffen richtig zu erfas-
sen (MARKUS 2010b, S. 139): Die Motorstärke eines 
Schiffes ist mit heutiger Technik sehr leicht zu manipulie-
ren, auf der anderen Seite aber nur unter hohem Aufwand 
zu kontrollieren (BMELV 2010b, S. 7). 

Ein entscheidender Nachteil von Aufwandsbeschrän-
kungen ist, dass sie technologischen Fortschritt in eine 
meist stärker ökosystemschädigende Richtung lenken: die 
Fischer nutzen Fangmethoden, mit denen sie mehr Fisch 
in kürzerer Zeit bzw. mit geringerer Anzahl an KW-
Tagen fangen können. Der Druck, möglichst effizient zu 
fischen, wirkt sich auch kontraproduktiv auf die Ergrei-
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fung von Maßnahmen zur Beifangreduzierung aus. Denn 
die Nutzung größerer Maschenweiten oder anderer selek-
tiver Fanggeräte sowie das Aufsuchen von Fanggebieten 
mit geringem Jungfischaufkommen erhöht in der Regel 
den notwendigen Aufwand an KW-Tagen (BMELV 
2010b, S. 6). 

Zudem müssen Aufwandsbeschränkungen ständig dem 
neuesten Stand der Technik angepasst werden, was öko-
nomisch ineffizient ist. Im Gegensatz dazu ist ein Quoten-
system unabhängig vom Stand der Technik (KHALILIAN 
et al. 2010, S. 1180). 

Gemischte Systeme aus Fangquoten und Aufwands-
beschränkungen, wie derzeit in der GFP angewendet, sind 
zudem sehr verwaltungsintensiv, wobei das Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz (BMELV) urteilt, dass diesen zusätzlichen 
Kosten der Aufwandsbeschränkungen kein entsprechen-
der Zusatznutzen entgegensteht (BMELV 2010c, S. 14). 

Insgesamt überwiegen somit die Nachteile von Auf-
wandsbeschränkungen, ob nun als alleiniges Manage-
mentinstrument oder als Ergänzung der Fangquoten. 
Daher sollten sie nach Meinung des SRU als Instrument 
zur Bestandsbewirtschaftung in zukünftigen Manage-
mentplänen im Regelfall nicht mehr eingesetzt werden. 
Stattdessen sollten die Fangquoten entsprechend den 
wissenschaftlichen Empfehlungen festgelegt werden, was 
Aufwandsbeschränkungen zur Bestandsbewirtschaftung 
überflüssig macht und so Verwaltungskosten einspart. 
Lediglich in besonderen Fällen, zum Beispiel wenn keine 
Quoten festlegbar sind oder zum Schutz des Ökosystems, 
beispielsweise von Jungfischaufkommen zu bestimmten 
Zeiten, können Aufwandsbeschränkungen weiterhin sinn-
voll sein und sollten dann entsprechend eingesetzt werden 
(NEUDECKER 2002). 

3.2.1.3 Verhinderung von Beifang bzw. Rückwurf 
und Schutz der Ökosysteme 

Technische Vorgaben und 
Fischereischutzgebiete 

59. Technische Maßnahmen dienen insbesondere 
dem Ziel, Jungfische, Nichtzielarten und die marinen 
Ökosysteme zu schützen. Dafür wurden in der Vergan-
genheit verschiedene Verordnungen erlassen, die sich 
primär mit der Art der zu verwendenden Netze und deren 
Design beschäftigen. Eine wichtige Vorgabe ist die der 
Mindestgröße der Maschenweite, die insbesondere dem 
Schutz untermaßiger Fische dient. 

Die wichtigsten Verordnungen in diesem Zusammenhang 
sind: 

– VO (EG) Nr. 894/97 über technische Maßnahmen zur 
Erhaltung der Fischbestände, die generelle Vorgaben 
über Treibnetze enthält, 

– VO (EG) Nr. 850/1998 zur Erhaltung der Fischerei-
ressourcen durch technische Maßnahmen zum Schutz 
von jungen Meerestieren  

– und VO (EG) Nr. 2187/2005 mit technischen Maß-
nahmen zur Erhaltung der Fischereiressourcen in der 
Ostsee, den Belten und dem Öresund. 

Die genannten Verordnungen sind unter anderem auf-
grund technischer Weiterentwicklungen immer wieder 
geändert worden. Dies war allein für die VO (EG) 
Nr. 850/1998 bis zum Jahr 2006 95 Mal der Fall 
(MARKUS 2009a). 

60. Es gibt eine Vielzahl an Kritikpunkten an den 
Regelungen der Fangtechniken. Im Folgenden werden 
einige Beispiele herausgegriffen. Generell wird ange-
mahnt, dass die technischen Vorgaben zu komplex und 
kleinteilig sind und oftmals ohne Beteiligung der betrof-
fenen Fischer erarbeitet wurden. Letzteres sollte im Jahr 
2002 mit der Einführung der regionalen Fischereibeiräte 
(Beiräte für unterschiedliche Meeresregionen, 
zusammengesetzt aus Industrievertretern und sonstigen 
Interessengruppen, welche die Europäische Kommission 
beraten) (Artikel 31 VO (EG) Nr. 2371/2002; Tz. 73 ff.) 
geändert werden. Die Europäische Kommission schlägt 
des Weiteren vor, durch ein stärker zielbasiertes Fische-
reimanagement, welches an entsprechende Berichts-
pflichten geknüpft ist, von den sehr detaillierten tech-
nischen Vorgaben wegzukommen (Europäische 
Kommission 2009b). 

Ein wichtiger Kritikpunkt betrifft die Maschenweite. So 
wird zum Beispiel die Maschenweite zum Fang von 
Kabeljau in der Nordsee von 120 mm, in der Vergangen-
heit sogar nur 110 mm, von verschiedener Seite als zu 
gering angesehen. Ein Großteil der mit dieser Maschen-
weite gefangenen Kabeljaue sind Jungfische bzw. haben 
die Geschlechtsreife noch nicht erreicht (CATCHPOLE 
et al. 2005). Gleichzeitig hat sich die Bestandszusammen-
setzung aufgrund des großen Fischereidrucks dahin 
gehend verändert, dass sie sehr deutlich von jungen 
Fischen dominiert wird. Ältere und somit größere Indivi-
duen sind sehr selten geworden. Begründet wird die ge-
ringe Maschenweite damit, dass Kabeljau in einer 
gemischten Fischerei gefangen wird, in der Zielarten wie 
der Wittling (Merlangius merlangus), die mit deutlich 
geringerer Größe bereits adult sind, mitgefangen werden. 
Generell weisen Maschenweitenvorgaben die Schwäche 
auf, dass sie einfach zu umgehen sind, beispielsweise 
durch eine veränderte Netzschleppgeschwindigkeit, die zu 
einem Verengen der Maschenöffnungen führt.  

Kritisiert wird des Weiteren die Zulässigkeit von beson-
ders umweltschädigenden Fangtechniken, beispielsweise 
schweren Grundschleppnetzen wie Scherbrettnetzen und 
Baumkurren (WWF Deutschland 2008; LØKKEBORG 
2005). Deren Einsatz führt zu erheblichen Schäden an den 
Bodenlebensgemeinschaften (Tz. 11). Zwar ist die 
Baumkurrenfischerei schon erheblich eingeschränkt wor-
den, zum Beispiel ist sie in der Ostsee gänzlich verboten, 
in der Nordsee wird sie aber weiterhin praktiziert. Kon-
zepte, beispielsweise bei den Netzen die schweren 
Scheuchketten durch andere Techniken wie elektrische 
Impulsgeber (Pulskurren) zu ersetzen, liegen schon länger 
vor, wurden aber bisher nicht oder nur bei einzelnen 
Fischern umgesetzt bzw. befinden sich in der Erprobung 
(BMELV 2011a). 
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Ein weiteres Problem stellt die Verpflichtung aus der 
VO (EG) Nr. 850/1998 dar, untermaßige Fische umge-
hend wieder über Bord zu geben. Da mehr als 90 % dieser 
Fische trotzdem verenden, macht dies auch aus ökolo-
gischen Gründen keinen Sinn und verschärft nur die 
Beifangproblematik (INGEROWSKI und SALOMON 
2006). 

Die Europäische Kommission (2011f) schlägt für die 
Reform der GFP eine Rahmenregelung für technische 
Maßnahmen vor. Diese soll die Mitgliedstaaten autorisie-
ren, eigene Maßnahmen zum Schutz der Bestände und der 
marinen Ökosysteme ergreifen zu können. Die Mitglied-
staaten sollen verpflichtet werden, folgende Ziele mit 
ihren Maßnahmen zu verfolgen: 

– Das Erreichen einer Bestandsgröße oberhalb BMSY, 

– die Minderung des Beifangs von Jungfischen und 
Nicht-Zielarten und 

– ein stärkerer Schutz der Ökosysteme vor Fischerei-
aktivitäten (Artikel 14 und 21 des Kommissions-
vorschlags).  

Des Weiteren soll die Europäische Kommission gemäß 
des Vorschlags ermächtigt werden, für den Fall, dass die 
Mitgliedstaaten der Kommission nicht innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten der technischen Rahmen-
regelung Maßnahmenvorschläge unterbreiten oder aber 
die einzelstaatlichen Maßnahmen bestimmte Kriterien 
nicht erfüllen, delegierte Rechtsakte zur Festlegung tech-
nischer Maßnahmen zu erlassen. Die Kriterien betreffen 
die Kompatibilität mit den Zielen der technischen Rah-
menregelung bzw. eine ausreichende Zielerreichung 
(Artikel 24 des Kommissionsvorschlags). 

Der SRU begrüßt diesen Vorschlag und hält es darüber 
hinaus für sinnvoll, dass es zu einer Abstimmung 
zwischen den Mitgliedstaaten über die zu ergreifenden 
technischen Maßnahmen einer Meeresregion kommt und 
die relevanten Akteure in diesen Prozess eingebunden 
werden (Tz. 71 ff.). Dies wird aber in einem Zeitraum von 
drei Monaten kaum zu erreichen sein. Die Kommission 
sieht lediglich eine Informationspflicht der Mitglied-
staaten gegenüber den relevanten Beratungsgremien vor 
(Artikel 22 des Kommissionsvorschlags).  

61. Neben diesen Vorgaben zu Fangtechniken und 
-methoden macht die geltende Grundverordnung es auch 
möglich, Schutzgebiete und gebietsbezogene Schonzeiten 
(Artikel 4 Absatz 2 lit. g ii VO (EG) Nr. 2371/2002) fest-
zulegen. So wurde beispielsweise zum Schutz der Habi-
tate vor Schleppnetzfischerei 2004 auf Anraten des ICES 
ein Schutzgebiet für die Darwin Mounds nordwestlich 
von Schottland vereinbart und 2005 für die Gewässer 
rund um die Azoren, Madeira und die Kanarischen Inseln 
(LUTCHMAN et al. 2008, S. 60). 

Werden Fischbestände oder Ökosysteme durch bestimmte 
Fischereiaktivitäten nachweislich ernsthaft gefährdet, 
kann die Kommission zudem auf begründeten Antrag 
eines Mitgliedstaates oder selbstständig Maßnahmen wie 
Aufwandsbeschränkungen, Gebietsschließungen oder 
technische Maßnahmen zur Erhöhung der Selektivität der 

Fangmethoden für die Dauer von maximal sechs Monaten 
beschließen, die unmittelbare Geltung haben (Sofortmaß-
nahmen). Sind Gewässer betroffen, die unter der Hoheit 
oder Gerichtsbarkeit eines Mitgliedstaates stehen, so kann 
dieser Mitgliedstaat selbst Sofortmaßnahmen mit einer 
Laufzeit von höchstens drei Monaten treffen, „falls eine 
unnötige Verzögerung nur schwer wieder gutzumachende 
Schäden zur Folge hätte“ (Artikel 8 VO (EG) 
Nr. 2371/2002). Sofortmaßnahmen durch die Kommis-
sion wurden oft im Vorfeld von Wiederauffüllungsplänen 
angewendet und wurden notwendig, da zuvor die Quoten 
oberhalb wissenschaftlicher Empfehlungen festgesetzt 
worden waren. Beispielsweise gingen den Wiederauf-
füllungsplänen für Seehecht und Ostsee-Kabeljau Sofort-
maßnahmen voraus (LUTCHMAN et al. 2008, S. 24). 

In i t ia t ive der  Europäischen Kommission für  
e in Rückwurfverbot  

62. Das Konzept der Vergangenheit, lediglich mit 
Vorgaben zu den Fangtechniken und räumlichen und 
zeitlichen Fangbegrenzungen die Beifangproblematik in 
den Griff zu bekommen, ist zweifelsohne gescheitert 
(SRU 2004). Ein Grund hierfür liegt mit hoher Wahr-
scheinlichkeit auch in der mangelnden Akzeptanz der 
Maßnahmen durch die betroffenen Fischer. Außerdem 
war von den hierfür getroffenen Maßnahmen offensicht-
lich nur ein kleiner Teil der Fischereien betroffen. Des 
Weiteren besteht in einigen Fischereien ein erheblicher 
ökonomischer Druck, den Wert des Fangs zu maximieren. 
Ziel der Fischer ist es, ihre Lager nur mit besonders wert-
vollen Fischen zu füllen. Als Konsequenz kommt es zu 
dem sogenannten Highgrading bzw. dem Rückwurf von 
Fischen, die aufgrund ihrer Art, Größe oder ihres Zustan-
des einen geringeren Marktwert haben (Europäische 
Kommission 2007b). Zusätzlich konterkarierten einige 
Fischereivorschriften, die zum Beispiel viel zu kleine 
Maschenweiten in der gemischten Fischerei zuließen, die 
Bemühungen zur Minderung der Rückwürfe. Das Quo-
tenmanagementsystem kann in der gemischten Fischerei 
des Weiteren dazu führen, dass eine Fischart wieder über 
Bord gegeben wird, da der Fischer für diese, aber nicht 
für andere bereits seine Quote erfüllt hat.  

63. Die Europäische Kommission hat bereits im Jahr 
2007 einen Vorschlag für ein Rückwurfverbot veröffent-
licht und diesen in ihrem Reformvorschlag zur GFP 
weiterentwickelt (Europäische Kommission 2007b; 
2011f). Letztere sieht für alle Fischereien ein Verbot von 
Rückwürfen vor, das aber nicht sofort für alle bewirt-
schafteten Bestände gilt, sondern schrittweise für die 
Rückwürfe einzelner Arten eingeführt werden soll. So 
soll der Rückwurf von pelagischen Arten wie Makrele, 
Stöcker, Hering, Sardelle (Engraulis encrasicolus), 
Blauer Wittling (Micromesistius poutassou), kleine Sar-
dine (Sardinella spec.), Eberfisch (Caproidae), Goldlachs 
(Argentinidae), Lodde (Mallotus villosus) und verschie-
denen Thunfischarten ab 2014 verboten sein, von Dorsch, 
Seehecht und Seezunge ab 2015 und von weiteren insbe-
sondere demersalen Nutzfischarten ab 2016. Der Verkauf 
von untermaßigen Fischen wird auf die Verwendung zur 
Fischmehlherstellung oder als Tierfutter beschränkt. 
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Das stufenweise Vorgehen nach Arten wird mit der An-
passung der Fischerei an die neue Situation und der För-
derung der stetigen Entwicklung verbesserter Fangtech-
niken begründet. Die Kommission betont die große Be-
deutung des Vollzugs, insbesondere des Monitorings für 
die erfolgreiche Einführung eines Rückwurfverbots. 
Letzteres erfordert laut Kommission insbesondere: 

– eine gründliche Dokumentation der Anlandungen der 
einzelnen Fischereifahrzeuge, 

– elektronische Logbuchsysteme, die einen Bericht über 
die Fangzusammensetzung in Echtzeit ermöglichen, 

– Monitoring und Kontrolle der Fanggeräte, 

– die Begleitung von Fangaktivitäten durch Fischerei-
aufseher und 

– die Beteiligung von Stakeholdern und eine stärkere 
Kooperation bzw. Einbeziehung der Fischerei bei der 
Umsetzung. 

Der Vorschlag der Europäischen Kommission ist generell 
zu begrüßen. Nicht ganz verständlich ist allerdings, wieso 
unterschiedliche Fristen für Fischarten gelten sollen, die 
gemeinsam in der gemischten Fischerei gefangen werden, 
wie das zum Beispiel für Dorsch, Wittling und Schellfisch 
der Fall ist. Generell ist ein schrittweises Einführen eines 
Rückwurfverbots aufgrund des unterschiedlichen Auf-
wands für technische Anpassungen verständlich. Dies 
sollte aber getrennt nach Fischereien und nicht nach 
Fischarten erfolgen. Ein Rückwurfverbot, welches nur 
einzelne Fischarten betrifft, kann kaum oder eben nur zu 
hohen Kosten kontrolliert werden. Zum Beispiel wäre es 
schwierig, Regelverletzungen über eine Kameraüber-
wachung zu entdecken. 

Zu begrüßen ist dagegen, dass der Kommissionsvorschlag 
relativ kurze Fristen zur Beendigung dieser bestands- und 
ökosystemschädigenden Praxis vorsieht.  

Problematisch ist der Ansatz, lediglich den Rückwurf von 
wichtigen kommerziell genutzten Arten zu verbieten. 
Auch ein Anlandegebot für weniger wichtige Nutzfisch-
arten oder von Nicht-Nutzfischarten wäre sinnvoll, um 
zum einen diesen Beifang besser zu monitoren und zum 
anderen Maßnahmen zur Minderung dieses Beifangs zu 
etablieren. Notwendig ist somit ein generelles Rückwurf-
verbot für alle Fischarten. Nur wenn einzelne Fischereien 
nachweisen können, dass ihr Beifang eine hohe Über-
lebenschance hat, könnten sie von diesem Gebot ausge-
nommen werden.  

64. Um ein Rückwurfverbot ernsthaft zu über-
wachen, sind entweder Kameras oder Fischereiaufseher 
an Bord der Schiffe erforderlich, da die Einhaltung ohne 
adäquate Kontrolle aufgrund der großen ökonomischen 
Nachteile, die mit dem Anlanden des Beifangs verbunden 
sind, gering sein dürfte. Ein generelles Rückwurfverbot 
bzw. Anlandegebot ist durchaus kontrollierbar. Für die 
kleine Fischerei wird die Überwachung über Kamera-
technik und Beobachter wahrscheinlich zu kostspielig 
sein, weshalb in diesem Fall Plausibilitätskontrollen, in 
denen der angelandete Fang mit den Fangdaten und ver-
wendeten Fanggeräten abgeglichen wird, eine mögliche 

Alternative darstellen. Die Kommission will lediglich die 
Mitgliedstaaten zur Gewährleistung verpflichten, dass alle 
Fischereifahrzeuge, die unter ihrer Flagge fahren, in der 
Lage sind, vollständig ihre Fangaktivitäten zu dokumen-
tieren. Technische Maßnahmen, wie dies erfolgen soll, 
schlägt sie dagegen nicht vor (Artikel 15 Kommissions-
vorschlag). 

Empfehlungen zum Schutz der  Ökosysteme 

65. Um das Beifangproblem in den Griff zu bekom-
men, spricht sich der SRU für ein Rückwurfverbot bzw. 
einen Zwang zur Anlandung sämtlicher Fischarten aus 
(SRU 2009; 2004), welches in die Grundverordnung – 
wie von der Kommission bereits,  allerdings nur für be-
stimmte Fischarten, vorgeschlagen – aufgenommen wer-
den sollte (Artikel 15 Kommissionsvorschlag). Die 
Einführung eines Rückwurfverbots kann für einzelne 
Fischereien unterschiedlich schnell erfolgen, sollte aber 
innerhalb weniger Jahre für alle Fischereien 
Verbindlichkeit erlangen. Dafür ist es unter anderem 
erforderlich, dass die in der VO (EG) Nr. 850/1998 
enthaltene Verpflichtung, untermaßige Fische umgehend 
wieder über Bord zu geben, wegfällt. Bei einem 
Rückwurfverbot handelt es sich zweifelsohne um den 
höchsten Anreiz für den Fischer, Beifänge zu reduzieren 
bzw. Innovationen hinsichtlich der Selektivität der Netze 
aufzugreifen. Wie in Kapitel 2.2 dargestellt, gibt es 
bereits eine Vielzahl von Möglichkeiten, durch technische 
Veränderungen an den Netzen den Beifang zu reduzieren. 
Nur wenige dieser Modifikationen wurden allerdings 
bisher aufgegriffen, insbesondere aufgrund des 
Widerstands der Fischereiindustrie, da diese befürchtet, 
dass selektivere Techniken auch ihre Fänge mindern 
(CATCHPOLE et al. 2005). Außerdem sind solche Netze 
teurer und der Umgang mit ihnen aufwendiger und mit 
einem höheren Risiko verbunden. Mit einem 
Rückwurfverbot besteht die Hoffnung, diese Widerstände 
zu überwinden.  

Darüber hinaus ermöglicht ein Rückwurfverbot, den ge-
samten Fang zu erfassen und somit den Beifang in die 
Quote mit einzurechnen. Technische Vorgaben können 
auf diesem Wege reduziert und die Verantwortung für die 
Lösung des Beifangproblems stärker in die Hände der 
Fischerei gelegt werden. Eine stärkere Flexibilisierung 
der Quoten kann dies unterstützen. 

66. Generell ist zu erwarten, dass ein Rückwurf-
verbot insbesondere in der ersten Zeit nach dessen Ein-
führung mit finanziellen Einbußen für die Fischerei ver-
bunden ist. Zum einen werden die Ladekapazitäten der 
Fischereifahrzeuge durch wenig lukrative bis nicht 
vermarktbare Beifangbiomasse gefüllt. Zum anderen ist 
die Verwendung selektiverer Netze, die wahrscheinlich 
auch eine geringere Fängigkeit für die Zielart aufweisen, 
mit einem erhöhten Aufwand von Zeit, Arbeit und Kraft-
stoff und somit höheren Kosten verbunden. Der Schutz 
von Jungfischen müsste gleichzeitig durch Mindestgrößen 
und Auflagen für deren Vermarktung gewährleistet wer-
den. Beispielsweise schlägt die Kommission vor, dass 
diese nur noch als Fischmehl und Fischöl verkauft werden 
dürfen. Langfristig würde aber eine Anpassung an ein 
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Rückwurfverbot vor allem über die Weiterentwicklung 
der Fangtechnik erfolgen und somit die Mehrkosten sen-
ken. Außerdem könnte kommerziell uninteressanter Bei-
fang als Fischmehl und Fischöl verkauft werden, wodurch 
die finanziellen Einbußen gemindert würden. Langfristig 
wird die Fischerei durch die Erholung der Bestände von 
einem Rückwurfverbot profitieren.  

67. Für die Küstenfischerei könnte über andere 
Lösungen bzw. Ausnahmen nachgedacht werden, dort wo 
sie angebracht sind, um die Wirtschaftlichkeit dieser 
Fischerei zu erhalten. Denkbar wäre dies zum Beispiel in 
der kleinen Plattfischfischerei. Allerdings sollte dies nur 
erwogen werden, wenn keine akute Bedrohung der be-
fischten Bestände durch den Beifang gegeben ist. Selbst 
wenn Teile der Küstenfischerei von dem Rückwurfverbot 
ausgenommen bleiben, ist eine Minderung der Beifänge 
hier ebenfalls geboten. Aus Sicht des SRU sollten hierfür 
kooperative Ansätze gewählt werden. Nur durch tech-
nische Vorgaben, das zeigen die Erfahrungen der Vergan-
genheit, wird dies nicht in ausreichendem Maße gelingen. 
Zusätzlich kann auf diesem Weg auch die Akzeptanz der 
Maßnahmen verbessert werden. Ob es hierfür ausreicht, 
die Kompetenzen der Fischereibeiräte zu erhöhen, ist zu 
prüfen und hängt unter anderem davon ab, inwieweit die 
Küstenfischerei in diesen Gremien repräsentiert wird.  

68. Weiterhin ist es erforderlich, über technische 
Vorgaben umweltschonende Fangtechniken einzuführen, 
die dem weitergehenden Schutz der marinen Ökosysteme 
dienen, da hierfür ein Rückwurfverbot keinen Anreiz 
setzt. Die von der Europäischen Kommission vorgeschla-
gene Rahmenregelung bietet hierfür einen wichtigen 
Ansatz. Dabei sollten die regionalen Fischereibeiräte 
(Regional Advisory Councils – RACs) möglichst früh-
zeitig einbezogen werden, um die Akzeptanz und Sinn-
haftigkeit der Maßnahmen zu erhöhen (s. hierzu 
Tz. 72 ff.). Deren Position sollte in diesem Zusammen-
hang gestärkt werden. Konkret sollte die Entwicklung von 
Alternativen bzw. Modifikationen in der Grundschlepp-
netzfischerei vorangetrieben und die Fischereibeiräte 
aufgefordert werden, hierfür Konzepte (mit) zu ent-
wickeln. 

69. Neben den bereits genannten Maßnahmen sind 
die Festlegung gebietsbezogener Schonzeiten sowie die 
Einrichtung selektiver Gebietsschließungen und von 
Schutzgebieten wichtig für ein auf dem Ökosystemansatz 
basierendes Fischereimanagement. Wie in Kapitel 2.3 
dargestellt, dienen Schutzgebiete dem Erhalt sensibler 
Ökosysteme und Arten und können darüber hinaus posi-
tive Effekte für die Fischerei erzielen. Um einen weiteren 
Verlust der Biodiversität einzudämmen und um den be-
stehenden Wissensdefiziten bezüglich grundlegender 
funktionaler Beziehungen innerhalb der marinen Öko-
systeme und der Bestandsdynamik einzelner Arten ent-
gegenzutreten, bedarf es nach Meinung des SRU stärkerer 
Anstrengungen, bestehende Schutzgebiete vor negativen 
Einflüssen zu bewahren. Außerdem besteht Handlungs-
bedarf für eine weitere Unterschutzstellung sensibler 
Gebiete.  

Weitere Schutzgebietsausweisungen in der europäischen 
AWZ sollten die nach OSPAR (OSPAR Commission 

2003) als bedroht geltenden Arten, Lebensgemeinschaften 
und Habitate berücksichtigen. Darüber hinaus gibt es 
keine ökologischen Argumente, die für eine Bewirt-
schaftung eines marinen Natura 2000-Gebietes sprechen, 
wie es sie beispielsweise bei terrestrischen Gebieten gibt: 
zum Beispiel wenn durch Aufgabe der Bewirtschaftung 
wichtige Artengemeinschaften verloren gehen würden. 
Daher plädiert der SRU für die Ausweisung von Null-
nutzungszonen großer zusammenhängender Teile (bspw. 
50 % der Gebiete). So kann eine Zone repräsentativer 
Referenzgebiete entstehen, die wichtige Ansatzpunkte für 
die Ermittlung eines guten Umweltzustands sind, wie es 
zum Beispiel für die Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
(Tz. 28) erforderlich ist. Jegliche Art von Fischerei, die 
innerhalb der Schutzgebiete auf der nicht geschlossenen 
Fläche stattfindet, muss durch umweltschonende Fische-
reitechniken ersetzt werden. Besonders schädliche Fische-
reitechniken sollten sofort verboten bzw. ersetzt werden 
(WWF Deutschland 2011; SELL et al. 2011). Der SRU 
sieht hier in der Ausgestaltung der Managementpläne der 
Natura 2000-Gebiete die entscheidende Möglichkeit, 
starke Schutzmaßnahmen zu implementieren. Die GFP 
könnte somit auch einen entscheidenden Teil zum Errei-
chen der Ziele der MSRL beitragen.  
Generell sollten Schutzgebiete und ihre Ziele in regel-
mäßigen Abständen auf ihre Wirksamkeit überprüft wer-
den (Monitoring). Unerlässlich ist, dass jede Form eines 
Schutzgebiets als Managementinstrument für die Fische-
reiwirtschaft von weiteren Maßnahmen flankiert wird, um 
zu verhindern, dass es Aufwandsverlagerungen in Gebiete 
außerhalb der MPA gibt (Tz. 34). 

70. Schutzgebiete können Effekte des Klimawandels 
– wie beispielsweise Temperaturänderungen, Areal-
verschiebungen oder Änderungen der Nahrungsverfüg-
barkeit – abpuffern, da in ihnen nicht noch zusätzlich der 
Fischereidruck auf die Bestände wirkt. Eine Möglichkeit, 
um auf klimainduzierte Arealverschiebungen und Ab-
wanderungen reagieren zu können, wäre, Schutzgebiete 
mit einer flexiblen Pufferzone zu versehen, die je nach 
Bedarf geografisch variieren kann.  

3.2.1.4 Regionalisierung und Partizipation 

71. Wie bereits dargestellt, liegt die Kompetenz für 
die Fischerei in den gemeinschaftlichen Gewässern bei 
der EU (ausschließliche Kompetenz gemäß Artikel 3 
Absatz 1 lit. d AEUV für die Erhaltung der biologischen 
Meeresschätze im Rahmen der Gemeinsamen 
Fischereipolitik). Für die sonstigen Aspekte der Fischerei 
besitzen die EU und die Mitgliedstaaten eine geteilte 
Zuständigkeit (Artikel 4 Absatz 2 lit. d AEUV).  

Entscheidungen zum Management europäischer Fisch-
bestände werden bis in die technischen Details hinein 
ausschließlich auf europäischer Ebene bzw. vom Fische-
reirat auf Vorschlag der Kommission getroffen. Letzterer 
orientiert sich in der Regel an den wissenschaftlichen 
Empfehlungen, beispielsweise durch den ICES oder das 
STECF. Somit wird mit der GFP ein zentralisierter Top-
down-Politikansatz verfolgt. Ein wichtiger Kritikpunkt an 
der GFP ist, dass die Berücksichtigung regionaler Beson-
derheiten wie auch die Beteiligung von Interessenvertre-
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tern zu kurz kommt. (Marine Conservation Society und 
ClientEarth 2010; MARKUS 2009a; O´MAHONY 2008). 

72. Den Möglichkeiten, Entscheidungsprozesse, die 
das Fischereimanagement betreffen, stärker auf die regio-
nale Ebene zu verlagern und Interessenvertreter zu betei-
ligen, sind aufgrund der genannten Vorgaben klare Gren-
zen gesetzt (LONG 2010). Allerdings gibt es hierfür be-
reits Ansätze bzw. liegen weitergehende Vorschläge vor. 
Umgesetzt wurde bereits die Einrichtung eines Beraten-
den Ausschusses für Fischerei und Aquakultur (Advisory 
Committee on Fisheries and Aquaculture – ACFA), wel-
cher sich aus Industrievertretern und sonstigen europäi-
schen Nichtregierungsorganisationen zusammensetzt, 
sowie die Einrichtung regionaler Fischereibeiräte. Ziel 
dieser Gremien ist es zum einen, von deren Praxiserfah-
rungen zu profitieren, und zum anderen, die Fischer stär-
ker in den Entscheidungsprozess einzubinden, um deren 
Eigenverantwortlichkeit zu stärken und Schwierigkeiten 
im Vollzug zu überwinden. 

Funktion und Ausgestal tung der  regionalen 
Fischereibeirä te 

73. Ein erster Schritt für eine stärkere Berücksichti-
gung der Besonderheiten der unterschiedlichen Meeres-
regionen im Entscheidungsprozess war die Einrichtung 
von regionalen Fischereibeiräten. Deren Schaffung wird 
oft auch als innovativster Schritt der letzten GFP-Reform 
bezeichnet. Auf der Grundlage des Artikels 31 der Ver-
ordnung über die Gemeinsame Fischereipolitik (VO (EG) 
Nr. 2371/2002) und durch den Beschluss des Fischerei-
ministerrats 2004/585/EG wurde 2004 die Grundlage für 
die Einrichtung von RACs für die folgenden sieben Be-
reiche geschaffen: Ostsee, Mittelmeer, Nordsee, nord-
westliche Gewässer, südwestliche Gewässer, pelagische 
Bestände und Hohe See/Langstreckenfangflotte. Dabei 
muss die eigentliche Initiative für die Umsetzung eines 
Fischereibeirats vom Fischereisektor ausgehen. Ziel der 
Einrichtung der Beiräte war die Förderung der Partizi-
pation der Fischerei am Entscheidungsprozess und des 
Dialogs zwischen Fischereivertretern und Umweltschutz-
verbänden (27. Erwägungsgrund der VO (EG) 
Nr. 2371/2002).  

74. Die Hauptaufgabe der RACs besteht darin, die 
Europäische Kommission in Fragen der Bestandsbewirt-
schaftung in verschiedenen Meeresgebieten bzw. Fische-
reizonen zu beraten (Artikel 31 Absatz 1 VO (EG) 
Nr. 2371/2002). Dieses kann zum einen über den Weg der 
Konsultation durch die Europäische Kommission oder 
auch eines Mitgliedstaates erfolgen zum anderen durch 
eigene Stellungnahmen zu Problemen bei der Durch-
führung von Fischereivorschriften. Dabei sind die RACs 
aufgefordert, bei ihren Empfehlungen einen Konsens zu 
erzielen. Abweichende Meinungen sind aber möglich. 
Neben dieser festgeschriebenen Aufgabe sind die RACs 
aufgefordert, den Dialog zwischen den unterschiedlichen 
Fischereiakteuren, aber auch zwischen Fischerei und 
Wissenschaftlern sowie anderen Institutionen voran-
zubringen. Darüber hinaus sind keinerlei konkrete Ver-
pflichtungen an die RACs formuliert worden. Ebenso ist 
die Kommission nicht verpflichtet, bei der Erarbeitung 

ihrer Vorschläge zur Fischereipolitik die RACs zu kon-
sultieren (LONG 2010). Obwohl sich die Europäische 
Kommission für eine Erweiterung der Kompetenzen der 
Räte ausspricht, ist Letzteres im Kommissionsvorschlag 
nicht geändert worden (Artikel 52 - 54 Kommissions-
vorschlag). 

75. Die RACs setzen sich aus einer 
Generalversammlung und einem Exekutivausschuss zu-
sammen. In den RACs sitzen Vertreter des Fischerei-
sektors und andere von der GFP betroffene Interessen-
gruppen (Artikel 5 Absatz 1 des Ratsbeschlusses 
2004/585/EG). Dabei gelten als Vertreter des Fischerei-
sektors Personen aus dem Fangsektor, wie zum Beispiel 
Fischer sowie fischverarbeitende Betriebe und Markt-
organisationen (Artikel 1 Nr. 2 des Ratsbeschlusses). 
Andere Interessengruppen können unter anderem 
Umwelt- und Verbraucherschutzverbände sowie Freizeit- 
oder Sportfischer sein (Artikel 1 Nr. 3 des 
Ratsbeschlusses). Wissenschaftler sind als Mitglieder 
dagegen nicht vorgesehen, können aber ohne Stimmrecht 
teilnehmen. Dem Fischereisektor wurde eine klare 
Dominanz in der Zusammensetzung der Beiräte in Form 
einer Zwei-Drittel-Mitgliedermehrheit sowohl in der 
Generalversammlung als auch im Exekutivausschuss 
eingeräumt. 

76. Für ihre Arbeit erhalten die RACs von der Euro-
päischen Gemeinschaft inzwischen eine dauerhafte 
Finanzierung, die 90 % ihrer operationellen Kosten ab-
deckt. Trotzdem ist der Fischereiausschuss des Europäi-
schen Parlaments der Meinung, dass die finanzielle Aus-
stattung der Gremien für die geleistete Arbeit noch zu 
gering ist und angepasst werden sollte (Europäisches 
Parlament 2009). 

Das Beispiel  des  Nordsee-Fischereibeira ts  

77. Der Nordsee-Fischereibeirat (North Sea Regional 
Advisory Council – NSRAC) ist der Älteste der sieben 
bestehenden Beiräte. Sein Exekutivausschuss setzt sich 
derzeit aus 22 Mitgliedern aus 20 unterschiedlichen 
Organisationen aller im Nordseebereich in ihren Fische-
reiinteressen betroffenen Mitgliedstaaten zusammen (s. 
Tab. 3). Bei der Zusammensetzung fällt die bereits er-
wähnte Dominanz des Fischereisektors auf. Die Belange 
des Umwelt- bzw. Naturschutzes werden durch 3 Organi-
sationen vertreten. Konsumenteninteressen sind nicht 
repräsentiert.  

Das Ziel des Nordsee-Fischereibeirats ist es, Empfehlun-
gen für das Management der Fischbestände in der Nord-
see unter Berücksichtigung der Schaffung einer nachhal-
tigen Fischerei, unter Einbeziehung des ökosystemaren 
Ansatzes und basierend auf dem Vorsorgeprinzip zu erar-
beiten. Für die Arbeit des Fischereibeirats sind regel-
mäßige Treffen mit Vertretern der Europäischen Kom-
mission und der Austausch mit Experten aus anderen 
Institutionen, wie zum Beispiel OSPAR, ICES und der 
Generaldirektion Fischerei, vorgesehen. 

Seit 2005 wurden vom Nordsee-Fischereibeirat jährlich 
zwischen drei und sieben Empfehlungspapiere und 
Stellungnahmen veröffentlicht. Dazu gehören beispiels-
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weise Positionen zu Kabeljaurückwürfen, zum Zugang 
zur Fischerei und Quoten für 2008, zum Vorschlag für 
eine Verordnung des Rates zur Änderung der VO (EG) 
Nr. 423/2004 mit Maßnahmen zur Wiederauffüllung der 
Kabeljaubestände und zur Änderung der VO (EWG) 
Nr. 2847/93 oder zur Empfehlung des ICES aus dem Jahr 

2007 zur Bewirtschaftung der Nordseebestände von 
Schollen und Seezungen. Insbesondere mit Sicht auf 
technische Maßnahmen wird den Fischereibeiräten eine 
hohe Kompetenz zugeschrieben.  

 

 

Tabel le  3  

Mitgl iederorganisat ionen des Exekutivausschusses 
des Nordsee-Fischereibeirats 

Fischereivertreter Nationales Komitee für Seefischerei und Marine Aquakultur Frankreichs 
(CNPMEM) 

 Dänischer Fischereiverband (2 Sitze) 

 Vereinigung Nationaler Fischereiorganisationen in Großbritannien (NFFO) 

 Schottischer Fischereiverband (Scottish Fishermen´s Federation (SFF)) 

 Niederländischer Fischereiverband (Stichting van de Nederslandse Visserij) (2 
Sitze) 

 Deutscher Fischereiverband 

 Schwedischer Fischereiverband (Swedish Fishermen´s Federation) 

Gewerkschaftsvertreter Europäische Transportarbeiter-Förderation 

Fischverarbeitende Industrie, Reeder 
und Häfen 

Europäische Vereinigung der Fischereiindustrie (AIPCE) 

 North Atlantic Producer Association 

 European Association of Fishing Ports and Auctions (EAFPA) 

 Belgischer Berufsverband der Eigentümer der Seefischerei (Rederscentrale 
CV) 

 Verband der Fischereireeder Frankreichs (UAPF) 

Umweltschutzverbände Birdlife International 

 Seas at Risk 

 WWF  

Sonstige Die Küsten Union (EUCC) 

 North Sea Women´s Network 

 Europäisches Büro für Erhaltung und Entwicklung (European Bureau for 
Conservation and Development (EBCD)) 

 Europäische Angler Allianz 

Quelle: NSRAC 2009 

 

Bewertungen der  Arbei t  der  Fischereibeirä te 

78. Im Jahr 2008 hat die Europäische Kommission 
(2008) eine Evaluation der Arbeit der RACs durchgeführt. 
Positiv bewertet wurde dabei die geografische Abdeckung 
durch die Beiräte. Hinsichtlich der Zusammensetzung der 
Gremien wurde durchaus die unzureichende Repräsenta-
tion bestimmter Interessen, wie zum Beispiel die der 
Konsumenten, angemerkt. Kritisiert wurde des Weiteren, 
dass einige der Fischerei nahestehenden Interessen-
gruppen als „Sonstige“ geführt wurden, was das schon 

bestehende Ungleichgewicht zwischen Vertretern aus der 
Fischereiindustrie und anderen Interessengruppen noch 
weiter verstärkt. Hervorgehoben wurde noch einmal, wie 
wichtig die Weitergabe von Informationen unter anderem 
an die Öffentlichkeit und die Transparenz für die Arbeit 
der Beiräte sind. Die Kommission hat durchaus zur 
Kenntnis genommen, dass die RACs nicht immer damit 
zufrieden waren, inwieweit ihre Empfehlungen aufgegrif-
fen wurden. Sie merkt an, dass es dafür aber immer gute 
Gründe gab, beispielsweise Verpflichtungen gegenüber 
Drittstaaten oder einer nachhaltigen Entwicklung der 
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Fischerei, denen unabhängig von der Beratung der RACs 
zu folgen ist. Insgesamt kommt die Kommission zu dem 
Ergebnis, dass die regionalen Fischereibeiräte einen 
wichtigen Beitrag zur GFP leisten, den Dialog mit und 
zwischen den Interessengruppen fördern und dazu beitra-
gen, Vorbehalte gegenüber der GFP abzubauen. Aller-
dings wurde auch angemerkt, dass eine klare Abgrenzung 
zwischen der Arbeit der RACs und des ACFA bisher 
nicht erfolgt ist.  

Auch von anderer Seite wird die Arbeit der RACs über-
wiegend positiv bewertet. So spielten sie zum Beispiel 
eine wichtige Rolle bei der Erstellung von Management-
plänen für den Hering in der Keltischen See und die Ma-
krele in Westschottland, bei der die Kommunikation 
zwischen Wissenschaftlern und Interessenvertretern be-
sonders gut funktionierte. Ein weiteres Beispiel ist der 
Beitrag, den der Nordsee-RAC leistete, um die Akzeptanz 
der in der Doggerbank ausgewiesenen Meeresschutz-
gebiete bei den Fischern substanziell zu erhöhen 
(AGNEW et al. 2009, S. 41). 

Allerdings muss auch deutliche Kritik an der Arbeit der 
RACs geübt werden. Beispielsweise funktioniert die Zu-
sammenarbeit der unterschiedlichen Interessengruppen 
nicht immer so reibungslos, wie von der Kommission 
dargestellt. Der Ostsee-RAC konnte sich beispielsweise in 
der Vergangenheit auf keine gemeinsamen Empfehlungen 
zu den Quoten einigen (LINKE et al. 2011). Hier traten 
deutliche Meinungsverschiedenheiten zwischen Fische-
reivertretern und Umweltschutzverbänden zu Tage. Letz-
tere forderten in der Regel niedrigere Fischereiquoten als 
die Vertreter der Fischerei. Die Fischer wiederum zeigten 
ein deutliches Misstrauen gegenüber den wissenschaft-
lichen Empfehlungen und forderten höhere Quoten als 
vom ICES empfohlen. Dieser schon fast historische Kon-
flikt konnte auch im Ostsee-RAC nicht überwunden wer-
den. Bedauerlich ist in diesem Zusammenhang, dass die 
RACs scheinbar wenig dazu beitragen und auch nicht 
entsprechend ausgestaltet sind, um den Dialog zwischen 
Fischereivertretern auf der einen Seite und der Wissen-
schaft auf der anderen Seite zu fördern.  

Des Weiteren sind einige der sonstigen Interessenvertreter 
in den RACs mit der deutlichen Dominanz der Fischerei-
vertreter in den Beiräten unzufrieden (FOURGON et al. 
2009). Außerdem treten auch Probleme in der Zusam-
menarbeit bzw. im Dialog zwischen Europäischer Kom-
mission und den regionalen Fischereibeiräten auf. Bei-
spielsweise sind die Zeitvorgaben für die Erarbeitung von 
Stellungnahmen der Europäischen Kommission zu kurz, 
wodurch, wie von Seiten der Räte bemängelt wird, die 
RACs nicht bei allen wichtigen Diskussionen konsultiert 
werden. Des Weiteren fühlen die Räte sich mit der Arbeit 
überlastet (Europäische Kommission 2008; NSRAC 
2010; BS RAC et al. 2009). 

Bewertung des derzei t igen Beratungsprozesses 

79. Die genannten ersten Ansätze, die Interessen-
vertreter stärker in den Entscheidungsprozess einzubin-
den, sind zu begrüßen, weisen aber noch erhebliche 
Schwächen auf. Zum Beispiel bleibt die Beteiligung aus-
schließlich darauf beschränkt, dass die Kommission den 

ACFA und die Fischereibeiräte bei Bedarf konsultiert und 
die Empfehlungen der beiden Institutionen nicht immer 
ausreichend gewürdigt werden, wodurch der Einfluss auf 
den Entscheidungsprozess gering bleibt. Als kritisch ist 
auch die starke Dominanz der Fischereiindustrie – insbe-
sondere der Hochseefischerei – in beiden Gremien anzu-
sehen sowie sich überschneidende Kompetenzen zwi-
schen den Einrichtungen (MARKUS 2009b; European 
Commission – Directorate-General for Maritime Affairs 
and Fisheries 2008). 

Es liegen verschiedene Vorschläge vor, wie dieser Pro-
zess fortgesetzt werden kann. Dazu zählt die Einrichtung 
eines Systems dezentraler Verwaltungen in den Regionen, 
die Schaffung einer zentralen Verwaltung, welcher die 
Verwaltung der EU-Fangrechte unter Einbeziehung von 
Wissenschaftlern und Industrie übertragen wird, sowie ein 
System regionaler Beratungsgremien (Europäische 
Kommission 2009b). Letztere könnten nach Vorstellung 
der Europäischen Kommission für die einzelnen Meeres-
regionen, wie zum Beispiel der Nordsee, und bestimmten 
Fischereien, wie zum Beispiel auf Thunfisch, eingesetzt 
werden und sich aus Beamten der Mitgliedstaaten, Ver-
tretern der Fischwirtschaft, Nichtregierungsorganisatio-
nen, Fischereibiologen und Ökonomen aus den Mitglied-
staaten mit berechtigtem Interesse an den betroffenen 
Fischereien zusammensetzen. Die Gremien sollten vor 
jedem Maßnahmenvorschlag der Kommission konsultiert 
werden. Unklar bleibt bei diesem Ansatz, wie die bereits 
geschaffenen regionalen Fischereibeiräte eingebunden 
werden sollten. Eine Möglichkeit wäre, diese zu oben 
genannten Gremien zu erweitern. Die Schaffung von 
regionalen Beratungsgremien ist zweifelsohne die ein-
fachste und rechtlich problemloseste Option, um die 
Aspekte Partizipation und Regionalisierung im Entschei-
dungsprozess aufzugreifen. Sie steht nicht mit der derzei-
tigen Kompetenzverteilung in der Fischereipolitik in 
Konflikt und erfordert nur eine minimale Veränderung 
gegebener Strukturen. Allerdings besteht bei derartigen 
Gremien generell das Risiko, dass diese mehr eine Alibi-
funktion übernehmen als wirklich der Partizipation zu 
dienen. 

Eine weitere Option ist die Schaffung einer zentralen 
Verwaltung oder auch einer europäischen Fischerei-
Management-Agentur (LONG 2010). Sie könnte sich vor 
allem auf die Festlegung von technischen Vorgaben bei 
der Befischung der einzelnen Bestände in den verschiede-
nen Meeresregionen beschränken. Die Agentur würde 
ihre Berechtigung durch das technische Know-how und 
das komplexe ökosystemare Verständnis, was hierfür 
erforderlich ist, erhalten. Zu den Aufgaben würde unter 
anderem gehören, Interessengruppen zu beteiligen und die 
wissenschaftlichen Empfehlungen und die Aktivitäten der 
Mitgliedstaaten zu koordinieren. Das könnte zur Entlas-
tung von Kommission, Fischereirat und in Zukunft auch 
Parlament beitragen. Gegen eine solche Agentur spricht 
die Sorge der stetigen Zunahme an europäischen Instituti-
onen und Agenturen und der damit verbundenen Büro-
kratisierung. Außerdem würde ein Teil des Entschei-
dungsprozesses in die Hände von Experten gelegt, was 
mit einer Entdemokratisierung und einem Verlust an 
Transparenz in Verbindung gebracht wird.  
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Von der Europäischen Kommission wird noch eine wei-
tere Variante der Entscheidungsverlagerung angesprochen 
(Europäische Kommission 2009b; 2010a). Sie formuliert 
die Idee, das Fischereimanagement im stärkeren Maß in 
die Hände der Europäischen Kommission in Zusammen-
arbeit mit den Mitgliedstaaten zu geben. So sollen die 
Mitgliedstaaten autorisiert werden, auf der Basis verab-
schiedeter mehrjähriger Bewirtschaftungspläne Bestands-
erhaltungs- und technische Maßnahmen zu ergreifen 
(Europäische Kommission 2011f). Die Kommission soll 
diese Programme prüfen und gegebenenfalls selbst Maß-
nahmen vorschreiben (Tz. 60). Eine Aufwertung der 
regionalen Fischereibeiräte erfolgt in diesem Fall – wie 
auch im gesamten GFP-Reformvorschlag der Europäi-
schen Kommission – nicht. Diese behalten unverändert 
ihre beratende Funktion, allerdings auch gegenüber den 
Mitgliedstaaten, und können, müssen aber nicht, bei Ent-
scheidungen konsultiert werden (Artikel 53 des 
Kommissionsvorschlags). 

Zusammenfassende Empfehlungen 

80. Zweifelsohne besteht Bedarf, beim Fischerei-
management die Belange der Regionen stärker zu berück-
sichtigen und die Interessenvertreter noch intensiver als 
bisher einzubinden. Die Erfahrungen mit den Fischerei-
beiräten haben gezeigt, dass die Übertragung von mehr 
Verantwortung auf die Fischerei und die Förderung des 
Dialogs der unterschiedlichen Interessengruppen sich 
positiv auf den Entscheidungsprozess und die Umsetzung 
von Maßnahmen auswirken kann. 

Um das Mikromanagement stärker in regionale Hände zu 
legen, ist eine Institution, die wenigstens die Koordinie-
rung dieser Aufgabe übernimmt, erforderlich. Dabei kann 
auf bestehende Institutionen zurückgegriffen werden. Die 
Entscheidungen sollten in enger Zusammenarbeit mit den 
Wissenschaftlern und den regionalen Fischereibeiräten 
getroffen werden, bei denen die Besonderheiten der Regi-
onen besondere Berücksichtigung finden. Grundlegende 
Entscheidungen sollten weiterhin vom EU-Fischereirat 
und dem Parlament getroffen werden. Die Aufgabe der 
verantwortlichen Institution besteht dann unter anderem 
darin, das Know-how aus Fischerei und Wissenschaft zu 
bündeln und den Dialog zwischen den Vertretern aus 
beiden Bereichen zu fördern. Langfristiges Ziel sollte ein 
stärker zielorientiertes Management sein. 

Allerdings sieht der SRU auch die Notwendigkeit einer 
stärkeren Einbindung von sonstigen, der Fischerei nicht 
nahestehenden, Interessenvertretern in diesen Prozess. Es 
sollte überlegt werden, wie beispielsweise Vertreter von 
Konsumenteninteressen dauerhaft für die Mitarbeit in den 
regionalen Fischereibeiräten motiviert werden können. 
Oftmals scheitert die Mitarbeit in den Beiräten an fehlen-
den Ressourcen, vor allem in Form von Arbeitszeit. Dabei 
sollte generell darauf geachtet werden, welchen Beitrag 
und welche Kompetenzen von den Interessenvertretern 
eingebracht werden können. Nicht bei allen Mitglieds-
organisationen der regionalen Fischereibeiräte ist dies 
immer klar erkennbar. 

3.2.2 Die gemeinsame Marktordnung 

81. Die gemeinsame Marktordnung für Fischerei- 
und Aquakulturerzeugnisse umfasst Qualitäts- und Ver-
marktungsstandards einschließlich deren Überwachung 
sowie Vorgaben zur Verbraucherinformation. Sie be-
inhaltet Interventionsmechanismen, die die Fischer vor 
großen Schwankungen der Preise nach unten schützen 
sollen, und gibt Regeln hinsichtlich der Anerkennung von 
Erzeugerorganisationen und Branchenverbänden sowie 
deren Tätigkeiten vor. 

Erzeugerorganisationen wird nach geltender Marktord-
nung das Recht eingeräumt, einen Rücknahmepreis fest-
zusetzen, unterhalb dessen kein Verkauf stattfindet, son-
dern den Mitgliedern Entschädigungen für aus dem Han-
del genommene Ware gewährt werden. Orientiert sich 
dieser Preis am gemeinschaftlichen Rücknahmepreis, 
werden die Entschädigungen für begrenzte Mengen von 
der EU mitfinanziert. Ein vom Ministerrat für jede Fisch-
art – als Durchschnitt vergangener Preise – jährlich fest-
gesetzter Orientierungspreis bildet die Basis für die Be-
rechnung des niedrigeren gemeinschaftlichen Rücknah-
mepreises (VO (EG) Nr. 104/2000 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei und der 
Aquakultur). Dieses Rücknahmesystem soll nach dem 
Vorschlag der Europäischen Kommission ersatzlos gestri-
chen werden. Zur Stabilisierung der Märkte verbleiben 
dann aber noch die Lagerhaltung sowie eine möglichst 
optimale, das heißt an die Nachfrage angepasste, Ver-
marktung durch die Erzeuger bzw. Erzeugerorganisatio-
nen (Europäische Kommission 2011g). 

Momentan können die Erzeugerorganisationen bei Unter-
schreitung des Rücknahmepreises Mengen einlagern, 
später am Markt absetzen und dafür für begrenzte Men-
gen die Kosten für Konservierung und Lagerung von der 
EU zurückerstattet bekommen. Zudem wird die private 
Lagerung finanziell unterstützt. Für Thunfisch werden 
Entschädigungen gewährt, wenn er bei Unterschreitung 
eines festgelegten Preises für industrielle Zwecke weiter-
verarbeitet wird (Artikel 17 – 27 VO (EG) Nr. 104/2000). 
Nach dem Vorschlag der Kommission soll es den Erzeu-
gerorganisationen auch weiterhin erlaubt sein, überschüs-
sige Ware einzulagern. Eine finanzielle Unterstützung 
wird dafür im Gegensatz zur jetzigen Regelung jedoch 
nicht speziell vorgesehen (Europäische Kommission 
2011g). 

Die von der Kommission geforderte Abschaffung einer 
Interventionsregelung, in deren Rahmen öffentliche Gel-
der für die Beseitigung von Fisch gezahlt werden, ist vor 
dem Hintergrund der Grundsätze der GFP, gemäß dessen 
die Fischereiressourcen nachhaltig zu bewirtschaften sind, 
konsequent und richtig. Die durch die Intervention künst-
lich hochgehaltenen Preise befördern unnötig die Über-
fischung und sind daher nicht mit den Grundsätzen einer 
nachhaltigen Befischung zu vereinbaren. 

– Die Intervention zur Preisstützung mit den dazugehö-
rigen Kompensationsmechanismen wurde von Seiten 
der EU in den letzten Jahren kaum noch genutzt 
(BMELV 2010c, S. 11). Ein Wegfall dieser Form der 
Stützung über öffentliche Gelder hätte zudem nur sehr 
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begrenzte Auswirkungen auf die Erzeugereinkommen, 
auch wenn es gerade in jüngster Zeit bei einzelnen Be-
ständen wieder zu Interventionskäufen kam, welche 
sich infolge von Bestandserholungen ergaben. So san-
ken als Folge der Erholung der Ostseedorschbestände 
und des somit höheren Angebots auf dem Markt die 
Preise für Dorsch im Juni 2011 zeitweise auf unter 
1 €/kg, für Ostseedorsch sogar auf unter 0,70 €/kg 
(Agra-Europe, Länderbericht 24/2011 vom 14. Juni 
2011). Auch die Schollenfischer der Nordseeküste 
hatten 2011 mit niedrigen Preisen zu kämpfen. Der 
Schollenpreis fiel zeitweise auf unter 1 €/kg, da der 
Bestand und die Fänge historische Höchststände er-
reichten (ebd.). 

– Nach Artikel 32 des Vorschlags der Kommission über 
die gemeinsame Marktorganisation werden die Tätig-
keiten der Erzeugerorganisationen (EO) wie bisher 
von der Kommission überprüft, indem jede EO am 
Anfang eines jeden Wirtschaftsjahres einen Produk-
tions- und Vermarktungsplan vorlegen muss 
(Europäische Kommission 2011g). Diese müssen von 
der Kommission genehmigt werden.  

– Gemäß der Begründung des Vorschlags der Kommis-
sion über die gemeinsame Marktorganisation ist es 
eines der Hauptziele der Reform der Marktordnung, 
die Rolle und Verantwortung von Erzeugerorganisa-
tionen weiter zu stärken (Europäische Kommission 
2011g, S. 3). Dies geschieht, indem der Zusammen-
schluss mehrerer EO – wie unter der momentanen 
Marktordnung auch – explizit erlaubt werden soll, 
aber auch indem vorgeschlagen wird, dass Regeln, die 
die EO für ihre Mitglieder geschaffen haben, weiter-
hin auch auf Nichtmitglieder ausgeweitet werden kön-
nen, wenn die Organisation repräsentativ in einer 
Region ist. Eine direkte finanzielle Unterstützung der 
EO ist jedoch entsprechend der Vorschläge der Kom-
mission nicht mehr vorgesehen. 

82. Die Marktordnung legt darüber hinaus fest, dass 
die auf dem gemeinsamen Markt gehandelten Fischerei-
erzeugnisse bestimmten festgelegten Vermarktungs-
normen, die sich auf Qualitäts-, Größen- und Gewichts-
klassen, auf die Verpackung, die Aufmachung und die 
Kennzeichnung beziehen, entsprechen müssen. Deren 
Einhaltung ist durch die Mitgliedsländer zu kontrollieren. 
Dabei muss die Kennzeichnung den Endverbraucher 
mindestens über die Handelsbezeichnung, die Art der 
Erzeugung (Aquakultur oder Fang von wild lebenden 
Fischen) und das Fanggebiet informieren (Artikel 2 – 4 
VO (EG) Nr. 104/2000). Gemäß Artikel 42 des Vor-
schlags der Kommission für die neue Marktorganisation 
sollen diese obligatorischen Informationen um den Zeit-
punkt des Fangs bzw. der Entnahme und die Angabe, ob 
das Erzeugnis frisch ist oder aufgetaut wurde, ergänzt 
werden (Europäische Kommission 2011g). 

Im Sinne der Transparenz für die Verbraucher sind solche 
Mindestanforderungen an die Kennzeichnung zu begrü-
ßen. Allerdings sollten darüber hinaus verstärkt Bemü-
hungen angestellt werden, die Voraussetzungen für eine 
umfangreichere Verwendung lokaler Marken und Siegel 
für Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse zu schaffen, mit 

dem Ziel, höhere Standards – vor allem Umweltstandards 
– auf dem Markt durchzusetzen (Europäische 
Kommission 1999, S. 8). Dies könnte durch die Vorgabe 
von EU-weit einheitlichen Mindestkriterien und Leitlinien 
für Umweltsiegel oder durch die Einführung eines ein-
heitlichen EU-Umweltsiegels für Fischereierzeugnisse 
geschehen, vergleichbar dem EU-Biosiegel (Europäische 
Kommission 2005). Da im Gegensatz zu anderen Kenn-
zeichnungssystemen (wie z. B. im ökologischen Landbau) 
die Funktion von Umweltsiegeln in der Fischwirtschaft 
noch nicht eindeutig definiert ist, könnten manche Unter-
nehmen versucht sein, bei der Vergabe von Umwelt-
siegeln übertriebene oder unberechtigte Behauptungen für 
ihre Erzeugnisse aufzustellen (Europäische Kommission 
2005, S. 6 f.). Mindestvorschriften könnten dafür sorgen, 
dass nur solche Produkte zertifiziert werden können, die 
einen klaren Umweltnutzen aufweisen. Wie sich beim 
MSC-Siegel (MSC – Marine Stewardship Council) be-
reits gezeigt hat, können über die Verwendung von Sie-
geln, denen der Verbraucher vertraut, durchaus höhere 
Erzeugerpreise generiert werden (ROHEIM 2003, S. 99). 

Auf Importe von Fischereierzeugnissen aus Nicht-EU-
Ländern werden Zölle erhoben. Zudem können Siche-
rungs- und Antidumping-Maßnahmen beschlossen wer-
den, wenn die Einfuhr von Fischereierzeugnissen zu 
ernsten Marktstörungen führt. Seit dem 1. Januar 2010 
gilt die Verordnung zur Verhinderung, Bekämpfung und 
Unterbindung der illegalen, nicht gemeldeten und 
unregulierten Fischerei (VO (EG) Nr. 1005/2008). Da-
nach können Fischereierzeugnisse nur dann in die EU 
eingeführt werden, wenn ihre legale Herkunft durch ein 
lückenloses Rückverfolgungssystem in Form von Fang-
bescheinigungen nachgewiesen wird. Diese Möglichkeit 
ist zu begrüßen, gelangt doch ein großer Teil des Fangs 
unter falscher Herkunftsangabe in den Handel 
(JACQUET und PAULY 2008; STILES et al. 2011, 
S. 8 ff.; MILLER und MARIANI 2010). 

3.2.3 Die gemeinsame Strukturpolitik 

83. Die Strukturpolitik betrifft vor allem die Anpas-
sung der Flotten und Fangkapazitäten. Im Jahre 1995 
betrug die Überkapazität der europäischen Fischereiflotte 
nach Berechnungen der Europäischen Kommission 40 % 
(SRU 2004, S. 118). Daher wurde mittels mehrjähriger 
Ausrichtungsprogramme (Multi-Annual Guidance 
Programs – MAGP) versucht, diese Überkapazitäten 
abzubauen. Die Programme beinhalteten Zielvorgaben zur 
Reduktion von Tonnage und Maschinenleistung der Ge-
samtflotte, die bis zum Ende des Programmzeitraums zu 
erreichen waren. So wurde im Rahmen des MAGP III 
(1991 bis 1996) die EU-Flotte im Bereich Tonnage um 
15 % und im Bereich Maschinenleistung um rund 9,5 % 
reduziert. Für das MAGP IV (1997 bis 2001) wurde eine 
Reduktion von insgesamt 5 % Maschinenleistung ange-
strebt, welche bereits Anfang 2000 (Tonnage - 17 %, 
Maschinenleistung - 6 %) übertroffen wurde (Europäische 
Kommission 2001b, Nr. 3.1 Absatz 4 Band II). Jedoch 
zeigte sich, dass dieser Kapazitätsabbau durch Effizienz-
erhöhungen überkompensiert wurde. 
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84. Bei der Reform der Grundverordnung im Jahre 
2002 entschied sich die Kommission, die MAGP durch 
eine Zu- und Abgangsregelung bei den nationalen Fische-
reiflotten zu ersetzen und dabei die Hauptverantwortung 
für den Kapazitätsabbau auf die Mitgliedstaaten zu über-
tragen. Dementsprechend muss jedem öffentlich geför-
derten Kapazitätszugang bis zu hundert BRZ (Brutto-
raumzahl) zur Flotte eines Mitgliedstaates ein Kapazitäts-
abbau in mindestens gleichem Umfang gegenüberstehen 
und jedem Kapazitätszugang von über hundert BRZ ein 
Abbau des 1,35-fachen dieser Kapazität vorausgehen. Die 
ohne öffentliche Zuschüsse bewirkten Kapazitätszugänge 
müssen durch den vorherigen Abbau von Kapazitäten in 
mindestens gleichem Umfang ohne öffentliche Zuschüsse 
ausgeglichen werden (Artikel 13 Absatz 1 VO (EG) 
Nr. 2371/2002). 

Die Tonnage der Fischereiflotte eines Mitgliedslandes 
(die in Bruttoregistertonnen gemessene Kapazität) darf 
insgesamt nicht über den Stand vom 1. Januar 2003 (oder 
für Länder, die der EU später beigetreten sind, dem Bei-
trittsdatum) steigen. Im Zeitraum 2003 bis 2004 hatte 
jeder Mitgliedstaat zudem seine Gesamtfangkapazität um 
3 % auf Basis der Vorgaben aus dem MAGP IV zu sen-
ken (Artikel 13 Absatz 2 VO (EG) Nr. 2371/2002). 
Darüber hinaus wurden die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
Managementpläne zum Abbau der Überkapazitäten zu 
erstellen und über deren Erfolge regelmäßig zu berichten. 

Damit eine Überprüfung ihrer Anpassungsmaßnahmen 
möglich ist, wurden die Mitgliedstaaten zudem dazu 
verpflichtet, nationale Fischereiflottenregister zu führen 
(Artikel 15 VO (EG) Nr. 2371/2002).  

Zuschüsse für Modernisierungen von Trawlern dürfen nur 
für mindestens fünf Jahre alte Schiffe und lediglich zur 
Verbesserung der Sicherheit, der Produktqualität, der 
Arbeitsbedingungen, für selektive Fangmethoden und für 
Geräte zur Satellitenüberwachung gewährt werden, sofern 
durch solche Maßnahmen die Fangkapazitäten nicht er-
höht werden (Artikel 11 Absatz 5 VO (EG) 
Nr. 2371/2002). 

85. Neben diesen Beihilfen, können Mitgliedstaaten 
im Rahmen der sogenannten De-Minimis-Regelung ohne 
zusätzliche Auflagen direkte Einkommensstützungen in 
erheblichem Umfang aus nationalen Kassen gewähren. So 
gilt für den Fischereisektor der relativ hohe De-Minimis-
Höchstbetrag „von 30.000 Euro für jedes begünstigte 
Unternehmen und bezogen auf einen Zeitraum von drei 
Steuerjahren, sofern die Summe aller Unternehmens-
beihilfen zusammen 2,5 % der nationalen Jahres-
erzeugung in diesem Bereich nicht übersteigt“ (VO (EG) 
Nr. 875/2007 der Kommission über die Anwendung der 
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf De-Minimis-Beihilfen 
im Fischereisektor). 

86. Auf Europäischer Ebene wurde 2007 der soge-
nannte Europäische Fischereifonds (EFF) eingerichtet, 
mit dessen Hilfe die Fischwirtschaft sowie die Küsten-
gemeinden bei der strukturellen Anpassung an die Verän-
derungen im Fischereisektor unterstützt werden sollen. 
Der EFF ist für den Zeitraum 2007 bis 2013 mit einem 
Budget von 4,3 Mrd. Euro ausgestattet. Die Finanzierung 

von Projekten erfolgt über Strategiepläne und operatio-
nelle Programme der nationalen Behörden. Die Förder-
schwerpunkte sind:  

– „Anpassung der Fischereiflotte (z. B. Unterstützung 
der Abwrackung von Fischereifahrzeugen), 

– Aquakultur, Verarbeitung und Vermarktung sowie 
Binnenfischerei (z. B. zur Unterstützung des Wandels 
hin zu umweltfreundlicheren Produktionsmethoden), 

– Maßnahmen von allgemeinem Interesse (z. B. zur 
Verbesserung der Rückverfolgbarkeit oder der Kenn-
zeichnung von Produkten), 

– umweltverträgliche Entwicklung von Fischerei-
gebieten (z. B. zur Unterstützung der Neuausrichtung 
von Fischereigemeinden auf andere wirtschaftliche 
Schwerpunkte) und 

– technische Hilfe zur Finanzierung der Fondsverwal-
tung“ (Europäische Kommission 2011a). 

Neben diesen Direktbeihilfen aus dem EFF und ver-
gleichbaren einzelstaatlichen Beihilferegelungen kommt 
die Fischereiwirtschaft in den Mitgliedstaaten in den 
Genuss zahlreicher indirekter Subventionen, deren wich-
tigste die vollständige Befreiung von Kraftstoffsteuern ist 
(Europäische Kommission 2009b, S. 8). 

Auch wenn es von einer Meeresregion und Flotte zu einer 
anderen deutliche Unterschiede gibt, haben sich doch im 
Durchschnitt insgesamt die Flotten auch nach der letzten 
GFP-Reform 2002 lediglich um 2 % jährlich verkleinert, 
was durch die Erhöhung der Fangeffizienz mehr als aus-
geglichen wird (ein Zuwachs um schätzungsweise 2 bis 
3 % pro Jahr). Somit konnte bis heute das Missverhältnis 
zwischen Flottengröße und verfügbaren Fischbeständen 
nicht behoben werden (Europäische Kommission 2009b, 
S. 8). 

87. Ein Grund hierfür ist das Festhalten an der Sub-
ventionierung von Fischereifahrzeugen, auch wenn diese 
in festgelegten Grenzen zu erfolgen hat. Auch wenn bei 
jeder Förderung ein mindestens gleichwertiger Kapazi-
tätsabbau vorausgesetzt wird, ändert sich nichts daran, 
dass der Sektor mit öffentlichen Geldern gestützt und der 
Prozess der Anpassung an die Grenzen der Märkte und 
der natürlichen Ressourcen damit verlangsamt wird. Das 
Gleiche gilt auch für die weiterhin mögliche Förderung 
von Schiffsmodernisierungen. Die auf eine Kapazitäts-
neutralität gerichteten Förderbedingungen können auch 
hier nicht verhindern, dass die auf der einen Seite – der 
nicht kapazitätsrelevanten Investitionen – bewirkten 
finanziellen Entlastungen auf der anderen Seite wiederum 
Mittel für kapazitätserweiternde Maßnahmen freisetzen 
(SRU 2004, Tz. 249). Zudem hat sich gezeigt, dass die 
ständige Unterstützung der Schiffsverschrottungen durch 
eine Verschrottungsprämie von den Investoren in ihre 
künftigen Investitionsentscheidungen einbezogen wird 
und diese somit indirekt subventioniert (Europäische 
Kommission 2009b, S. 9). 

Die Kommission will dies in Zukunft unterbinden, indem 
sie in ihrem Vorschlag für eine neue Grundverordnung 
vorschreibt, dass die Fangkapazität von Fischereifahrzeu-
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gen, die mit öffentlichen Zuschüssen stillgelegt wurden, 
nicht ersetzt werden darf (Artikel 34 Absatz 2 des 
Kommissionsvorschlags). 

In Anbetracht der erheblichen Überkapazitäten sollten 
jedoch sämtliche Subventionen (ob durch die Gemein-
schaft oder durch die Mitgliedstaaten), die den Bau neuer 
Schiffe fördern, eingestellt werden. Dazu gehören auch 
Subventionen, die nur mittelbar zum Erhalt der Über-
kapazitäten beitragen, wie die Befreiung von Kraftstoff-
steuern. Die Europäische Kommission hat bereits das Ziel 
der Abschaffung sämtlicher umweltschädlicher Subven-
tionen formuliert, was auch für diesen Sektor gelten muss 
(Europäische Kommission 2011c). Subventionen sollten 
ausschließlich für die zur Schrumpfung des Sektors erfor-
derlichen, sozioökonomischen Maßnahmen ausgezahlt 
werden (SRU 2004, Tz. 266). In diesem Zusammenhang 
ist auch insbesondere der sehr hohe De-Minimis-Betrag 
für direkte Einkommensstützungen an Fischer als kritisch 
einzustufen. Dieser sollte dringend heruntergesetzt wer-
den. 

88. Besonders wichtig ist es, dass die Flottenkapazi-
täten an die nationalen Quoten angepasst werden, da 
Überkapazitäten nicht in allen Fischereien im gleichen 
Maße bestehen. Die Europäische Kommission sollte Vor-
gaben erarbeiten, wie weit die Mitgliedstaaten in den 
einzelnen Fischereien ihre Überkapazitäten abbauen müs-
sen.  

Tatsächlich gibt die Kommission in ihrem Vorschlag zur 
Reform der Grundverordnung vor, dass die Kapazitäten 
die im Anhang III des Vorschlags festgelegten Fang-
kapazitätsobergrenzen nicht übersteigen dürfen. Solche 
klaren Vorgaben auf Mitgliedstaatenebene sind prinzipiell 
zu begrüßen. Um das Ziel zu erreichen, die Flotten-
kapazitäten an die dem Nachhaltigkeitsprinzip entspre-
chenden Fangmöglichkeiten anzupassen, müssen die 
einzelnen Staaten zur Einhaltung von Kapazitätsober-
grenzen verpflichtet werden, die den individuellen Fang-
möglichkeiten entsprechen. Die im Anhang III vorgege-
benen Obergrenzen entsprechen jedoch wieder nur dem 
Status quo und würden somit in keiner Weise den drin-
gend nötigen Abbau der Kapazitäten erzwingen können. 
Zudem können die Flotten, die von einem neu einzurich-
tenden System handelbarer Fischereibefugnisse betroffen 
sind, sprich die Hochseeflotten und die größeren 
Kutterflotten (vgl. Tz. 96), auf Antrag ihres Mitglied-
staates hin von dieser Verpflichtung ausgenommen wer-
den (Artikel 35 Absatz 2 des Kommissionsvorschlags), 
was den von einer solchen Verpflichtung ausgehenden 
Abbau weiter reduzieren wird. 

Eine Anpassung der europäischen Fischereiflotte an die 
bestehenden, nachhaltig zu bewirtschaftenden Ressourcen 
sollte jedoch möglichst bald erfolgen. 

3.2.4 Überwachung und Kontrolle 

89. Generell ist es Aufgabe der Mitgliedstaaten, eine 
effektive Fischereiüberwachung in ihrem Hoheitsgebiet 
sowie ihrer Fangfahrzeuge, die außerhalb der Gemein-
schaftsgewässer operieren, zu gewährleisten und die Vor-
schriften der GFP durchzusetzen (Artikel 23 Absatz 1 und 

2 VO (EG) Nr. 2371/2002). Allerdings können sowohl 
die Überwachungstätigkeiten der Mitgliedsländer 
kontrolliert als auch Fischereiinspektionen durch EU-
Fischereiinspektoren durchgeführt werden (Artikel 27 
VO (EG) Nr. 2371/2002). Des Weiteren kann jeder 
Mitgliedstaat in den Gemeinschafts- sowie in 
internationalen Gewässern auch die Schiffe kontrollieren, 
die nicht unter der eigenen, sondern unter der Flagge 
eines anderen Mitgliedstaates fahren (Artikel 28 VO (EG) 
Nr. 2371/2002). 

90. Zur Verbesserung der Kontrolle der Fische-
reitätigkeiten wurde 2005 zudem eine gemeinsame 
Fischereiaufsicht (European Fisheries Control Agency) 
eingesetzt, welche die einzelstaatlichen und gemein-
schaftlichen Überwachungs- und Inspektionsmittel bün-
deln soll. Sie soll die Kontrolltätigkeiten der Mitglied-
staaten im Bereich der Fischereiaufsicht koordinieren und 
„die Mitgliedstaaten bei der Zusammenarbeit im Hinblick 
auf die Erfüllung der Vorschriften der gemeinsamen 
Fischereipolitik und deren wirksame und einheitliche 
Anwendung“ unterstützen (Artikel 1 VO (EG) 
Nr. 768/2005). Sie begann mit ihrer Tätigkeit im Jahr 
2007. Seitdem wurden die Inspektionen erhöht und einige 
illegale Aktivitäten zusätzlich aufgedeckt (AGNEW et al. 
2009, S. 27). Insgesamt muss sich aber wohl noch zeigen, 
inwieweit sich dadurch die Kontrolle deutlich verbessert 
hat. 

Um sicherzustellen, dass die Mitgliedstaaten ihre Ver-
pflichtungen aus der GFP einhalten, verfügt die Kommis-
sion zurzeit über verschiedene Mechanismen. Wenn sie 
einen Fall der Nichtbefolgung der Regeln der GFP fest-
stellt oder ein unvollkommenes Kontrollsystem entdeckt, 
kann die Kommission zum einen die Überweisungen von 
Hilfen aus dem EFF, zumindest partiell, unterbrechen. 
Zum anderen kann sie die Fischereiquoten der Staaten, 
die die GFP-Vorschriften zur Bestandserhaltung nicht 
einhalten, reduzieren oder die betreffende Fischerei 
schließen, wenn diese einen Bestand befischt, für den ein 
Mehrjahresplan besteht. Darüber hinaus werden Quoten-
kürzungen vorgenommen, wenn die Fischereiflotte eines 
Mitgliedstaates die Quoten überschritten hat, die ihm im 
Vorjahr bewilligt wurden (DAMANAKI 2011, S. 7). 

Die bestehenden Sanktionen der Mitgliedsländer bei 
Überschreitung zugeteilter Quoten durch einzelne Fischer 
wirkten hingegen in der Vergangenheit nicht als wirkliche 
Abschreckung. So stellte die Kommission 2007 fest, dass 
der Betrag, den die Industrie als Strafe zahlen musste, 
durchschnittlich gerade einmal circa zwei Tausendstel des 
Anlandewertes des illegalen Fangs ausmachte. Diese 
Kosten einer eventuellen Aufdeckung der illegalen An-
landung wurden von der Industrie einfach als normale 
laufende Kosten miteinkalkuliert. Die Strafen konnten 
somit nicht als Anreiz zum Einhalten der Regeln wirken 
(Europäischer Rechnungshof 2007, S. 17). 

Wirkungslose Strafen sowie scheinbar unzureichende 
Kontrollen führten dazu, dass illegale Fänge anhaltend 
hoch lagen (vgl. Abb. 4). 

91. Um dies zu ändern, wurde 2008 eine Reform der 
Fischereikontrollpolitik der EU in Gang gesetzt, welche 
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durch die unlängst im April 2011 angenommene Durch-
führungsverordnung Nr. 404/2011 vollendet wurde. Das 
neue System stützt sich auf drei Säulen („Fischerei: Null-
Toleranz-Kampagne" der EU gegen illegale Fischerei 
wird verschärft“, Pressemitteilung der Europäischen 
Kommission vom 12. April 2011). 

– Die eigentliche Kontrollverordnung (VO (EG) 
Nr. 1224/2009), durch die ein neuer Rechtsrahmen für 
die Kontrolle und Durchsetzung der GFP geschaffen 
wird. 

– Eine Verordnung zur Bekämpfung der illegalen 
Fischerei (VO (EG) Nr. 1005/2008 und Durch-
führungsverordnung Nr. 1010/2009), die sicherstellt, 

dass alle Fischereierzeugnisse, die in die EU einge-
führt und aus der EU ausgeführt werden, den ein-
schlägigen Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaß-
nahmen vollauf Genüge tun. Demnach dürfen aus-
schließlich Waren in die Gemeinschaft importiert bzw. 
heraus exportiert werden, für die eine entsprechende 
Fangbescheinigung vorliegt. 

– Eine Verordnung über die Erteilung von Fischerei-
genehmigungen (VO (EG) Nr. 1006/2008), in deren 
Rahmen Wirtschaftsbeteiligte aus der EU die Zulas-
sung zur Fischerei außerhalb von EU-Gewässern und 
Wirtschaftsbeteiligte aus Drittstaaten die Zulassung 
zur Fischerei innerhalb von EU-Gewässern erhalten 
können. 

Abbildung 4 

Geschätzte Höhe der nicht gemeldeten Anlandungen 
bei  zwei  Dorsch-  und einem Makrelenbestand 

 

Quelle: AGNEW et al. 2009, S. 25 

 

Die Kontrollverordnung versucht einheitliche und wir-
kungsvolle Sanktionen zu gewährleisten, indem sie vor-
schreibt, dass die Gesamthöhe der Sanktionen und Be-
gleitsanktionen so von den Mitgliedstaaten festgelegt 
werden muss, „dass den Verantwortlichen […] wirksam 
der wirtschaftliche Gewinn aus den Verstößen entzogen 
wird. Die Sanktionen müssen ferner so beschaffen sein, 
dass ein der Schwere des Verstoßes entsprechendes Er-
gebnis erzielt werden kann, um wirksam von weiteren 
Verstößen dieser Art abzuschrecken“ (vgl. Artikel 89 
Absatz 2 VO (EG) Nr. 1224/2009). Zusätzlich werden 
auch Verwaltungs- und Strafverfahren nach nationalem 
Recht nicht ausgeschlossen. Ob die vorgenommenen 
Sanktionen insgesamt scharf genug sind und damit den 
Anforderungen aus der Verordnung gerecht werden, wird 
durch Audits der Kommission überprüft. Zudem führt die 
EU zurzeit ein Punktesystem ein, vergleichbar 

demjenigen, das in Deutschland bei Verkehrsdelikten 
eingesetzt wird (Europäische Kommission 2011e). 

92. Neben neuen Vorgaben für Sanktionen wurden 
weitere Verbesserungen hinsichtlich der Kontrolle der 
Fischereitätigkeiten auf den Weg gebracht. So sieht die 
Kontrollverordnung vor, dass jedes EU-Fischereifahrzeug 
eine gültige Fanglizenz besitzen muss, um gewerblich 
Fischfang zu betreiben. Zudem müssen sie bei Ausübung 
bestimmter Fischereitätigkeiten in Gebieten, in welchen 
der Fang durch GFP-Bestimmungen begrenzt ist (z. B. 
durch Aufwandsregelungen und Mehrjahrespläne), in 
Besitz einer Fangerlaubnis sein, die diese Tätigkeiten 
erlaubt. Zudem zwingt die Verordnung die Mitglied-
staaten zur Installation eines satellitengestützten Schiffs-
überwachungssystems (Vessel Monitoring System – 
VMS), das von jedem Fischereifahrzeug über 15 m (ab 
1. Januar 2012 ab 12 m) Länge regelmäßig Daten über 
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Standort, Kurs und Geschwindigkeit erfasst. Schiffe ähn-
licher Größe aus Nicht-EU-Ländern müssen ein funkti-
onsfähiges Satellitenortungsgerät an Bord installieren, 
wenn sie in Gemeinschaftsgewässern fahren. Für größere 
Schiffe wird zudem schrittweise die Installation von 
automatischen Schiffsidentifizierungssystemen vorge-
schrieben. Auch müssen Logbücher über alle Einsätze 
geführt werden, in die alle Mengen jeder gefangenen und 
an Bord behaltenen Art sowie aller Rückwürfe im Einzel-
nen eingetragen werden.  

Zur besseren Kontrolle der Anlandungen wird vorge-
schrieben, dass große Mengen nur an bestimmten aus-
gewiesenen Häfen angelandet werden dürfen und dann 
auch nur, wenn die Schiffe über entsprechende Genehmi-
gungen verfügen. Zudem versucht die Kontrollverord-
nung sicherzustellen, dass Fischereierzeugnisse über die 
gesamte Verarbeitungskette hinweg rückverfolgbar sind – 
„vom Netz bis auf den Tisch“. Dazu schreibt sie Kontrol-
len auf jeder Stufe der Verarbeitungskette vor, bei denen 
für jede Lieferung Fisch nachzuweisen ist, dass der Fisch 
legal gefangen wurde (VO (EG) Nr. 1224/2009). 

93. Der Kommissionsvorschlag zur Reform der GFP 
sieht neben der Weiterführung der bestehenden Kontroll- 
und Überwachungstätigkeiten auch vor, dass Pilotvor-
haben für neue Fischereikontrolltechnologien durch die 
Kommission oder die Mitgliedstaaten durchgeführt wer-
den (Artikel 47 Kommissionsvorschlag). 

94. Inwieweit der neue Rechtsrahmen, der durch die 
neue Fischereikontrollpolitik geschaffen wurde, eine 
wirksamere Kontrolle und Sanktionierung und damit eine 
höhere Rechtstreue gewährleistet, muss sich noch zeigen. 
Die letzte Durchführungsverordnung ist erst im April 
dieses Jahres in Kraft getreten. Damit ist das EU-System 
für Fischereikontrollen mit seinen detaillierten Vor-
schriften zur Durchführung der Kontrollen in der gesam-
ten Lieferkette („Fischerei: Null-Toleranz-Kampagne" der 
EU gegen illegale Fischerei wird verschärft“, Presse-
mitteilung der Europäischen Kommission vom 
12. April 2011) erst jetzt voll einsatzbereit. Es scheint 
jedoch ein entscheidender Schritt in die richtige Richtung 
getan worden zu sein. 

3.2.5 Das außergemeinschaftliche Fischereiregime 

95. Während die Nachfrage an Fischereiprodukten in 
der EU stetig zunimmt, nehmen die Fangerträge in den 
EU-27 gleichzeitig ab. Folge davon ist ein andauernder 
Anstieg der Importe (vgl. Abb. 5), gleichzeitig aber auch 
eine zunehmende Verlagerung von Fischereiaktivitäten 
europäischer Fischereifahrzeuge in außereuropäische 
Gewässer. Mehr als ein Viertel der Fische, die von der 
europäischen Flotte gefangen werden, stammen aus Ge-

wässern außerhalb der EU (Europäische Kommission 
2001a). In der EU werden – gemessen am Wert der Pro-
dukte – 24 % der weltweiten Fischressourcen konsumiert 
(Europäische Kommission 2011b, S. 3). Der Food and 
Agriculture Organization of the United Nations (FAO) 
zufolge wird der Fischkonsum in Europa weiter steigen 
(FAO 2007) und damit auch der Fischereidruck in inter-
nationalen Gewässern sowie in den Gewässern von Dritt-
staaten. Die damit verbundene Verschiebung des Fische-
reiaufwands von den industrialisierten Ländern in Ent-
wicklungsländer wird als das Schlüsselproblem der welt-
weiten Fischerei betrachtet (WORM et al. 2009, S. 584). 
Fast der gesamte Fisch, der von ausländischen Flotten in 
afrikanischen Gewässern gefangen wird, wird in den 
Industrieländern konsumiert und steht damit als Protein-
quelle für die afrikanischen Länder nicht zur Verfügung. 
Dies kann die regionale Sicherheit der Lebensmittel-
versorgung gefährden. Die Überfischung bedroht außer-
dem die Biodiversität (ebd.). 

Um der EU-Flotte nach der Einführung von AWZ in den 
meisten Küstenländern der Erde in den 1970er-Jahren 
weiterhin Zugang zu den Fanggebieten nichteuropäischer 
Staaten zu ermöglichen (IFREMER 1999), schließt die 
EU seit Mitte der 1970er-Jahre bilaterale und multilate-
rale Fischereiabkommen mit Drittstaaten ab. Unterschie-
den werden auf der einen Seite die „nördlichen Abkom-
men“, die mit Norwegen, Island und den Färöer Inseln 
abgeschlossen wurden und die auf der gemeinsamen 
Bewirtschaftung von Fischereien basieren. Das wichtigste 
Abkommen mit Norwegen umfasst Quoten im Wert von 
mehr als 2 Mrd. Euro.  

Partnerschaftsabkommen („südliche Abkommen“) wur-
den auf der anderen Seite mit Ländern in Afrika und im 
Pazifik abgeschlossen. Mitte 2011 bestehen 15 solcher 
Abkommen, für 5 Abkommen ist gegenwärtig kein Pro-
tokoll in Kraft (Europäische Kommission 2011b, S. 18-
19). Neben den bestehenden 11 Thunfischabkommen 
umfassen eine Reihe von Abkommen mehrere Fischarten 
(ebd.). Die EU hat in den letzten zehn Jahren ihre Fische-
reiaktivitäten über die bisherigen Fischgründe vor West-
afrika hinaus nach Ostafrika (Mosambik, Madagaskar und 
Komoren) und in den Südpazifik (Kiribati, Salomonen 
und Mikronesien) ausgedehnt. Grundlage der Fischerei-
abkommen ist Artikel 62 Absatz 2 des Seerechtsüberein-
kommens, der festlegt, dass der Küstenstaat anderen 
Staaten Zugang zu der überschüssigen Fangmenge an 
Fisch in seiner AWZ gewähren kann, die er nicht selbst 
fangen kann.  
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Abbildung 5 

EU27-Fangmengen (Fangerträge)  vs.  Importe 

 

Quelle: OCEAN2012 2011 

 

Seit der letzten GFP-Reform werden die südlichen 
Abkommen als partnerschaftliche Fischereiabkommen 
bezeichnet, um zu unterstreichen, dass die EU finanzielle 
Gegenleistungen für den Zugang zu den Fischgründen 
erbringt und die Entwicklung des örtlichen Fischerei-
sektors fördert. Für solche Abkommen legte die Kommis-
sion bereits 2002 in ihrer „Mitteilung über einen inte-
grierten Rahmen für partnerschaftliche Fischereiabkom-
men mit Drittländern“ fest, dass auch die EU-Fernfische-
reiflotte die Fischereiressourcen außerhalb der Gemein-
schaftgewässer nachhaltig nutzen soll (Europäische 
Kommission 2002). Aus Kohärenzgründen mit den Ziel-
vorgaben der europäischen Entwicklungspolitik 
(Artikel 208 Absatz 1 Unterabsatz 2 S. 2 AEUV) sollen 
die Entwicklungsländer, mit denen die Abkommen 
geschlossen werden, insbesondere auch befähigt werden, 
ihre Meeresressourcen selbst zu nutzen (Europäische 
Kommission 2002, S. 5). Daher bestimmte die Mitteilung 
2002, dass der finanzielle Beitrag der EU aus zwei Teilen 
zusammengesetzt sein soll – dem Teil des 
Finanzbeitrages, der im Austausch für die den 
europäischen Schiffen eingeräumten 
Fischereimöglichkeiten geleistet wird und größtenteils 
vom privaten Sektor zu tragen ist, und dem Teil, der 
partnerschaftlichen Fischereiaktionen, wie zum Beispiel 
Bestandsabschätzungen und Tätigkeiten der Kontrolle, 
der Überwachung und der Überprüfung, gewidmet ist 
(Europäische Kommission 2002, S. 8).  

Aufgrund der auch nach der Einführung der Partner-
schaftsabkommen anhaltenden Kritik an den Abkommen 
hat sich die Europäische Kommission im Rahmen der 
Vorschläge für die GFP-Reform erneut mit der Aus-
gestaltung der Drittstaatenabkommen beschäftigt. In ihrer 
aktuellen Mitteilung über die externe Dimension der GFP 

weist die Europäische Kommission selbst auf erhebliche 
Defizite der Partnerschaftsabkommen hin: 

– Die Wissensbasis über bestimmte Bestände ist nicht 
ausreichend, um den „Überschuss“ im Sinne des See-
rechtsübereinkommens zu bestimmen, 

– die Bedingungen der Abkommen, die der Küstenstaat 
mit dritten Staaten abschließt, sind der EU in der 
Regel unbekannt und 

– die Küstenstaaten können die Mittel zur Verbesserung 
ihres Fischereisektors nur begrenzt verwenden 
(Europäische Kommission 2011b, S. 10). 

Nach Auffassung der Europäischen Kommission sollten 
deshalb ergänzende Anforderungen an bilaterale Fische-
reiabkommen aufgestellt werden, die von der EU beim 
Abschluss solcher Abkommen beachtet werden sollten. 
Dazu zählt, dass  

– die Abkommen auf den besten verfügbaren wissen-
schaftlichen Informationen über den kumulierten 
Fischereiaufwand gestützt werden sollen, 

– „gemischte“ Abkommen über verschiedene Arten 
wissenschaftlich überprüft werden sollen, 

– die Beachtung der Menschenrechte eine wesentliche 
Bedingung für den Abschluss von Fischereiabkom-
men sein soll, 

– sich die Reeder stärker an den Kosten der Zugangs-
rechte beteiligen sollen, 

– sichergestellt werden soll, dass die Fischereiabkom-
men dazu beitragen, die Verwaltung des Fischerei-
sektors in dem Partnerland, insbesondere im Hinblick 
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auf Überwachung, Kontrolle sowie Verwaltungs- und 
wissenschaftliche Kompetenz, zu stärken und 

– sichergestellt werden soll, dass die sektorspezifischen 
Zahlungen angemessen und effizient verwendet 
werden und dass anderenfalls die Zahlungen aus-
gesetzt werden (Europäische Kommission 2011b, 
S. 4). 

Die Abkommen sollen zukünftig als „nachhaltige Fische-
reiabkommen“ bezeichnet werden (vgl. Artikel 41 – 42 
Kommissionsvorschlag).  

Von Teilen der EU-Fischereiwirtschaft und besonders des 
Thunfischsektors besteht weiterhin ein starkes Interesse 
daran, die Fischereiabkommen mit nebeneinander gele-
genen Staaten abzuschließen, um den von ihnen befisch-
ten wandernden Fischarten besser in benachbarte AWZ 
folgen zu können (Europäische Kommission 2009b, 
S. 26). 

Fischereiabkommen werden schon seit Jahren auch unter 
ökonomischen Gesichtspunkten für die EU kritisch be-
wertet. So stellt beispielweise die Ex-post-Evaluation des 
Fischereiabkommens und Protokolls zwischen der EU 
und Guinea Bissau fest, dass die jährlichen Zahlungen 
von 7 Mio. Euro an Guinea-Bissau die Arbeitsplätze auf 
See von nur 470 EU-Staatsangehörigen subventionieren 
(die durchschnittlichen jährlichen Fänge hatten einen 
Wert von 32,1 Mio. Euro) (Oceanic Developpement 

2010). Entsprechend hat die Europäische Kommission 
vorgeschlagen, den Beitrag der Reeder an den Zahlungen 
an die Küstenstaaten zu erhöhen (Europäische 
Kommission 2011b, S. 12). Gleichzeitig stellen die Zah-
lungen der EU durchschnittlich 7,3 % des Staatsbudgets 
von Guinea-Bissau dar, was die enorme Bedeutung für 
die betroffenen Länder deutlich macht (Oceanic 
Developpement 2010). 

Es wird den Partnerschaftsabkommen vorgeworfen, vor 
allem die überdimensionierte EU-Flotte am Leben zu 
erhalten. Für die meisten betroffenen westafrikanischen 
Entwicklungsländer hat die industrielle Fischerei durch 
Drittstaaten – ob sie im Rahmen von Fischereiabkommen 
erfolgt oder nicht – überwiegend negative Auswirkungen 
(zur Situation einzelner Staaten: MARI 2010). Gut doku-
mentiert ist die Verlagerung des Fischereidrucks auf west- 
und ostafrikanische Gewässer. Einen groben Eindruck 
von dem Umfang dieser Abkommen erhält man, wenn 
man betrachtet, wie viele Jahre Zugangsberechtigung sich 
die verschiedenen Wirtschaftsräume von den Staaten in 
Ost- und Westafrika einräumen ließen (Abb. 6). Fast alle 
hier gefangenen Fische werden in Industrieländern kon-
sumiert. Der Anteil der illegalen und nicht gemeldeten 
Fänge aus West- und Ostafrika ist auch besonders hoch 
(WORM et al. 2009, S. 584). 

 

 

Abbildung 6 

Verlagerung des Fischereidrucks nach Afrika in den 1990er-Jahren 

 

Die Zahlen entsprechen den kumulierten Zugangsjahren, die insgesamt in allen Fernfischereiabkommen gewährt wurden. 

Quelle: WORM et al. 2009, basierend auf ALDER und SUMAILA 2004 
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Die Europäische Kommission weist die Kritik an den 
Fischereiabkommen, insbesondere mit westafrikanischen 
Staaten, aber auch an der Fangpraxis der EU-Flotte 
zurück: die EU-Flotten trügen zu weniger als 20 % des 
Befischungsdrucks bei und seien deshalb auch nicht für 
die Überfischung in manchen Gebieten und mancher 
Arten verantwortlich (Europäische Kommission 2009a, 
S. 25). Sie räumt allerdings durchaus ein, dass Fischerei-
abkommen stärker als bisher den Erfordernissen der Ent-
wicklungsstaaten und ihrem berechtigten Anspruch auf 
Ausbau ihres eigenen Fischereisektors entgegenkommen 
sollen. Berechtigte Bedenken bestehen daran, ob die Part-
nerländer in der Lage sind, die Fänge fremder Flotten zu 
überwachen (SWARTZ et al. 2010, S. 1367). Aus diesem 
Grund ist seit 2008 die Möglichkeit vorgesehen, Schiffe, 
die in einer IUU-Liste geführt werden oder Verstöße 
begangen haben, vom Erwerb von Lizenzen für die 
Fischerei in Drittstaatengewässern auszuschließen 
(VO (EG) Nr. 1006/2008). 

Der SRU sieht die Drittstaatenabkommen kritisch. Er hat 
Zweifel daran, dass eine ausreichende Überwachung der 
Fischereiaktivitäten durch die Drittstaaten wie auch die 
Einhaltung von strengen Nachhaltigkeitskriterien realis-
tisch ist, auch wenn die EU im Rahmen der sektoriellen 
Politik auch den Aufbau von Kontrollsystemen unter-
stützt. Generell ist die Praxis, dass die EU auch Ressour-
cen befischt, die für die Ernährung der Bevölkerung in 
den Partnerländern benötigt werden, zu hinterfragen. Dies 
ist auch nicht mit dem finanziellen Ausgleich, der dafür 
gewährleistet wird, zu rechtfertigen, weil zum einen die 
Gegenleistungen deutlich niedriger sind als der von den 
Unternehmen erzielte Gewinn, zum anderen Unterstüt-
zung für den Aufbau von Kapazitäten im Fischereisektor 
eines Entwicklungslandes auch unabhängig von der 
Überlassung von Fischressourcen an die EU gewährt 
werden könnte.  

Zudem sollten Fischereifahrzeuge, die im Rahmen von 
Stilllegungsprogrammen ausgemustert werden, nicht in 
anderen Regionen fischen dürfen, damit öffentliche 
Gelder nicht dazu verwendet werden, Überkapazitäten in 
Drittländer zu „exportieren“. Mithilfe von DNA-Nach-
weisen wurde festgestellt, dass circa ein Drittel der im-
portierten Fische in der EU unter falscher Herkunfts-
angabe auf den Markt gebracht werden (MILLER und 
MARIANI 2010). In erster Linie werden dabei ökono-
misch weniger wertvolle Fische aus afrikanischen Gewäs-
sern in ökonomisch wertvollere Fische aus anderen Fang-
gebieten „umetikettiert“. Dies zeigt, dass die EU die 
Überwachung ihrer Fernfangflotte deutlich verbessern 
muss, um IUU-Fischerei auch durch die EU-Fernfang-
flotte zu unterbinden.  

3.3 Zur Einrichtung von Systemen 
übertragbarer Fischereibefugnisse 

96. Den Mitgliedstaaten werden nationale Quoten an 
den Fischbeständen in den Gewässern, die von der GFP 
erfasst werden, zugeteilt. Wie der einzelne Mitgliedstaat 
diese an die Fischereibetreibenden weitergibt, wie er also 
die Quoten der einzelnen Bestände auf die Fischer ver-
teilt, bleibt nach der momentan geltenden Grundverord-

nung jedem Staat selbst überlassen. Vielfach wird so 
verfahren, dass die jeweilige Fischerei geschlossen wird, 
wenn die nationale Quote ausgefischt ist (DÖRING et al. 
2008, S. 169). Das bedeutet, dass die Fischereibetriebe 
keine individuellen Verfügungsrechte an den Fisch-
beständen oder Teilen der Fangquote haben. Ein solches 
System begünstigt jedoch die Übernutzung von Bestän-
den: Wenn es für einen Fischer keine Sicherheit gibt, dass 
er einen Fisch auch morgen fangen kann, dann wird er 
dies heute tun. Besteht also jederzeit die Gefahr, dass die 
Fischerei bald geschlossen wird, weil die festgelegten 
Fangquoten erreicht sind, dann werden die Fischer in den 
Ausbau ihrer Kapazitäten investieren, um einen möglichst 
großen Anteil an der Gesamtquote in kurzer Zeit ab-
fischen zu können. Diese an der kurzfristigen Gewinn-
maximierung orientierte Kapazitätsplanung führt 
zwangsläufig zu Überkapazitäten. Gleichzeitig ist es für 
den einzelnen Fischer auch rational, ein Fanggerät einzu-
setzen, das gute Fänge verspricht, auch wenn dieses einen 
hohen Beifang an Jungfischen zur Folge hat und damit die 
zukünftige Bestandserhöhung verringert (DÖRING et al. 
2008, S. 169 f.; SRU 2004, Tz. 273). 

Als Lösung wird vielfach vorgeschlagen und in einigen 
Mitgliedstaaten wie den Niederlanden, Spanien und Eng-
land auch praktiziert, die nationalen Fangquoten individu-
ell an die einzelnen Fischer oder auch Fischergruppen, 
wie beispielsweise Erzeugergemeinschaften, zu verteilen 
und diese individuellen Quoten handelbar zu machen 
(individual transferable quotas – ITQs)(SRU 2004, 
Tz. 271). Ein fester, zumeist prozentualer Anteil an der 
Gesamtfangquote gibt den Fischern den Anreiz, diesen 
Anteil mit möglichst geringen Kosten abzufischen. 
Fischer mit hohen Fangkosten können aber ihre Quoten 
auch an Nutzer verkaufen oder verpachten, die zu gerin-
geren Kosten fischen können. Auch in Deutschland wird 
ein bedeutender Teil der Quote an Reedereien (Hochsee) 
und Erzeugergemeinschaften (Kutter) vergeben. Handel-
bar im Sinne von Verkauf oder Verpachtung sind diese 
zwischen den einzelnen Fischern jedoch nicht.  

Nun wird angenommen, dass unter einem ITQ-System 
jeder in der Fischerei Verbleibende bestrebt sein wird, 
seinen Gesamtfang zu erhöhen, was bei konstantem An-
teil nur möglich wird, wenn der Bestand anwächst und so 
der einzelne Fischer eine höhere Fangmenge realisieren 
kann. Daher wird davon ausgegangen, dass die Nutzer 
sich darauf verständigen, als Gruppe zu agieren und so 
„ihren“ Bestand managen (DÖRING et al. 2008, S. 172). 
So haben sich in der neuseeländischen Fischerei seit Im-
plementierung von ITQs neben der staatlichen Über-
wachung bereits erste private Kooperationen in Form 
freiwilliger Kontrollinstitutionen etabliert (KERR et al. 
2003, S. 17). 

Zudem besteht über die Möglichkeit des Quotenverkaufs 
ein Anreiz für Fischer, die unrentabel wirtschaften, auszu-
steigen, wodurch insgesamt die Überkapazitäten (vgl. 
Tz. 83) in den Fischereiflotten abgebaut werden können 
(SRU 2004, Tz. 273). 

Aufgrund der positiven Anreize individueller Nutzungs-
rechte, schlägt die Kommission in ihrem Vorschlag zur 
neuen Grundverordnung vor, alle Mitgliedstaaten zu 
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verpflichten, ein System „übertragbarer Fischereibefug-
nisse“ einzurichten sowie „individuelle Fangmöglich-
keiten“ zuzuweisen. Demnach soll jeder Mitgliedstaat bis 
spätestens 31. Dezember 2013 ein System übertragbarer 
Fischereibefugnisse für alle Fischereifahrzeuge über 12 m 
Länge sowie alle Fahrzeuge unterhalb von 12 m Länge, 
aber mit einem geschleppten Fanggerät (Artikel 27 
Kommissionsvorschlag), einrichten. „Übertragbare 
Fischereibefugnisse“ sind widerrufbare Nutzeransprüche 
auf einen bestimmten Teil der einem Mitgliedstaat zuge-
teilten oder in einem vom Mitgliedstaat beschlossenen 
Bewirtschaftungsplan festgelegten Fangmöglichkeiten“ 
(Artikel 5 Kommissionsvorschlag). Den Inhabern von 
übertragbaren Fischereibefugnissen werden dann entspre-
chende jährliche Fangmöglichkeiten (in Tonnen) zuge-
wiesen (Artikel 29 Kommissionsvorschlag). Bei der Zu-
teilung übertragbarer Fischereibefugnisse für gemischte 
Fischereien sollen die Mitgliedstaaten die wahrschein-
liche Zusammensetzung der Fänge der an diesen Fische-
reien beteiligten Schiffe berücksichtigen (Artikel 28 
Kommissionsvorschlag). 

Der Vorschlag sieht vor, dass die Mitgliedstaaten ge-
währleisten, dass die Fischereibefugnisse in jedem Fall 
innerhalb eines Mitgliedstaates ganz oder teilweise zwi-
schen den zuteilungsberechtigten Inhabern solcher Be-
fugnisse übertragbar sind (Artikel 31 Kommissions-
vorschlag). Im Hinblick auf die Fangmöglichkeiten besagt 
der Vorschlag, dass diese verpachtet werden können 
müssen (Artikel 32 Kommissionsvorschlag). Die Bedin-
gungen, welche für die Übertragung der Fischereibefug-
nisse gelten, können von den einzelnen Mitgliedstaaten 
selbst festgelegt werden (Artikel 31 Kommissionsvor-
schlag). Diese könnten beispielsweise festlegen, dass die 
Befugnisse nur innerhalb bestimmter Flottensegmente 
übertragbar sind.  

Unrentabel wirtschaftende Unternehmen können ihre 
Fischereibefugnisse somit veräußern und haben damit, 
wie zuvor beschrieben, einen Anreiz auszusteigen. Kon-
trollen sind in einem solchen System jedoch auch weiter-
hin notwendig, allein schon um die Bestände weiterhin zu 
schätzen. Bei funktionierenden Gruppenprozessen wären 
die Kontroll- und Regeldurchsetzungskosten jedoch deut-
lich geringer als heute, da sowohl der Anreiz sinkt, mög-
lichst schnell möglichst viel zu fischen, als auch der An-
reiz, dabei Fangmethoden zu verwenden, die zu hohen 
Beifängen in Form von Jungfischen führen (SRU 2004, 
Tz. 273). Die Kontrolle durch den Staat könnte somit 
unter Umständen teilweise durch Selbstkontrolle ersetzt 
werden, weil die Gruppe der Fischer ein Eigeninteresse 
daran hat, dass der Einzelne sich nicht so verhält, dass 
ihre zukünftigen Einkünfte geschmälert werden. 

Kritiker eines solchen Systems befürchten zum Beispiel, 
dass die Konzentrationserscheinungen, welche sich aus 
dem nun attraktiver gewordenen Ausscheiden kleinerer 
Fischereibetriebe und der Übernahme der Fischereirechte 
durch rentable, zumeist Großunternehmen ergeben, zu 
einer Verdrängung der kleingewerblichen und mittelstän-
dischen Fischerei führen (BMELV 2011b). Solche Kon-
zentrationserscheinungen könnten somit negative Aus-
wirkungen für die kleine Küstenfischerei haben, ohne 

dass dadurch die Gesamtbefischung reduziert würde. 
Schließlich wird die Quote bei Aufgabe eines Fischers 
weiterhin, nur eben von jemand anderem, ausgefischt. 
Konzentrationen wurden in bestehenden ITQ-Systemen 
auch tatsächlich beobachtet. So waren im Vereinigten 
Königreich, in den Niederlanden, in Island sowie in der 
neuseeländischen Küstenfischerei nach der Einführung 
der ITQs eine deutlich stärkere Konzentration beim Quo-
tenbesitz festzustellen (Europäisches Parlament – 
Generaldirektion Wissenschaft 2003, S. 8). Die Gefahr 
des „Aussterbens“ der Küstenfischerei versucht die 
Kommission in ihrem Vorschlag zu mindern, indem sie 
die obligatorische Einrichtung des Systems übertragbarer 
Fischereibefugnisse auf Fahrzeuge oberhalb von 12 m 
bzw. Fahrzeuge mit geschlepptem Fanggerät beschränkt 
(Artikel 27 Kommissionsvorschlag). Den jedoch dringend 
notwendigen Abbau der Überkapazitäten bei den kleinen 
Kuttern schlägt sie vor, anderweitig über bindende Kapa-
zitätsobergrenzen zu erzwingen, die jedoch nach jetzigem 
Vorschlag zu hoch liegen um einen spürbaren Abbau zu 
erreichen (vgl. Tz. 88). Ungewollt starke Konzentrationen 
könnten aber auch über eine Einschränkung der 
Handelbarkeit, zum Beispiel die Festlegung von 
Höchstmengen an Quoten pro Fischer, wie in Island 
praktiziert, verhindert werden (OECD 2005, S. 14). 

Ein Strukturwandel, welcher durch ein ITQ-System und 
auch durch das von der Kommission vorgeschlagene 
Modell verstärkt induziert wird, ist aber zumindest für die 
nachhaltige Bewirtschaftung der Bestände in Mitglied-
staaten mit hohen Überkapazitäten vorteilhaft, verringert 
sich durch den Abbau von Überkapazitäten doch der 
Druck auf die Fischer und damit auf die Fischbestände. 
Durch Umschulungs- und Beschäftigungsprogramme 
kann dieser Prozess zudem sozial abgefedert werden 
(SRU 2004, Tz. 273). 

Durch handelbare Quoten steigen allerdings die variablen 
Kosten der Fischer. Jeder angelandete Fisch verursacht 
zusätzliche Kosten (oder entgangenen Gewinn aus mög-
lichem Quotenverkauf) in Höhe des entsprechenden 
Quotenwertes. Damit steigt der Anreiz zum „High-
Grading“ – also dem Rückwurf von kleinen und jungen 
Fischen, um große und damit wertvollere Fische anlanden 
zu können. Ein ITQ-System darf somit nur in Verbindung 
mit einem Rückwurfverbot eingeführt werden, wie es 
auch im Kommissionsvorschlag vorgesehen ist (vgl. 
Tz. 63).  

ITQ-Systeme generell sowie das vorgeschlagene Kom-
missionsmodell ermöglichen eine flexible Anpassung des 
individuellen „Quotenmixes“ in einer gemischten Fische-
rei an den Fang des einzelnen Fischers durch rückwir-
kenden Kauf oder Pacht von Fangrechten, wodurch 
Rückwürfe von Arten, für die die Quote bereits ausge-
fischt bzw. gar keine Quote bestand, verhindert werden 
können. 

Ein negativer Anreiz kann entstehen, wenn aufgrund des 
Rückwurfverbots die Quoten für unvermeidbaren, aber 
kommerziell uninteressanten Beifang knapp sind, sodass 
ein hoher Anreiz für den Rückwurf dieser Arten entsteht. 
Dies unterstreicht die Notwendigkeit, ein Rückwurfverbot 
für alle Arten einer Fischerei einzuführen (vgl. Tz. 63), 
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dies mit den geeigneten Mitteln zu kontrollieren und 
Verstöße wirksam zu sanktionieren. Anreize zu illegalem 
Verhalten können durch eine zeitliche Flexibilisierung der 
TAC im Rahmen sicherer biologischer Grenzen oder eine 
begrenzte Reservehaltung von Fangrechten zur Sicher-
stellung der Marktliquidität zusätzlich gemindert werden. 
Diese Maßnahmen tragen des Weiteren dazu bei, die 
Gefahr des Rückwurfs geringwertiger Fanganteile zu 
senken (HATCHER et al. 2002, S. 67). 

Die Preisentwicklung für die Quoten in einem ITQ-
System generell sowie die der Fischereibefugnisse im 
Kommissionsmodell liefert zudem wichtige Informatio-
nen zum einen für die an der Fischereiwirtschaft betei-
ligten Akteure, zum anderen für die regulierenden Behör-
den, welche den Schutz der Ressourcen im Sinn haben: Je 
größer der Fischbestand und je stabiler das für die Be-
standserhaltung notwendige Ökosystem, umso höher ist 
der Marktwert der individuellen Fangrechte, da diese die 
in ihnen verbrieften gegenwärtigen und zukünftigen 
Fangmengen widerspiegeln. Diese Information verein-
facht den Unternehmen Investitionsentscheidungen und 
ist für die verantwortlichen Behörden ein zuverlässiger 
Indikator für die Entwicklung der Fischbestände und die 
wirtschaftliche Situation der Fischereibranche (SRU 
2004, Tz. 273). Dieser Zusammenhang gilt für die Ziel-
fischarten. Ein starker Preisanstieg der Quote einer un-
vermeidbaren Beifangart würde hingegen deutlich 
machen, dass der Bestand dezimiert wurde: Der Preis-
anstieg ergibt sich aus der gleichbleibenden Nachfrage 
nach der Beifangquote, um weiterhin die Zielart befischen 
zu können, bei verringertem Angebot dieser. Auch diese 
Informationen könnten von den Behörden genutzt wer-
den. 

Insgesamt scheint ein ITQ-System generell, sowie kon-
kret dessen Ausgestaltung im Kommissionsvorschlag zur 
Verteilung der Quoten innerhalb der Mitgliedstaaten, ein 
geeignetes Instrument darzustellen, um Anreize für eine 
bestandsschonendere Bewirtschaftung zu setzen, aber 
auch insbesondere um – zusammen mit einem Rückwurf-
verbot – das Problem der hohen Rückwürfe in gemischten 
Fischereien zu verringern. 

4 Zusammenfassung 

97. Mit der kommenden Reform der GFP müssen 
Rahmenbedingungen für ein Fischereimanagement ge-
schaffen werden, das eine langfristige Bewirtschaftung 
von weitestgehend gesunden Fischbeständen gewährleis-
tet. Darüber hinaus ist die GFP gefordert, ihren Beitrag 
zum Schutz und zum Erhalt der europäischen Meere zu 
leisten. Da die Fischerei weiterhin einer der Hauptverur-
sacher für Schäden in den marinen Ökosystemen ist, wird 
es ohne entsprechende Veränderungen in der GFP nicht 
gelingen, in Zukunft einen guten Umweltzustand in den 
Meeren, wie ihn die Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
anstrebt, zu erreichen. Der Kommissionsvorschlag zur 
Reform der GFP enthält hierfür bereits eine Reihe von 
begrüßenswerten Verbesserungen. Die vom SRU vorge-
schlagenen Maßnahmen gehen jedoch an vielen Stellen 
noch darüber hinaus.  

Dabei werden vom SRU zwei Wege beschritten. Zum 
einen sollen die Anreize, welche die GFP setzt, modifi-
ziert werden. Dazu gehört eine verbindliche Definition 
eines nachhaltigen Bestandsmanagements. Diese 
Anreizkorrekturen sind die Grundbedingung dafür, dass 
zum anderen das Mikromanagement stärker in die Hände 
der Regionen und der Fischerei gelegt werden kann, mit 
der Intention, die Eigenverantwortung der Fischer zu 
stärken und regionale Besonderheiten im höheren Maße 
zu berücksichtigen. Die Fischerei ist zukünftig gefordert 
zu dokumentieren, dass sie in der Lage ist, ihrer ökologi-
schen Verantwortung bei der Bewirtschaftung der Fisch-
bestände gerecht zu werden. 

Zum Schutz und zur Erhaltung der Meere und der mari-
nen biologischen Ressourcen hält der SRU somit folgende 
Veränderungen an der GFP für dringend erforderlich: 

Nachhaltiges Bestandsmanagement 

1.) Die Grundverordnung sollte durch eine verbind-
liche, auf naturwissenschaftlichen Größen basie-
rende Definition eines nachhaltigen, den Vorsorge-
ansatz berücksichtigenden Bestandsmanagements 
ergänzt werden. Zu dieser gehört eine fischereiliche 
Sterblichkeit, die unterhalb von FMSY bzw. bei 
0,9 FMSY liegt, und das Ziel einer Bestandsbiomasse 
oberhalb jener, die einen höchstmöglichen Dauer-
ertrag ermöglicht (sollte in Artikel 2 des Kommissi-
onsvorschlags ergänzt werden).  

2.) Des Weiteren sollte in die Grundverordnung eine 
Verpflichtung zur Erstellung von mehrjährigen Be-
wirtschaftungsplänen für alle bewirtschafteten Be-
stände aufgenommen werden. Außerdem sollten in 
Zukunft für alle Bestände, die gemeinsam bewirt-
schaftet werden oder die in einer direkten Abhän-
gigkeit zueinander stehen, gemeinsame Bewirt-
schaftungspläne erstellt werden (sollte in Artikel 9 –
 11 des Kommissionsvorschlags ergänzt werden).  

Rückwurfverbot und technische Maßnahmen 

3.) Es sollte ein Rückwurfverbot bzw. ein Zwang zur 
Anlandung sämtlicher Fischarten festgelegt werden 
(sollte in Artikel 15 des Kommissionsvorschlags 
entsprechend geändert werden). Ausnahmen sind 
nur für die Fischereien zulässig, bei denen der Bei-
fang eine nachweislich hohe Überlebenschance hat. 
Das Rückwurfverbot kann nach Fischereien getrennt 
stufenweise erfolgen; der Prozess sollte aber in 
möglichst kurzer Zeit abgeschlossen sein. Eine aus-
reichende Kontrolle des Rückwurfverbots durch die 
Mitgliedstaaten sollte gewährleistet werden. Hierfür 
sollte die Europäische Kommission technische Vor-
gaben erarbeiten (sollte in Artikel 15 des Kommis-
sionsvorschlags ergänzt werden). Erforderlich hier-
für sind Beobachter an Bord und/oder Kameratech-
niken. Plausibilitätskontrollen als Alternative sollten 
nur für die kleine Küstenfischerei zulässig sein. 
Darüber hinaus müssen technische Vorgaben für 
umweltschonende Fangtechniken erarbeitet und 
umgesetzt werden. Die von der Europäischen 
Kommission vorgeschlagene Rahmenregelung bie-
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tet hierfür einen wichtigen Ansatz (Artikel 14, 21 –
 26 Kommissionsvorschlag).  

Die gemeinsame Marktordnung 

4.) Die im Kommissionsvorschlag vorgesehene 
Abschaffung einer Interventionsregelung, in deren 
Rahmen öffentliche Gelder für die Beseitigung von 
Fisch gezahlt werden, ist vor dem Hintergrund der 
Grundsätze der GFP, gemäß derer die Fischerei-
ressourcen nachhaltig zu bewirtschaften sind, kon-
sequent und richtig. Die zurzeit durch die Interven-
tion künstlich hochgehaltenen Preise befördern un-
nötig die Überfischung und sind daher nicht mit den 
Grundsätzen einer nachhaltigen Befischung zu ver-
einbaren. 

Abbau der Überkapazitäten 

5.) In Anbetracht der erheblichen Überkapazitäten 
sollten sämtliche Subventionen, die den Bau neuer 
Schiffe befördern, eingestellt werden. Subventionen 
sollten ausschließlich für die zur Schrumpfung des 
Sektors erforderlichen sozioökonomischen Maß-
nahmen ausgezahlt werden. Besonders wichtig ist es 
auch, dass die Flottenkapazitäten an die nationalen 
Quoten angepasst werden. Die Europäische Kom-
mission sollte – wie in Artikel 35 des Kommissi-
onsvorschlags vorgesehen – Vorgaben machen, wie 
weit die Mitgliedstaaten in den einzelnen Fische-
reien ihre Überkapazitäten abbauen müssen. Die im 
Anhang III des Kommissionsvorschlags vorgesehe-
nen Obergrenzen entsprechen jedoch nur dem Status 
quo und würden somit in keiner Weise den dringend 
nötigen Abbau der Kapazitäten erzwingen. Deshalb 
ist es dringend geboten, diese Obergrenzen herun-
terzusetzen. 

Überwachung und Kontrolle 

6.) Wirkungslose Strafen sowie scheinbar unzurei-
chende Kontrollen führten in der Vergangenheit 
dazu, dass illegale Fänge anhaltend hoch lagen. In-
wieweit der neue Rechtsrahmen, der durch die neue 
Fischereikontrollpolitik geschaffen wurde, eine sehr 
viel wirksamere Kontrolle und Sanktionierung und 
damit eine höhere Rechtstreue gewährleistet, muss 
sich noch zeigen. Es scheint jedoch ein entscheiden-
der Schritt in die richtige Richtung getan worden zu 
sein. 

Regionalisierung und Partizipation 

7.) Das Mikromanagement bzw. die Festlegung von 
technischen Maßnahmen für die nachhaltige Bewirt-
schaftung der Bestände sollte in stärkerem Maße in 
die Verantwortung der Fischerei bzw. der Regionen 
gelegt werden. Dabei ist zu überlegen, ob für die 
Koordination der regionalen Zusammenarbeit, aber 
auch für weitergehende Aufgaben, eine entspre-
chende Agentur oder andere Institution geschaffen 
bzw. bestehende genutzt werden können. In diesem 
Zusammenhang sollten die Fischereibeiräte stärker 
– zum Beispiel bereits bei der Erstellung von Maß-
nahmenvorschlägen – eingebunden werden. Dazu 

gehört auch die Verpflichtung der Europäischen 
Kommission, die Fischereibeiräte bereits vorab bei 
der Erarbeitung von fischereilichen Maßnahmen zu 
konsultieren (sollte in Artikel 53 des Kommissions-
vorschlags ergänzt werden). Innerhalb der Fische-
reibeiräte sollten die sonstigen Interessen – ein-
schließlich derer der Konsumenten – gestärkt wer-
den. 

Selektive Gebietsschließungen und Schutzgebiete 

8.) Selektive Gebietsschließungen und Schonzeiten 
sollten, wie in Artikel 8 des Kommissionsvorschlags 
vorgesehen, weiterhin als temporäre Maßnahmen 
zur Erholung/Schonung eines Bestandes eingesetzt 
werden. Langfristige Maßnahmen, wie Schutz-
gebiete sie darstellen (hier hauptsächlich die 
Natura 2000-Gebiete), sollten, wie in Artikel 12 er-
wähnt, durch wirksame Managementpläne gestärkt 
werden. Großflächige, zusammenhängende Nullnut-
zungszonen sollten innerhalb der Schutzgebiete zur 
Schaffung repräsentativer Referenzgebiete, zum 
Beispiel zur Ermittlung eines guten Umweltzustands 
im Kontext der MSRL, eingerichtet werden. Jegli-
che Art von Fischerei, die innerhalb der Schutz-
gebiete stattfindet, muss entweder durch umwelt-
schonende Fischereitechniken ersetzt oder, soweit 
die Fischereiaktivitäten den Schutzgebietszielen 
zuwider laufen, verboten werden. Schutzgebiete und 
ihre Ziele müssen regelmäßig auf ihre Wirksamkeit 
überprüft werden. Gebietsschließungen als Mana-
gementinstrument für die Fischereiwirtschaft sollten 
von weiteren Maßnahmen flankiert werden, um zu 
verhindern, dass es zu einer erheblichen Verlage-
rung des Fischereidrucks außerhalb der Gebiete 
kommt. 

Nachhaltige bilaterale Fischereiabkommen 

9.) Bilaterale Fischereiabkommen sollten langfristig 
nachhaltig ausgerichtet sein. Dafür ist es wichtig, 
dass die Abkommen auf die besten verfügbaren wis-
senschaftlichen Informationen über den kumulierten 
Fischereiaufwand gestützt werden. Die Abkommen 
müssen zudem den berechtigten Anspruch der 
Drittländer auf Ausbau ihres eigenen Fischerei-
sektors unterstützen. Fischereifahrzeuge, die im 
Rahmen von Stilllegungsprogrammen ausgemustert 
werden, sollten nicht in anderen Regionen fischen 
dürfen, damit Überkapazitäten nicht in Drittländer 
„exportiert“ werden. 

Einrichtung übertragbarer Fischereibefugnisse 

10.) Die im Artikel 27 des Kommissionsvorschlags 
vorgesehene Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur 
Einrichtung übertragbarer Fischereibefugnisse be-
grüßt der SRU. Ein solches System setzt Anreize für 
eine bestandsschonendere Bewirtschaftung und 
bietet die Möglichkeit, zusammen mit einem Rück-
wurfverbot, das Problem der hohen Rückwürfe in 
gemischten Fischereien zu verringern. 

Insgesamt weist der Kommissionsvorschlag zur Reform 
der GFP bereits positive Ansätze für ein nachhaltiges 
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Bestandsmanagement auf, geht allerdings in einigen Be-
reichen nicht weit genug und verliert sich in unverbind-
lichen Formulierungen. Das Ziel einer zukünftigen GFP 
muss die nachhaltige Bewirtschaftung der Fischbestände 
sein, bei der den ökologischen Zielen eine hohe Priorität 
zugewiesen wird. Dieser Sektor zeigt in besonders an-
schaulicher Weise, dass eine unzureichende Berücksich-
tigung ökologischer Belange langfristig auch erhebliche 
Auswirkungen auf die soziale und wirtschaftliche Nach-
haltigkeit hat. Es wird jetzt darauf ankommen, ob Ände-
rungen an dem Kommissionsvorschlag an diesem Leit-
gedanken ausgerichtet werden. Nur eine konsequente 
Implementierung einer nachhaltigen GFP hat die Chance, 
mittelfristig zu positiven Effekten sowohl für die Res-
source Fisch und die marinen Lebensräume, als auch für 
die Fischer und die Konsumenten zu führen. 
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Abkürzungsverzeichnis 

ACEA = Allowable Catch and/or Effort Algorithm 

ACFA = Advisory Committee on Fisheries and Aquaculture – Beratender Ausschusses für Fischerei 
und Aquakultur 

AEUV = Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

AWZ = Ausschließliche Wirtschaftszone 

B = Bestandsbiomasse 

BfN = Bundesamt für Naturschutz 

Blim = Die Minimumbiomasse eines Bestandes, unterhalb derer erwartet wird, dass die 
Rekrutierung des Bestandes gestört oder aber die Bestandsdynamik unbekannt ist. Es droht 
ein Bestandszusammenbruch. 

BMELV = Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

Bpa = Vorsorgereferenzpunkt für die Bestandsbiomasse. Er soll verhindern, dass die natürliche 
vorliegende Biomasse Blim erreicht. 

BRZ = Bruttoraumzahl 

CBD = Convention on Biological Diversity – Biodiversitäts-Konvention 

CO2 = Kohlendioxid 

DNA = Desoxyribonukleinsäure 

EFF = Europäischer Fischereifonds 

EO = Erzeugerorganisationen 

F = fischereiliche Sterblichkeit 

FAO = Food and Agriculture Organization of the United Nations – Welternährungsorganisation 

FFH = Fauna Flora Habitat 

Flim = Fischereiliche Sterblichkeit, die, wenn sie längerfristig oberhalb dieses Wertes liegt, 
wahrscheinlich zum Bestandszusammenbruch führt. 

Fpa = Vorsorgereferenzwert für die fischereiliche Sterblichkeit, um zu verhindern, dass die 
Sterblichkeit Flim erreicht. 

GFP = Gemeinsame Fischereipolitik 

HELCOM = Helsinki Commission – Kommission des Übereinkommens zum Schutz der Meeresumwelt 
des Ostseegebiets von 1992 

ICES = International Council for the Exploration of the Sea – Internationaler Rat für 
Meeresforschung 

ITQs = individual transferable quotas – individuelle, handelbare Quoten  

IUU = illegal, unreported and unregulated – illegal, nicht gemeldet und unreguliert 

K-Strategen = Arten mit geringer Reproduktionsrate 

KW-Tage = Kilowatt-Tage 

lit. = Buchstabe 

MAGP = Multi-Annual Guidance Programs – mehrjährige Ausrichtungsprogramme 

MPA = marine protected areas – Meeresschutzgebiete 

MSC = Marine Stewardship Council 

MSRL = Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie  

MSY = maximum sustainable yield – höchstmöglicher Dauerertrag 
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NSRAC = North Sea Regional Advisory Council – Nordsee-Fischereibeirat 

OSPAR-
Übereinkommen 

= Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks  

OSY = optimum sustainable yield – optimal nachhaltiger Dauerertrag 

RACs = Regional Advisory Councils – regionale Fischereibeiräte 

RECP = Royal Commission for Environmental Pollution 

R-Strategen = Arten mit hoher Reproduktionsrate 

SGMOS- = subgroup on management of stocks 

SRU = Sachverständigenrat für Umweltfragen 

SRÜ  
(vgl. engl.: 
UNCLOS) 

= Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen 

SSB = Spawning Stock Biomass – Biomasse an laichreifen Fischen 

STECF = Scientific, Technical and Economic Committee for Fisheries – Wissenschafts-, Technik- und 
Wirtschaftsausschuss für die Fischerei 

TAC = Total Allowable Catches – zulässige Gesamtfangmengen 

UNCLOS  
(vgl. dt.: SRÜ) 

= United Nations Convention on the Law of the Sea 

VMS = Vessel Monitoring System – satellitengestütztes Schiffsüberwachungssystem 

VO = Verordnung 

WWF = World Wide Fund For Nature 
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